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Manches Mi ßverständnis wäre vermeidbar, wenn mehr 
gewußt und weniger geglaubt würde. Das gilt im besonde­
ren für den Bereich S icherheitspolitik, ganz besonders für 
die Diskussion um den "NATO -Doppelbeschluß". Unser 
Taschenbuch kann eine bedeutsame Hilfe sein. Fachleute 
haben die Texte verfaßt, wir haben sie in Allgemeinver­
ständlichkeit umgesetzt und dabei dem umfassenden 
Glossar die richtige Wertung gegeben. 

» Neuma n zeig t. was Forschung ka nn: aufklüren. Er be­
schrünkt sich bewußt dara uf, Belege zu bie ten; der 
Verdienst sc ines kurzen Buches ist vo r a llem die umfa ng rei­
che Erlüuterung der Begriffe und Fa kten, di e die Nach rü­
stungsd isk ussio n zugleich verwirren und bestimmen . Hier 
ist mit Sachlichkeit alles zusa mmcngetragen , was man in 
der Disk ussio n. gle ich welcher Einste llung und Überze u­
g ung. parat haben so llte: eine Geschichte des NATO­
Doppelbesch lusses, eine Darstell un g eie r wesent lichen 
Rüstungsko ntro ll-Positionen und übe r mehr als zwei 
Drittel des Buches - e in Glossar: vo n "A BM-Vertrag" 
über ,.Eska la ti o nsd o minanz" und ,. nuk lea re Zwischen­
fül le" bi s ,.Zweit schlag".« 

OM9,80 

Dieses Buch ist keine Streitschrift gegen irgend je­
manden, sondern über " etwas" . Darin soll nicht die 
sich selbst dazu ernannte " Friedensbewegung" in 
der Bundesrepublik Deutschland attackiert werden. 
Vielmehr entstand aus einer schier unermeßlichen 
Fülle von Informationen, Erkenntnissen und Erfahrun­
gen ein knapper und nüchterner, gleichwohl engagier­
ter Bericht über den Mißbrauch der allen Menschen in­
newohnenden Friedenssehnsucht, über Methoden und 
Ziele der " Fremdbestimmung" zahlreicher Gruppen 
und Strömungen der sogenannten " Friedensbewegung" 
im Interesse und zum Nutzen marxistisch-leninistischer 
Revolutionsstrategie und sowjetischer imperialistischer 
Außen- und Militärpolitik. Bedingt durch die besonders 
exponierte Lage des freien Teils Deutschlands, unmittel­
bar an der " Frontlinie" zwischen dem westlichen Verteidi­
gungsbündnis und dem Warschauer Pakt gelegen, ist die 
Bundesrepublik Deutschland seit drei Jahrzehnten einer 
der wichtigsten Zielbereiche des politisch-psychologischen 
Krieges der Kommunisten. Das Wort " Frieden" spielt darin, 
auch als Einstiegsdroge kommunistischer Bündnispolitik, 
eine besondere, die Wachsamkeit von Demokraten oft ein­
schläfernde Rolle. 
Dieses Buch ist eine Streitschrift: für den Frieden in Freiheit. 

OSANG VERLAG GmbH . Am Römerlager 2 . 5300 Bonn 1 

Aus ,.Die Zeit" 



4 Editori a l 

5 Mehr a ls ein halbes Jahr ist 
verga ngen, seitdem die erste 

radioa kti ve Wolke über Tscherno­
byl stand und ihren Weg nach 
Westen na hm . Also ist der Zeit­
punkt gekommen, einmal zusam­
menzufassen, was die Wissen­
schaft bisher über den Unfall und 
seine Folgen zu sagen ha t. 
Prof Dr. H. W. Levi von der Ge­
sellschaft für Strahlen- und Um­
weltforschung in München: 
Der Reaktorunfall von Tschernobyl 
und seine Folgen 

9 Bei einer Veranstaltung des 
Technischen Hilfswe rks 

(THW) in Landshut am 27. Sep­
tember 1986 zog Dr. Friedrich 
Zimmermann , Bundesminister des 
Innern , eine Bilanz der Initia ti ven 
der Bundesregierung im Zivil- und 
im Katastrophenschutz und erlä u­
terte das Regierungskonzept. 
Roff Osang faßt die wichtigsten As­
pekte zusammen 

1 0 So beruhigend a lle ingeni­
eurmäßigen Berechnungen 

für den Fachmann sein mögen, im 
Moment ist die politisch wirksame 
Restunruhe größer a ls das tech­
ni sch vermutete Restrisiko bei ei­
ner a toma ren Ka tastrophe. Was 
ist denn wirk lich dran? 
Dr. Philipp Sonntag, unseren Le­
sern a ls Fachmann bestens be­
kannt, u. a. auch durch sein im 
Osang Verlag erschienenes Werk 
" Verhinderung und Linderung bei 
atomaren K atastrophen", be­
schreibt die "Ökonomie der Zivil­
verteidigung" 

16 Das Bundesba uministeri­
um ha t für einen neuen 

Schutzraumtyp Richtlinien erlas­
sen, die - soweit sie bislang be­
ka nnt geworden sind - Aufmerk­
sa mkeit gefunden haben wie bei 
keinem anderen Schutzraumtyp 
zuvo r. Eine der Ursachen: Diese r 
neue Typ wird durch Pa uschbeträ­
ge großzügig bezu schußt. 
Dipl.-Ing. Baudirektor Olto 
Schaible beschreibt ihn : 
Neuer Schutzra umtyp 

25 Im Zusammenhang mit 
dem Kraftwerkunfall 

Tschernobyl , das Kraftwerk trägt 
den Namen " Lenin" , wurde hin 
und wieder das inzwischen weltbe-

Heute 
in der 
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rühmte Gesetz Murphys zitIert: 
" Was schief gehen kann , geht auch 
schief' . 
Unser Mitarbeiter Dipl. Soz . Wolf 
R . Dombrowsky von der Chri stian 
Albrecht Universität in Kiel be­
nutzt auch Murphys Gesetz und 
schreibt 
"Katastrophenschutz nach Tscher­
nobyl - unerbetene Ratschläge an 
die Ratgeber unserer Regierung" 

29 Unsere Ausgabe IV /86 der 
Fachzeitschrift " Zivilver­

teidigung" ist vorwiegend dem 
Kernkraftwerkunfall vo n Tscher­
nobyl gewidmet. Auch unser öster­
reichischer Mitarbeiter, Gerald 
Kamelander, Dr. techn. , Dipl. Ing., 
widmet sich der physika li schen 
Problematik . Er ist im For­
sy.hu ngszentrum Seibersdorf 
(OFZS) tä tig. Er beschrei bt 
"Tschernobyl - Fakten und Schluß­
folgerungen" 

34 Die Aufenthaltsregelung 
ist a ls Rechtsinstitut des 

huma nitä ren Kriegsvölkerrechts 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 
anerkannt. Jedoch fehlt die Be­
handlung und gesetzliche Veran­
kerung im neuen Zivilschutz. 
Reg. -Dir. Wo(fgang Beßlich be­
schrei bt desha lb 
" Aufenthaltsregelung" - verdräng­
tes Teilgebiet des Z ivilschutzes? 

3 9 Nach dem Kernkraftwerk­
unfa ll von Tschernobyl 

setzte in fast a llen Teilen der Bun­
desrepublik Deutschland ein 
Sturm auf die Apotheken ein: Her 
mit den Jodtabletten. Bis heute 
konnte nicht geklärt werden, wer 

diese Parole "Jod rettet dich vor 
der Radioakti vität" in die Medien 
gebracht ha tte. Auf jeden Fall war 
manche Apotheke ausverka uft. 
Unser Mitarbeiter, Mitglied der 
Schutzkommission beim Bundes­
minister des Innern , Prof Dr. med. 
Dr. nato B. Glöbel von der Univer­
sitä t des Saarlandes in Homburg, 
fragt : 
"Sind Jodtabletten im Katastro­
phenfa ll sinnvoll? 
Konsequenzen aus dem Kernkraft­
werkunfall Tschernobyl" 

44 Der Beitrag will ein Ver­
such sein , die grundsätzli­

che Bedeutung der Aufgaben der 
Polizei des Bundes im Rahmen der 
Gesamtverteidigung exemplarisch 
darzustellen. Der Verfasser, Hans­
Jürgen Schmidt, Polizeihauptkom­
missar im BGS, beschreibt 
"Polizeiaufgaben im Rahmen der 
Gesamtverteidigung und zivilmilitä­
rischen Zusammenarbeit" 

50 Und wieder einmal gibt 
uns der inzwischen unse­

ren Lesern bekannte Mitarbeiter 
eine kritische Bewertung aus mili­
tä ri scher Sicht und des militäri­
schen Anteils 
OTL i. G. Helge Sch ulenburg 
" Zivil-militärische Verteidigung -
ZMZ: Bindeglied der Gesamtver­
teidigung" 

5 6 Ein Facharzt, Experte auf 
dem Gebiet der Toxologie, 

berichtet über ein Antidot gegen 
Lungenreizstoffvergiftungen: 
Dr. Max Daunderer 
"Erfa hrungen aus der 
Notfallmedizin" 

5 7 Reizwort Luftsicherheit. 
Deshalb hier eine wichtige 

Information. 
Oberregierungsrat Joachim ROll 
"Luftsicherhei t" 

59 Spektrum 

6 5 Jahresregister 

D as Titelbild von dpa-Frankfurt 
zeigt das KKW Tschernobyl nach 
dem Unfall. Ein Techniker über­
prüft den oberen Reaktorteil. 

Wir bitten unsere Leser im In- und 
Ausland um Beachtung der Anzei­
ge aufS . 15 " INTERSCHUTZ 88, 
Der Rote Hahn". 
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Editorial 
Zivilverteidigung 4/86 
Der große Herbstmarkt steigt, auf den sich die Bonner 
alljährlich freuen. Gigantische Gebilde moderner Tech­
nik ragen in deo Himmel; von weitem - über den Rhein 
hin - sind sie zu sehen und strahlen des Nachts mit un­
zähligen Lichtern. Ein herrliches Spektakel, das zudem 
ein gutes Geschäft für die Veranstalter verspricht; denn 
das Wetter spielt mit. 

Und schon berichtet die Lokalpresse. Und da fallt etwas 
Makabres ins Auge: ein Katastrophensimulator. Um sich 
und seiner Familie ein herrliches Vergnügen zu gönnen , 
braucht es der Katastrophe. Wenn diese nicht eintritt, 
wird sie gegen Eintrittsgeld simuliert. Nicht auszuden­
ken, was da wohl alles simuliert wird ... 

Als ob die Welt nicht voll der katastrophalen Ereignisse 
wäre, als ob nicht Not und Tod und Elend Tausende von 
Menschen in allen Regionen der Erde ständig heimsuch­
ten . Hier, bei uns, wo keine Giftgase aus einem See dran­
gen und mordeten, wo kein verheerendes Erdbeben 
Städte verwüstete, wo kein Chemiewerksunfall noch 
nicht voll absehbare Schäden anrichtete, hier besorgen 
wir uns die Katastrophe als Nervenkitzel mittels eines 
Katastrophensimulators selbst. 

Sicher, sich gegen Katastrophen zu wappnen wurde von 
den Hilfsverbänden und den Katastrophenschutzein­
richtungen des Bundes und der Länder stets mit simu­
lierten Katastrophen geübt. Aber bei den Berichten dar­
über in den Medien wurde gleichzeitig zum Bericht mit 
Häme agiert und wurden die Helfer, die da mangels ein­
getretener Katastrophe zu Übungszwecken die simulier­
te benutzten, diffamiert, zumindest belacht. Katastro­
phenschutzübungen, bei denen an Wochenenden junge 
Leute sich freiwillig engagierten, um den Notfall zu 
üben, wurden als überflüssig und lächerlich dargestellt. 

Um so erstaunlicher erscheint nun das Angebot eines 
Katastrophensimulators auf einem Vergnügungsmarkt. 
Dort gehört er nicht hin. Katastrophenschutzübung ist 
nicht Gruselnlernen auf einer Geisterbahn . Katastro­
phenschutz ist Hilfe im Notfall. 

Eva Osang 
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Der Reaktorunfall von 
Tschernobyl 
und seine Folgen 

w. H. Levi 

Monate sind vergangen, seitdem die erste radioaktive Wolke über Tschenobyl stand und ihren Weg nach 
Westen nahm. Der Zeitpunkt ist also geeignet, einmal zusammenzufassen, was die Wissenschaft bisher 
über den Unfall und über seine Folgen zu sagen hat. 

1. Der Unfall 

I n der Nacht vom 25. zum 26. 4. er­
eignete sich in einem der vier I 000 

MWe-Blöcke des Kernkraftwerks 
Tschernobyl ein Unfall. Die genauen 
Einzelheiten über seine Auslösung 
und seinen Ablauf sind immer noch 
nicht bekannt. Fest steht, daß es 
durch Ausfa ll von Kühlsystemen zu 
einem zumindest partiellen Schmelzen 
der Brennelemente und durch Explo­
sionen zur Beschädigung des Reak­
torgebäudes kam. Wenn Brennele­
mente schmelzen, verdampfen die da­
rin eingeschlossenen radioaktiven 
Spaltprodukte und gelangen in das 
Reaktorgebäude und , wenn dieses 
nicht mehr intakt ist, ins Freie. Der 
Reaktor von Tschernobyl enthält als 
Moderator einen großen Graphit­
block von 1000 Tonnen Gewicht, der 
in Brand geriet. Die Hitze trug offen­
bar dazu bei , daß Spaltprodukte in 
höhere Luftschichten gelangten und 
über weite Entfernungen transpor­
tiert werden konnten. 

Die Kühlung der Brennelemente ist -
auch noch eine Weile nach dem Ab­
schalten - die für die Sicherheit eines 
Reaktors wichtigste technische Funk­
tion. In einem deutschen Kernkraft­
werk sind daher alle für die Aufrecht­
erha ltung der Kühlung erforderlichen 
technischen Systeme (z. B. Notstrom­
versorgung, Notkühlung) nicht nur 
mehrfach vorhanden (redundante 
Auslegung) , sondern außerdem unter­
schiedlich konstruiert, um systemati­
sche Fehler auszusch ließen (d iversitä­
re Auslegung) , und räumlich ge­
trennt, um die Gefahr des voneinan­
der abhängigen Versagens mehrerer 

Systeme zu m1l11mleren. Damit wird 
die Wahrscheinlichkeit eines vo llstän­
digen Ausfalls der Kühlung extrem 
klein gehalten. Als letzte Barriere ha­
ben deutsche Reaktoren dann noch 
einen Sicherheitsbehälter (contain­
ment) statt eines normalen Reaktor­
gebäudes. Der kugelförmige Sicher­
heitsbehälter besteht aus einer 1,20 m 
dicken Betonschale und gibt vielen 
Kernkraftwerken hierzulande ihre 
charakteristische äußere Gestalt. Die­
se Betonschale ist so ausgelegt, daß 
sie allen zu erwartenden Drücken 
standhält, onne zu bersten. 

Sowohl die hohe Redundanz und Di­
versität der Sicherheitssysteme als 
auch der Sicherheitseinsch luß fehlen 
bei diesen russischen Reaktoren . Da­
her ist zunächst einmal der Eintritt ei­
nes Unfall wie in Tschernobyl bei ei­
nem deutschen Reaktor zwar nicht 
unmöglich , aber erheblich weniger 
wahrschein lich. Falls er aber doch 
einträte, blieben die verdampfenden 
Spaltprodukte in dem Sicherheitsbe­
hälter, so daß es mit hier ta tsächlich 
an Sicherheit grenzender Wahrschein­
lichkeit nicht zu vergleichbaren Aus­
wirkungen auf die Umgebung käme. 

Die Spaltprodukte aus dem russi­
schen Reaktor wurden in mehreren 
Wolken erst durch südliche und spä­
ter durch östliche Luftströmungen 
nach Skandinavien und nach Mittel­
europa geführt und an verschiedenen 
Orten durch Regenfälle auf den Erd­
boden niedergeschlagen. Süddeutsch­
land gehörte infolge der starken Ge­
witterregen am Abend des 30. 4. zu 
den wohl am stärksten betroffenen 
Gebieten Westeuropas. Während die 

Radioaktivität in der Luft bald wie­
der weggeweht wurde und bereits am 
I. 5. ihren Höhepunkt überschritten 
hatte, blieb bzw. bleibt uns die ausge­
waschene Radioaktivität am Boden 
erhalten. 

2. Maßeinheiten 
Ein paar Erklärungen zu den verwen­
deten Maßeinheiten: Radioaktivität 
rührt daher, daß instabile Atomkerne 
unter Aussendung von a-, ß- oder y­
Strahlung zerfallen. Die Zahl der Zer­
falle pro Sekunde ist ein Maß dafür, 
wie stark etwas radioaktiv verunrei­
nigt ist. Wenn also z. B. eine gegebene 
Menge Luft oder Milch die Aktivität 
I Becquerel (Bq) pro Kubikmeter 
oder Liter hat, heißt das , daß in dieser 
Menge I radioaktiver Zerfall pro Se­
kunde stattfindet. Durch den Zerfall 
verschwinden die radioaktiven Spalt­
produkte, und zwar mit einer jeweils 
charakteristischen Halbwertzeit. 
Nach einer HWZ ist noch die Hälfte, 
nach zwei HWZ noch ein Viertel vor­
handen und so fort. Die HWZ von 
J od-131 z. B. beträgt 8 Tage, die von 
Cäsium-13? dagegen 30 Jahre . 

Die Aktivität sagt noch nichts über 
die Wirkung aus, die die Stranlung 
ausübt, wenn sie z. B. im menschli­
chen Körper absorbiert wird . Dabei 
überträgt die Strahlung, die von sehr 
unterschiedlicher Energie sein kann , 
diese Energie auf die absorbierende 
Materie . Die Energieübertragung 
wird in rad - neuerdings in Gray (Gy) 
- angegeben (100 rad = I Gy = I 
Joulejkg) . Hierfür wird häufig auch 
noch eine alte und etwas anders defi­
nierte Einheit Röntgen (r) verwendet, 
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Der Reaktorunfall 

wobei die Zahlenwerte für Röntgen 
und rad ungefähr gleich sind . Die bio­
logische Wirkung bei der Absorption 
von Strahlung in lebendem Gewebe 
hängt nun nicht nur von der Gesamt­
menge der übertragenen Energie ab, 
sondern auch von der Art der Über­
tragung, insbesondere von ihrer 
räumlichen Dichte. Es gibt daher für 
jede Strahlenart einen biologischen 
Bewertungsfaktor Q. Für ß- und y­
Strahlung hat er den Wert I, für a­
S~rahlung ist Q = 20. Die Äquiva­
lentdosis, die die biologische Wirkung 
einer gegebenen Strahlenmenge cha­
rakterisiert, also das, was uns letztlich 
interessiert, wird in rem - neuerdings 
in Sievert (Sv) - angegeben (100 rem 
= I Sv; rem = rad x Q). 

Für die radioaktiven Stoffe im Nie­
derschlag von Tschernobyl gi lt unge­
fähr R = rad = rem. 

3. Radioaktivität in 
Deutschland 

Zurück zu den radioaktiven Spaltpro­
dukten aus dem Reaktor in Tscherno­
byl. Sie kamen nicht alle in gleicher 
Menge zu uns, denn einmal entstehen 
sie bei der Kernspaltung in unter­
schiedlichen Mengen und zum ande­
ren hängt es von ihrer F lüchtigkeit 
ab, wie weit sie überhaupt in die At­
mosphäre gelangen können. Die 
größte Rolle haben daher die ra­
dioaktiven Isotope des Jods und des 
Cäsiums gespielt, eine sehr kleine da­
gegen radioaktives Strontium und 
Plutonium. Bei den Atombomben­
tests, der Quelle des radioaktiven 
Fallouts in den 50er und 60er Jahren, 
war das ganz anders. Da entstanden 
die Spaltprodukte bei der Explosion 
in der Atmosphäre und kamen in den 
Mengenverhältnissen auf die Erde, 
wie sie entstanden waren. Die Jodiso­
tope haben allerdings wegen ihrer re­
lativ kurzen Halbwertzeiten damals in 
geringerer Menge die Erde erreicht a ls 
jetzt beim Tschernobyl-Unfall . 

Was die langlebigen Radionuklide be­
trifft, zeigt ein Vergleich mit dem 
Fallout aller Kernwaffentests, daß in 
Süd bayern als Folge des Reaktorun­
falls ungefähr fünfmal so viel Cäsium, 
aber nur 1/ 10 des Strontiums und 
1/ 1000 des Plutoniums auf dem Bo­
den abgelagert wurden wie damals. 
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Strahlenexposition der deutschen Bevölkerung 

natürliche Strahlenexposition 
(200 mrem/Jahr) 

I I 
I I 
I I 
I L - - - Fallout (2 mrem) '0 ,_ • ....", 

I L - - - - Technik, Forschung (2 mrem) 
effektive Dosis pro Jahr 
(Mittelwerte) 

I L - - - - - - Kerntechnische Anlagen « 1 mrem) insgesamt ca . 350 mrem/Jahr . 

Zusätzlich durch Tschernobyl 
gemittelt über die nächsten 
50 Jahre: 10 mrem/Jahr 

L_ - - - - - - Beruf « 1 mrem) 

• In München 50 mrem 
.. In Bremen 37 mrem, im Saarland 69 mrem 

im Kreis Wunsiedel (Oberlranken) 121 mrem 

Durch die Niederschläge waren Gras 
und bereits erntefähiges oder fast ern­
tefahiges Blattgemüse oberfläch lich in 
erheblichem Maße radioaktiv verun­
reinigt. Aus dem Gras gelangt die Ra­
dioaktivität über die weidende Kuh 
schnell in die Milch. Vorsorge gegen 
gesundheitsschäd liche Auswirkungen 
mußte sich daher in erster Linie auf 
die Nahrungsaufnahme richten. 

Die Strahlenschutzkommission (SSK) 
- ein unabhängiges , vom Innenmini­
ster berufenes Gremium von Strah­
lenschutzfachleuten - hat bereits am 
2. bzw. 4. Mai Richtwerte für die 
höchstzulässigen Radiojodkonzentra­
tionen in Milch und Frischgemüse 
festgelegt. 

Richtschnur war dabei die Forde­
rung, daß die bei Störfallsituationen 
deutscher Reaktoren geltenden 
Grenzwerte für eine einmalige Strah­
lenbelastung deutlich unterschritten 
werden. Für Cäsium wurden keine 
Richtwerte festgelegt, wei l die durch 
Cäsium zu erwartenden Strahlenbela­
stungen, summiert über die nächsten 
Jahre, nicht größer waren . als die 
durch das natürlich vorkommende 
und allgegenwärtige Radioisotop Ka­
lium-40, das sich chemisch und biolo-

gisch ganz ähnlich wie Cäsium ver­
hält. Im Gegensatz zur Milch war 
Trinkwasser nicht nennenswert mit 
Radioaktivität verunreinigt. 

Der von der SSK empfohlene Wert 
von 500 Bq pro Liter Milch war also 
wohl begründet und niedriger, a ls er in 
den meisten anderen Staaten empfoh­
len wurde, z. B. 2000 Bq/I in Schwe­
den und über 3000 in der Schweiz. 
Dennoch haben eine Reihe von Bun­
desländern für ihr Gebiet weit niedri­
gere Grenzwerte vorgeschrieben und 
damit am meisten zur Verwirrung der 
Menschen beigetragen. Hessen und 
Nordrhein-Westfalen waren hier zwar 
vornan, aber auch Berlin und Schles­
wig-Holstein betrieben Strahlen­
schutz-Partikularismus. 

Die oberflächliche Verunreinigung 
der landwirtschaftlichen Produkte ist, 
vor allem soweit es sich um Jod han­
delt, inzwischen durch den radioakti­
ven Zerfall abgeklungen. Das Cäsium 
allerd ings bleibt uns für lange Zeit, 
und zwar sitzt es ziemlich fest gebun­
den in der obersten Bodenschicht und 
wird daher nicht ins Grundwasser ge­
langen. Nach den Kenntnissen über 
den Transfer Boden/Pflanze wird sich 
pro Jahr etwa 1/ 1000 davon in den 



Pflanzen wiederfinden. Das wird aber 
nur zu sehr geringen Radioaktivitäts­
konzentrationen , etwa in der Größen­
ordnung I Bq/kg, in Weidegras, Ge­
treide und Gemüse führen. Entspre­
chend wird auch Fleisch in den näch­
sten Jahren nur wenig Cäsium enthal­
ten, zumal das Vieh - wie übrigens 
auch der Mensch - nicht alles aufge­
nommene Cäsium speichert, sondern 
einen Teil wieder ausscheidet. Man 
charakterisiert diese Ausscheidung 
mit der biologischen Halbwertzeit, 
der Zeit also, nach der die Hälfte einer 
aufgenommenen Menge wieder aus­
geschieden ist. Für Cäsium liegt sie 
bei verschiedenen Lebewesen in der 
Größenordnung 10 bis 100 Tage. 

4. Strahlenbelastung als 
Folge von Tschernobyl 
Wie wird nun in der Bilanz die Strah­
lenbelastung der heute lebenden Men­
schen aussehen? Die Strahlenbela­
stungen in Bayern können wegen der 
starken Betroffenheit weiter Bereiche 
dieses Bundeslandes als obere Gren­
zen für die Bundesrepublik gelten. 
Viele Bundesländer haben geringere 
Belastungen. Je nach Lebensweise re­
sultieren in Bayern aus dem Tscher­
nobyl-Unfall - aufsummiert über die 
nächsten 50 ] ahre - insgesamt Strah­
lendosen zwischen 100 und maximal 
I 000 mrem, im Mittel etwa 400 
mrem. Für Kleinkinder liegt die Bela­
stung eher im oberen Teil dieser Span­
ne. Diese Werte sind mit Hilfe eines 
Computermodells errechnet worden, 
das von der GSF für solche Zwecke 
entwickelt worden ist und das externe 
Bestrahlung ebenso wie interne Be­
st rah lung, und zwar sowohl über die 
Nahrungskette als auch über die In­
halation berücksichtigt. 

Diesen 0,4 rem oder maximal I rem 
stehen im Mittel in den nächsten 50 
Jahren 10 rem natürliche Strahlendo­
sis gegenüber, also mindestens IOmal 
so viel. Um ein Gefühl für diese Rela­
tion zu geben: Es gibt in Deutschland 
nicht wenige Menschen, die auf 
Grund ihres Wohnortes (Höhe ü. d. 
Meeresspiegel , Bodenbeschaffenheit) 
in den gleichen 50 Jahren bis zu 2,5 
rem mehr als die mittleren 10 rem an 
natürlicher Strahlendosis erhalten . Es 
ist den Epidemiologen - in Überein­
stimmung mit den Erwartungen der 

Strahlen biologen - bisher nicht gelun­
gen, in solchen Gebieten erhöhte 
Krebsraten nachzuweisen (vgl. Abbil­
dung). 

Bei Personengruppen, die erheblich 
höheren Strahlendosen ausgesetzt 
waren, z. B. bei Überlebenden von Hi­
roshima und Nagasaki , sind dagegen 
signifikant höhere Krebsraten gefun­
den worden. Wenn man nun von den 
Wirkungen dieser hohen Strahlendo­
sen auf kleine Dosen extrapoliert und 
pessimistisch unterstellt, daß die bio­
logische Wirkung auch bei kleinsten 
Dosen dosisproportional bleibt, so 
kann man auch für Dosen, wie sie 
durch Tschernobyl auftreten, die 
Wahrscheinlichkeit von strahlenindu­
zierten Krebserkrankungen ausrech­
nen. Wegen der außerordentlichen 
großen Zahlen, auf die man sich hier 
beziehen müßte, kann man aber der­
art kleine Wahrscheinlichkeiten nicht 
einmal im Tierversuch empirisch veri­
fizieren. 

Von einer Mill ion Menschen, die mit 
insgesamt I rem bestrahlt werden, be­
kommen nach dieser Extrapolation -
aufsummiert über die folgenden 30 
Jahre - durch die Bestrahlung insge­
samt 100 bis ISO Krebs. 200000 bis 
300000 von dieser Million werden 
aber unabhängig von der Bestrahlung 
im Laufe ihres Lebens an Krebs er­
kranken. Auch der Laie erkennt so­
fort , daß die Zahl 100 bis ISO in der 
statistischen Bandbreite 200000 bis 
300000 untergeht und damit eine rei­
ne Rechengröße ist. Mit anderen 
Worten: Die Krebsrate in Bayern 
wird durch Tschernobyl mit Sicher­
heit nicht erhöht sein . Das gleiche gilt 
für genetische Schäden. 

Gegen diese Überlegungen gibt es 
zwei Kategorien von Einwendungen. 
Zum einen wird auf epidemiologische 
Studien, z. B. an Arbeitern in Kern­
kraftwerken, verwiesen , die angebl ich 
a uf ein höheres Krebsrisiko bei nied­
rigen Strahlendosen schließen lassen. 
Die Epidemiologie ist eine For­
schungsrichtung, die sich im wesentli­
chen statistischer Methoden bedient 
und die nicht nur mit Fachkunde, 
sondern a uch mit großer Selbstkritik 
betrieben werden muß, wenn man 
vermeiden wi ll , auf Grund zufälliger 
Korrelationen Scheinkausalitäten zu 
postulieren. Alle einschlägigen Stu-
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dien haben entsprechender kritischer 
Nachprüfung bisher nicht standge­
halten. 

Der andere Einwand bestreitet die 
Vergleichbarkeit von natürlicher und 
künstlicher Radioaktivität sowie von 
externer und interner Bestrahlung. In 
einem besonders dramatischen Auf­
satz in der Süddeutschen Zeitung 
wurde das kürzlich wieder einmal von 
F. Vester behauptet. Dieser Einwand 
ist wissenschaftlich falsch . Alle mo­
dernen Methoden, um aus Radioakti­
vitätskonzentrationen im Körper -
seien es natürliche oder künstliche 
Radionuklide - Strahlendosen zu be­
rechnen , berücksichtigen korrekt das 
jeweilige biologische Verhalten der 
Radionuklide und kommen damit 
auch zu korrekten Werten für die 
Strahlenbelastung entweder des gan­
zen Körpers oder, wie bei der selekti­
ven Belastung der Schilddrüse durch 
radioaktives Jod , einzelner Organe. 
Dies hat die SSK schon vor etwa zehn 
Jahren auf der Grundlage eingehen­
der Studien offiziell festgestellt. Die 
Behauptung, daß natürliche und 
künstliche Radioaktivität in ihren 
Auswirkungen auf den menschlichen 
Körper grundsätzlich nicht vergleich­
bar seien, beruht nicht auf einer na­
turwissenschaftlichen, sondern eher 
auf einer von Bioromantik geprägten 
naturprulosophischen Betrachtungs­
weise. 

5. Das Minimierungsgebot 
des internationalen 
Strahlenschutzrechts 
Zu der verbreiteten Ratlosigkeit und 
Verwirrung in der Bevölkerung hat 
neben einem gewissen und in solchen 
Fällen wahrscheinlich unvermeidli­
chen anfänglichen Informationsdefi­
zit und den schon erwähnten enormen 
Unterschieden der Länderpraktiken 
ein scheinbarer Widerspruch in vielen 
Äußerungen von Fachleuten beige­
tragen . Es wurde einerseits gesagt, 
daß niemand wegen der Auswirkun­
gen von Tschernobyl um seine Ge­
sundheit fürchten müsse, es wurde 
aber andererseits auch gesagt, daß 
das, was hier an Radioaktivität her­
untergekommen ist und was an Strah­
lenbelastung daraus folgte, alles über­
steigt, was wir aus eigenem Umgang 
mit der Radioaktivität an Belastung 
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zu lassen und erst recht das, was wir 
praktizieren. So wurde z. B. einmal 
zutreffend festgestellt , daß ein radio­
chemisches Labor, das so stark ra­
dioaktiv verunreinigt ist wie die Wie­
sen in Bayern, sofort gesperrt und erst 
nach gründlicher Reinigung wieder 
freigegeben würde. 

Der Schlüssel zur Auflösung dieses 
Widerspruchs ist die besondere, der 
übrigen Technik fremde Denkweise 
des Strahlenschutzes. Die gesetzli­
chen Grenzwerte und erst recht, was 
dann in der Praxis ged uldet wird , ori­
entieren sich nicht an einer Grenze 
meßbarer Gesundheitsschädlichkeit, 
sondern a uf der einen Seite an der 
nicht auszuschließenden Möglichkeit, 
daß auch die kleinste Strahlenmenge 
eine - potentiell schädliche - biologi­
sche Wirkung hat, und auf der ande­
ren Seite an dem, was an Minimie­
rung radioaktiver Emissionen tech­
nisch noch praktikabel ist. Daraus 

Der Unterschied zwischen den G renz­
werten und erst recht den prals.tizier­
ten Werten für die Bevölkerung und 
dem mit Verantwortungsbewußtsein 
festgelegten Grenzwert für beruflich 
strahlenbelastete Personen zeigt deut­
lich, wie weit man bei der Bevölke­
rung unter der Schädlichkeitsgrenze 
zu bleiben bemüht ist. Es wäre daher 
unredlich und auch unverantwortlich 
gegenüber einer sowieso beunruhig­
ten Bevölkerung, das extreme Bemü­
hen um eine Minimierung der Strah­
lenexposition bei der Nutzung der 
Kernenergie in unserem Land jetzt 
dazu zu mißbrauchen, eine rea le und 
ernsthafte Gesundheitsgefährdung 
durch die im Vergleich natürlich ho­
hen Strahlenbelastungen nach 
Tschernobyl zu suggerieren. 

6. Was haben wir gelernt 

Das Unglück von Tschernobyl war 
das bisher größte Reak torunglück, 
das die Welt erlebt hat. Es hat zum 
ersten Mal Tote und Verletzte gege­
ben, und es ist zu befürchten , daß es 
noch mehr Tote geben wird . Es war 
ein Unglück, das uns alle bewegt hat. 
Darüber darf man aber nicht verges-
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resultieren dann in der Praxis extrem 
niedrige zusätzliche Strahlenbela­
stungen durch die technische oder 
wissenschaftliche Nutzung der Kern­
spaltung und ihrer radioaktiven Fol­
geprod ukte. Der zuerst in USA for­
mulierte Gru ndsatz heißt »As low as 
reasonably achievab le«, also so ge-

ring wie technisch mit vert retbarem 
Aufwand machbar. 

Einige Zahlen mögen dies verdeutli­
chen. Es geht in der folgenden Tabelle 
jewei ls um sogenannte Ganzkörper­
dosen , a lso um Strahlendosen, von 
denen der ganze Körper betroffen ist. 

Zugelassene Ta tsächliche 
Belastung mittlere Belastung 

Kriti sche Bevölkerungsgrup- 30 mrem/Jahr 0,1 mrem/Jahr 
pe in der Umgebung der An-
lage 

Beruflich 5 rem/Jahr 500 mrem/Jahr 
Strahlen belastete (Industrie) 

Gesamtstrahlenbelastung 5 rem Tschernobyl: 
durch einen Störfall (in 50 Jahren) ca. 500 mrem 
in einer deutschen Anlage 

Strahlenbelastung kein Grenzwert 100-200 mrem/Jahr 
durch medizin. Diagnose 

sen , daß auch andere Arten der Ener­
gieerzeugung Menschenleben for­
dern . Eine der größten, aber nicht die 
einzige derartige Katastrophe, war 
der Dammbruch von Longarone 1963 
mit über 2000 Toten. Man sollte auch 
nicht vergessen, daß die Staublunge, 
an der Tausende von Kohlebergarbei­
tern erk rankt oder gesto rben sind, 
keine weniger schlimme Krankheit als 
Krebs ist. Es muß erl aubt sein , dies 
einmal so nüchtern darzustellen. 
Energieversorgung ohne Risiken wird 
es wohl nie geben. 

Es gibt nach Tschernobyl gute Grün­
de, sich erneut mit technischen Ei nzel­
heiten der Sicherheit von Kernkraft­
werken zu befassen. Es gibt vor a llem 

gute Gründe, sich mit der Internatio­
nalisierung von Sicherheitsstandards 
zu beschäftigen und mit dem nationa­
len und internationalen Management 
von Unfällen. Was die Sicherheit der 
deutschen Kernkraftwerke betrifft , 
haben wir durch diesen Unfall aber 
keine neue Erkenntnis gewonnen. Es 
gi bt a lso keine guten Gründe, die Fra­
ge ihrer Verantwortbarkeit gerade 
jetzt neu a ufzuwerfen. Es war immer 
und ist auch heute legitim, nach reifli­
cher Abwägung der Vor- und Nach­
teile das Risiko für zu groß zu halten 
und für ein Leben ohne Kernenergie 
einzutreten. Dies als Konsequenz a us 
dem Unfall von Tschernobyl zu for­
dern ist aber ein Versuch, aus Emo­
tionen Kapital zu schlagen. 

»"N"otfallschutz für die Umgebung des Kernkraft­
werks Mülheim-Kärlich« lautet der Titel einer Bro­
schüre, die jetzt das rheinland-pfälzische Innenmi­
nisterium veröffentlicht hat. Gedacht ist die Bro­
schüre als Ratgeber für die Bevölkerung. Das Heft 
beschreibt die Maßnahmen im Katastrophenfall , 
wie sie in den Alarm- und Einsatzplänen der regio­
nalen Verwaltungen vorgesehen sind. 
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»Zonen unterschiedlicher 
Sicherheit darf es nicht geben« 
Minister Zimmermann erläuterte das Regierungskonzept für 
den Zivil- und Katastrophenschutz 

Die Gesamtausgaben für den Zivil­
und Katastrophenschutz werden 
nach dem Haushaltsentwurf der BUI?­
desregierung im komme~den Jahr dl.e 
Rekordhöhe von 756 MIO. DM erreI­
chen. Damit will die Bundesregierung 
ihre Bemühungen der ver~a~genen 
vier Jahre fortsetzen , den Zivil- und 
Katastrophenschutz konsequent aus­
zuba uen. 
Bei einer Veranstaltung des Techni­
schen Hilfswerks (THW) in Landshut 
zog Bundesinnenminister Zimmer­
mann am 27 . September 1986 ei ne Bi­
lanz der Initiativen der BundesregIe­
rung. 
Die Ausgaben des Bundes für den Zi­
vil- und Katastrophenschutz smd 
1986 um 2 9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr an'gestiegen. Zum Vergleich: 
Die Steigerungsrate des Gesamtha.u~­
halts liegt bei 1,6, beim VerteIdI­
gungshaushalt sind es 1,8 Prozent. 

Eine halbe Million 
Schutzplätze in Bau 

Erstmals wurden 1986 mehr a l 100 
Mio. DM für den Schutzraumbau 
ausgegeben. Derzeit gibt ~s für durch­
schnitt lich jeden Bürger emen Schutz­
raum . »Absolut indiskutabel« nannte 
der Minister diesen Zustand. Auf !n­
itiative der Bundesregierung elen 
deshalb bundesweit ca. eine halbe 
Million Schutzplätze in Bau bzw. m 
der Planung. 

»Selbstverständliche Vorsorge pflicht« 
Gerade auch für den Katastrophen­
sch utz sind in den zurückliegenden 
Jahren kontinuierlich mehr Mittel be­
reitgestellt worden. In Zahlen: Auf 
1,2 Mrd. DM beziffert sich das Ge­
samtvolumen des bis 1990 laufenden 
Konsolidierungsprogramms für den 
Katastrophenschutz, allein in diesem 
Jahr stellt der Bund 130 Mio. DM für 
die Be chaffung von Fahrzeugen zur 
Verfügung. 
Waren die Haushaltsansätze in den 
vergangenen vier Jahren schon für die 
SelbstbewirtschaftungsmIttel .. d~s 
THW um 5 Mio. DM und fur die 
Baumittel um 6,7 Mio. DM angeho­
ben worden , so sieht der Haus ha lts-

entwu rf für 1987 erneut Steigerungen 
um 2,5 bzw. 2,75 Mio. DM vor. 

Hilfeleistungssyste:ln 
i:ln F .. ieden 

Der Verteidigungsfall wird nach 
Überzeugung des Ministers a uch in 
den kommenden Jahrzehnten nicht 
eintreten. Deshalb bleibe der Zivil­
und Katastrophenschutz auch künf­
tig in erster Linie ein einheitliche~, 
sich gegenseitig ergänzendes H i1felel­
stungssystem im Frieden. 
Hochwasser-, Sturm-, Schne~.kata­
strophen, Explosionsunglücke, Olver­
schmutzungen, Großbrände - das 
sind die Einsatzbereiche, in denen der 
Zivil- und Katastrophenschutz immer 
wieder Menschenleben gerettet und 
Schäden bekämpft hat. Die wesentli­
che Funktion des Katastrophenschut­
zes beim Kernkraftwerksunfall von 
Tschernobyl: Vom Meßstellennetz 
des Warndienstes kamen die ersten 
wichtigen Informationen über ra­
dioaktive Wolken über der Bundesre­
publik Deutschland. Der Fall Tscher­
nobyl habe gezeigt, daß der Zivil- und 
Katastrophenschutz weiter ausgebaut 
werden muß, wenn a lle im Frieden 
denkbaren Katastrophen, auch Indu­
strieun fä lle, bewältigt werden so llen. 

Einheitliches Vo .. gehen 
beschlossen 

Das Bundeskabinett hat a us dieser 
Erkenntnis die notwendigen Folge­
rungen gezogen,ynd am ~. September 
diese Jahres em Arbeitsprogramm 
beschlossen. Sein Ziel: ein bundesein­
heit liches Vorgehen, nicht nur bei 
großfl ächiger Strahlenbelastung, son­
dern auch bei möglichen anderen 
überregionalen Katastrophen. 
Denn so Zimmermann, »es hat kei­
nen Sinn, im Blick auf Tschernobyl ei­
ne )Insellösung< für Reaktorunfälle zu 
treffen. Mit den Ländern und den 
kommunalen Spitzen verbänden und 
den Hi lfsorganisationen besteht Ein­
vernehmen daß Regelungen für ein 
bundeseinheitliches Vorgehen in a llen 
Fällen - auch im Vorsorgebereich un­
terhalb der Katastrophenschwelle -
geschaffen werden müssen.« 

Mehrere Arbeitsgruppen erstellen 
Verbesserungsvorschläge zum Schutz 
bei großflächigen Gefährdungslagen . 
Demzufolge soll künftig das Gesamt­
systern von Katastrophenschutz und 
-vorsorge eingeschaltet werden. 

Das bedeutet im einzelnen: 

• Das Femmeldemeßsystem des 
Wamdienstes soll durch Umrü­
stung der ca. I 500 Meßstellen ver­
bessert werden; 

• die Einheiten des erweiterten Ka­
tastrophenschutzes (vom Bund 
finanziert) sollen durch bessere 
Ausstattung in die Lage versetzt 
werden, auch Strahlen belastungen 
von geringerer Intensität messen 
zu können; 

• ein bundesweites Krisenmanage­
ment soll die personellen, organi­
satorischen und kommunikations­
technischen Einrichtungen des 
Bundesinnenministeriums als zen­
trale Koordinierungsstelle nutzen . 

Künftige Schwe .. punkte 

In neuen gesetzlichen Grundlagen 
sieht Zimmermann einen Schwer­
punkt der künftigen Aufgabenberei­
che. Möglichst zügig sollen die Arbei­
ten hierzu abgeschlossen werden . Mit 
Nachdruck unterstütze er die Bemü­
hungen der Innenministerkonferenz 
der Länder um Leitlinien für einen 
einhei tlichen Ka tastrophenschutz: 
»Zonen unterschiedlicher Sicherheit 
darf es nicht geben.« 

Weiterhin plant der Minister Ände­
rungen beim Warnsystem. Die derzei­
tigen Warnanlagen seien »technisch 
überholt und störanfällig«, sie müß­
ten durch ein »zukunftorientiertes 
und kostengünstiges System« ersetzt 
werden. 

In Rheinland-Pfalz und im Saarland 
laufen zur Zeit Pilotprogramme, die 
ein Warnsystem erproben, das sich 
vorrangig auf Rundfunkdurchsagen 
stützt. 

Seit Jahren bemüht sich die Bundesre­
publik Deutschland, mit ihren Nach­
barstaaten Abkommen über die ge­
genseitige Hilfeleistung bei Katastro­
phen und schweren Unglücksfällen zu 
schließen, sagte Zimmermann . Solche 
Abkommen gebe es bereits mit 
Frankreich, Luxemburg, Belgien, der 
Schweiz und Dänemark. Ihr Zweck: 
eine zügige und wirksame Hilfelei­
stung ohne zeitraubenden Formalis­
mus. Für ganz wesentlich erachtet der 
Minister den weiteren Ausbau dieser 
internationalen Zusammenarbeit. 
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All g/'ofifliichige aloll/a/'e Kataslrophel/ hahel/ lI 'i/, hishe/' II/eisll//I/' ill/ Rahll/el/ eil/es A 10ll/k/'ieges 
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I\'(I/'{/CII. dall ;\1ellscl/('1I a/lj.{er!/(/Ih des Reaklol's I/ichl ::/1 .)·cl/{Il/ell kOll/lI/el/. So hel'l/higelld all die 
illgellic/lI'.111liij.{igclI Baechll/lllgellFir deli Fachll/alll/ seill II/iigel/ . ill/ MOII/elll is/ die polilisch Il'il'k.IWI/(' 
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dal'all:' Kiillll('11 aloll/af(' Kataslrophel/ ill/ ::il'i/ell Bel'eich gl'ollc Fliicl/('II l'el'slrah!cl/:' 

Die Erfahrungen des 
weiten Weltkrieges 

In der Vo rkriegsphase 
wurden kaum Vo rbereitun­
gen auf mögliche ka tastro­
phale Entwicklungen getrof­
fen . Aus verständlichen 
G ründen rechnete die politi­
sche Führung weder mit 
massiven Städtebombardie­
rungen noch mit den Ver­
treibungen vo n Milli onen 
aus dem Ostgebiet. Über­
stürzt wurde dann im K rieg 
versucht, Luftschutzmaß­
nahmen zu orgamsleren . 
Dabei konnten wegen der 
Knappheit der M ittel frühe­
re Versäumnisse nur schwer 
behoben werden (BMV F K I 
1958: 334 ff. ): Es gab viel zu 
wenig trümmer- und spli t­
tersichere Luftschutzrä ume. 
Besonders nachteilig machte 
sich die schlechte Motorisie­
rung der Luftschutzeinhei­
ten, insbesondere der Feuer­
löschzüge, bemerkbar. 

Im Krieg ha tten Wehr­
macht, Industri e und die ge­
werbliche Wirtscha ft Vor­
rang bei Materi a lanforde­
rungen, und es war nicht 
möglich, di e Versäumnisse 
aufzuheben. Die Bevölke­
rung wurde vo r a llem im 
Ruh rgebiet in Kurzlehrgän-
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gen von d rei Stunden über 
das Verhalten bei F liege r­
a la rm, über den Ausba u be­
helfsmäßiger Luftschutz­
räume, über Abdichtung der 
Fenster, über Verdun kelung 
der Wohnungen, über Be­
reitstellung zweckmäßige r 
Sei bs tsch u tz-A usrüs tu ngs­

gegenstände und die Ver­
wendung vo n Gasmasken 
u n terrich tet. 

Bemerkenswert ist, daß die 
improvIsierte Aufstellung 
der neuen Selbstschutzo rga­
ni sationen sich bis zum Zu­
sammenbruch ausgezeich­
net bewährt hat (ebenda: 
344). Viele Brä nde wurden 
gelöscht, erste Hilfe wir­
kungsvo ll geleistet; bei bes­
serer A usrüstung wäre noch 
weit mehr Rettungszuwachs 
möglich gewesen. Im Ham­
burger Feuersturm wurden 
weit mehr Leute gerettet, als 
in ihm umkamen (Brunswig 
1978: 279 und : 288) . Der 
frühere Feuerwehrdirekto r 
der Stadt Ham burg, Bruns­
wig, kritisiert entsprechend 
die Versä umnisse (ebenda : 
13): 

»Die stra tegischen Ziele von 
Luftangriffen - das Brechen 
des ma teriellen Vermögens 
und des mora li schen Willens 
eines Gegners durch 

• Zerstörung sei ner Rü­
stungsindustrie, 

• Zerstörung seiner Sied­
lungsgebiete mit a ll ih ren 
Kulturwerte n, 

• Terro ri sierung der Be­
vö lkerung, 

• kurzum der )To ta le 
Kri eg<, wa ren also keines­
wegs Erfindungen des Zwei­
ten Weltkriegs - etwa vo n 
Winston Chu rchill , Arthur 
Harri s oder Joseph Goeb­
bels, sondern schon viele 
Jahre zuvor in a ller Breite 
und Ö ffentlichkeit erörtert 
worden .« 

Und (ebenda: 15): 

»Was dagegen praktisch 
ganz fehlte, waren bomben­
sichere Schutzräume für die 
Bevölkerung - wahrschein­
lich a us zwei G ründen: 

I . wei l es psychologisch 
untunlich erschien, durch 
den Bau so lcher Schutzwer­
ke die kalkulierte Möglich­
keit vo n Bombenabwürfen 
einzugestehen, 

2. weil bei der a llgemeinen 
Anspannung des Baugewer­
bes durch den Westwallbau, 
K asernenbau, Aufba u der 
Rüstungsind ustrie, Bau ten 
für den Vierj a hresplan (z. B. 
di e Reichswerke Hermann 

Göring) weder Material 
noch Arbeitskräfte, noch 
Geld zur Verfü gung stan­
den.« 

T rotz der gewaltigen Zerstö­
rung und der schwer be­
schreib baren Leiden der Be­
vö lkerung wurden die zwei 
wesentlichen Kriegsziele 
nicht erreicht: die Demorali­
sierung der Bevölkerung und 
die Eindämmung der Rü­
stungsproduktion. So wur­
den zwar im Ha fengebiet 
von H amburg die Kai­
schuppen, die Kräne und 
Speicher zu mehr a ls 70 Pro­
zent zerstö rt, di e H a mbur­
ger Elektrizitä tswerke konn­
ten bei der K apitula tion nur 
noch ein Fünftel der ur­
sprünglich insta llierten Lei­
stung liefern . Aber die deut­
sche U-Boot-Fertigung stieg 
tro tz a ller Luftangriffe stän­
dig und erreichte 1944 - im 
Ja hr der großen Bomben­
teppich-Abwürfe amerika­
nischer Geschwader - ihren 
Höchststand (ebenda : 407). 
Hingegen war die Minde­
rung der Lebenshaltung 
dramati sch, der Verb ra uch 
an H ausra t und H eizung 
ging auf 20 Prozent, der an 
Bekleidung sogar auf 10 
Prozent des Standes vo n 
1938 zurück (H a rmsen 
1947: 3 1): 
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Millderung der Lebensllo lrung 1946 gegenüber 19J8 

Während des Krieges war die Ernährung auf dem Existenz­
minimum gewesen , nach dem Krieg fiel sie zeitweise darun­
ter (Mehnert 1949: 8): 

Das Elend der Bevölkerung 
wurde in vielen Dokumen­
ten ebenso drastisch wie rea­
listisch beschrieben, siehe 
insbesondere die Dokumen­
te Deutscher Kriegsschä­
den , die vom Bundesmini­
ster für Vertriebene, Flücht­
linge und Kriegsgeschädigte 
herausgegeben wurden 
(BMVFK 1958- 1964). 

Die Existenzbedrohung hät­
te trotz der Besatzungs­
mächte zu ei nem Z usam­
menbruch der gesellschaftli­
chen Ordnung führen kön­
nen, wenn nicht erhebliche 
Hi lfe von außen gekommen 
wäre. Reich ( 197 1: 259) 
nennt die wesentlichen Ur­
sachen und stützt sich dabei 
a uf Daten a us dem Deutsch­
land-Jahrbuch (Mehnert 
1949: 136-142): 

»Die Ernährungskrise nach 
dem Krieg hatte mehrere 
Ursachen. D ie Abtrennung 

der ostwärts der Oder-Neiße 
gelegenen Gebiete und die 
Bevölkerungszunahme in 
den Westzonen verringerten 
das Verhältnis von landwirt­
schaftlicher Nutzfläche zur 
Einwohnerschaft von 0,33 
ha/ Einwohner auf ca. 0,22 
ha/Einwohner. Die Hektar­
erträge sanken mangels 
Düngemittel, Saatgut, Ma­
schinen auf 2/3 des Vor­
kriegsstandes. Die Zwangs­
wirtschaft arbeitete unratio­
nell und verlor viel an den 
Schwarzen Markt. Sch ließ­
lich war der Son1l11er 1947 
zu trocken gewesen, so daß 
z. B. in der Bizone noch 
18 % weniger Getreide als 
1946 geerntet wurden. 

Da der Selbstversorgungs­
grad etwas über 50 % lag, 
konnte die Bevölkerung nur 
mit erheblichen Einfuhren 
der Besatzungsmächte über­
leben. Vom Juli 1946 bis Ju­
ni 1947 wurden ca. 2,7 Mill. 
t Getreide, Meh l und Nähr­
mittel eingeführt, im Halb­
jahr danach 2 Mi ll. t.« 
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Und (Reich: 260f.): 

»Die Hauptursache für die 
wirtschaftliche Notlage der 
Nachkriegszeit war der Zu­
sammenbruch der Organjsa­
tion . Diese These stützt sich 
auf folgende Argumente: 

1) Obwohl es 1944 die größ­
ten Kapazitätsverluste gab, 
wurde die Produktion auf­
rechterhalten; dagegen fiel 
ihr Zusammenbruch zeitlich 
genau mit dem Zusammen­
bruch der Organisation zu­
sammen (1945). 

2) Die Produktion b gann 
wieder - nicht mit einem 
Kapazitätszuwachs, son­
dern allein mit einer Reor­
ganisation, der Währungs­
reform. Während noch im 
ersten Halbjahr 1948 die in­
dustrielle Produktion eben­
so wie im Vorjahr bei 45 % 
der Prod uktion von 1936 
stagnierte58, stieg sie nach 
der Währungsreform im 
zweiten Halbjahr 1948 um 
50 % (von 19,7 auf28,8). 

3) Die Produktionskurve 
knickt beim Jahr 1951 ab, 
und zwar auf einem Niveau, 
das gerade gleich dem Ni­
veau vor dem Zusammen­
bruch ist, dabei bleibt die 
Wachstumsrate des Anlage­
vermögens konstant. Die 
Interpretation bietet sich an , 
daß bis 1951, als das vor 
dem organjsatorischen Zu­
sammenbruch herrschende 
Produktionsruveau erreicht 
wurde, die Wiederaufnahme 
der Produktion hauptsäch­
lich eine Reorganisation 
darstell te und daher sprung­
haftes Wachstum möglich 
war, daß dagegen ab 1951 
der Kapitalstock das 
Wachstum bestimmte und 
sich dadurch das Wachstum 
normalisierte. 

58 Verwaltung für Wirtschaft 
des Vereinigten Wirtschafts­
gebietes, T ndexziffern der in­
du triellen Produktion im 
Vereinigten Wirtschaftsge­
biet August I 947- Juli 1948, 

Frankfurtj Main-Höchst 
August 1948 , S. 3; die Zah­
lenreihe des D IW beginnt 
nach dem Krieg mit dem 
I. Halbjahr 1948 (19,7 Mrd . 
DM gegenüber 4,2 Mrd . 
DM 1936, wa einem Ver­
hä ltnis von 47 % ent­
spricht). 

Ein Grund für die verhält­
nismäßig schnelle Regenera­
tion sind vermutlich die 
Flüchtbnge. Mit einem An­
tei l von 1/7 der Bevölkerung 
stellten sie eine Arbeitskraft 
von großer Mobilität dar, 
sowohl geographisch als 
auch berufsmäßig gesehen, 
die geeignet war, Engpässe 
an Arbeitskraft in der Pro­
duktion aufzuheben .« 

Ein wirtschaft liches Pro­
blem vergleichbarer Grö­
ßenordnung entstand nach 
dem Zweiten Weltkrieg in 
Japan (Wee 1983: 17): 

»Japan mußte die Kolonien, 
nämlich die Mandschurei , 
Korea , Formosa (das heuti­
ge Taiwan) und andere Ge­
biete preisgeben, in die alle­
samt zuvor große Industrie­
investitionen geflossen wa­
ren , und verlor so insgesamt 
beinahe die Hä lfte seines 
Besitzstandes von 1930.« 

Auch in Japan entstand ein 
Vertriebenenproblem: Fünf 
Millionen Menschen wur­
den repatriiert. Die japani­
sche Industrieproduktion 
fiel 1946 auf ein Fünftel des­
sen zurück, was von 
1939- 1944 durchschnitt lich 
erreicht worden war (Tsuru 
1948). 

Sicher hat das Wirtschafts­
wunder der 50er Jahre sehr 
viel mit dem unzerstörten 
Humankapital , mit dem 
technischen und organisato­
rischen Wissen in der Bevöl­
kerung zu tun . Ebenso wich­
tig war die ständige Auf­
rechterhaltung einer gewis­
sen sozialen Ordnung inmit­
ten von Kubikkilometern 
von Trümmern, wobei auch 
Organisationen »am Rande 
der Legalität«, etwa der 
Schwarze Markt, die Ziga­
rettenwährung und anderes, 
mehr letztlich zum Überle­
ben des überwiegenden Teils 
der Bevölkerung - und indi­
rekt auch zum Bestand der 
politischen Organe und Be­
hörden - beitrugen. Es mag 
ökonomisch richtig sein , wie 
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Reich feststellte, daß die 
Verfügbarkeit, die Mobilität 
und Ausbildung der Vertrie­
benen für den Wiederauf­
bau der arbeitsintensiven 
Nachkriegswirtschaft gün­
stig waren . Für die Betroffe­
nen selbst war die überstürz­
te Evakuierung eine Kata­
strophe (Wieland 1968: 11 ): 

» ... vollzog sich in unseren 
Tagen die Massenvertrei­
bung der Bevölkerung wei­
ter Landstriche in rasender 
Beschleunigung innerhalb 
weniger Monate, erfaßte 
Millionen Menschen ohne 
Unterschied des Alters, des 
Gesundheitszustandes, ver­
trieb sie unter jeder Mensch­
lichkeit hohnsprechenden 
Begleiterscheinungen ohne 
Mittel, ohne Habe, häufig 
unter Zerreißung des eng­
sten Familienzusammen­
hangs, preßte sie in einem 
Landtorso zusammen, des­
sen eigene Wirtschaft und 
Gesellschaft zusammenge­
brochen war, dessen staatli­
che Ordnung für unabseh­
bare Zeit ausgelöscht schien 
und überantwortete sie da­
mit einer Lage, die nach den 
Regeln der Erfahrung wie 
der Vernunft nur in den Un­
tergang nicht nur Deutsch­
lands, sondern des ganzen 
Kontinents einmünden 
mußte. Hier deckten sich in 
unheilvoller Vollendung ob­
jektive Katastrophe mit per­
sön licher Tragik.« 

Und (ebenda: 13): 

Und (ebenda: 26): 

»Demnach zäh lte die deut­
sche Bevölkerung der Ver­
treibungsgebiete bei Kriegs­
ende rund 16,6 Millionen. 

Von diesen 16,6 Millionen 
wurden 11 ,73 Millionen aus 
ihrer Heimat vertrieben, fast 
ausschließlich nach MitteI­
und Westdeutschland. 2,72 
Millionen blieben damals 
zurück oder wurden zurück­
gehalten. 2, l1 Millionen ist 
die erschreckend hohe Zahl 
der Todesopfer während der 
Vertreibung; hierunter sind 
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Der Zusammenbruch der Organisation 

Verbrauch an Kalorien und Eiweiß je Kopf und Tag im lT . Weltkrieg 

Kalorien Eiweiß (in G ramm) 
insgesamt tierisch 

Völkerbundnorm für den 
Nichtarbeitenden 2400 65,0 32,5 
Deu tschland: 
Durchschnittsverbrauch 1936 3 11 3 84,7 39,5 
Normalverbraucher 1941 2400 64,0 28,2 
Normalverbraucher 1942 2035 52,9 20,1 
Normalverbraucher 1943 2 181 56,4 18.6 
Normalverbraucher 1944 2 169 52, 1 16,7 
Frühjahrsverbraucher 1945 2010 48,8 16, 1 
Frühjahrsverbra ucher 1946 1451 43,7 9,6 

Tabelle 1 

Die Deutsche Bevölkerung der Vertreibungsgebiete 
Vor der Vertreibung 

Deutsche Bevölkerung im Jahre 1939 
Ost gebiete des Deutschen Reiches 
da von Ostpreu Ben 

Ost-Pommern 
Ost-Brandenburg 
Schlesien 

Tschcchoslowakei 
Baltische Staaten und Memelland 
Danzig 
Polen 
Ungarn 
Jugoslawien 
Rumänien 

zusammen·) 
Geburtenüberschuß 1939- 1945 

Kriegsverluste 1939- I 945 

Deutsche Bevölkerung bei Kriegscnde 
.) dazu in der Sowjetunion 1,5 bis 2 

MiIJ. 

2473000 
1884000 

642000 
4577000 

Na c h der Vertreibung 

Vertrieben 
aus den Ostgebieten des 
Deutschen Reiches 
aus der Tschechoslowakei 
aus den übrigen Ländern 

[n der Heimat verblieben (Stand 1950) 
in den Ostgebieten des 
Deutschen Reiches 
in der Tschechoslowakei 
in den übrigen Ländern 

Vermutlich noch lebende Gefangene ( 1950) 

Vertreibungsverluste 
in den Ostgebieten des Deutschen 
Reiches 
in der Tschechoslowakei 
in den übrigen Ländern 

I 100000 
2111000 

6944000 
292 1000 
1865000 

1101000 
250000 

1294000 

1225000 
267000 
619000 

9575000 

3477000 
250000 
380000 

1371000 
6243000 

537000 
786000 

16999000 
+ 659000 

I I 730000 

2645000 
72000 

17658000 
- 1 100000 

16558000 

14 447000 

2111000 
16 558000 

Kriegsverluste 
Vertreibungsverluste 
Gesamt-Verluste 321 I 000 Menschen, das sind 18.9% der in den 

Yertrelbungsgebieten im fahre 1939 ansäs­
sIgen deutschen Bevölkerung 



a uch Hunderttallsende, die 
während der Deportation in 
die Sowjetunion um Leben 
kamen.« 

Die Besatzungsmächte wa­
ren den improvisierenden 
deutschen Behörden bei der 
Organisation keineswegs 
von Anfang an behilflich, 
immerhin war das Kriegsziel 
der Alliierten: 

»Deutschland so ll für dau­
ernd daran gehindert wer­
den wieder eine Bedrohung 
für den Frieden in der Welt 
zu werden. Es wird nicht be­
setzt, um befreit zu werden , 
sondern a ls ei ne geschlagene 
feindliche Nation« (Direkti­
ve für die amerika nische Mi­
litärregierung in Deutsch­
la nd JCS- 1067, vom 28. 4. 
1945, zitiert nach Wieland 
[1968: 12]). 

Wieland (1968: 14) kenn­
zeichnet die geistige Einstel­
lung, die am Kriegsende nur 
zu verständ lich war: 

»Noch weitergehende Pläne, 
die vor a llem eine vö llige 
Zerstückelung des deut­
schen Reiches und die Re­
agrarisierllng seiner Rest­
stücke vorsahen , kamen 
zwar nicht zum Zuge, die ih­
nen zugrundeliegenden Ten­
denzen blieben aber noch 
lange spürbar. « 

Politische und verwaltungs­
mäßige Rigidität verfehlte 
keineswegs die beabsichtigte 
ökonomische und soziale 
Wirkung (Wieland 1968: 
17): 

»Äußerst zähflüssig und kei­
neswegs im Einklang mit 
deutschen Nöten und Be­
dürfnis en war die Entwick­
lung in der französischen 
Besatzung -Zone, die a us 
dem Land Rheinland-Pfa lz 
und den dama ligen Ländern 
Württemberg-Hohenzollern 
und Baden (S üd) bestand .« 

Und 

»Die Zone blieb darüber 
hinaus bis weit in den Som­
mer 1948 vom übrigen 
Deutschland fast hermetisch 

abgeschlossen. Weisungen 
der französischen Besat­
zungsmacht sperrten die 
Länder für die Aufnahme 
von Vertriebenen . Ausnah­
men gab es nur für Fä lle der 
Fami lienzusammenführung. 
Sogar ehemalige Bewohner 
eines der Länder durften 
nicht zurückkehren.« 

Auch in Japan wurde der 
Wiederaufbau z. T. durch 
die Besatzungsmacht merk­
lich behindert. Kennzeich­
nend war, daß es schon 
1945- 195 1 offiziell verboten 
war, das Wort Atombombe 
zu verwenden. Die Tatsache 
der Strahlenkrankheit wur­
de vertuscht, Ärzte mußten 
den Patienten andere U rsa­
ehen und Krankheitsnamen 
angeben, obwohl die unge­
wöh nlichen Symptome un­
übersehbar waren. 

Kennzeichnend für die 
Strahlenkrankheit ist die 
chro nische Schädigung der 
Gesundungsfähigkeit des 
Körper , so daß eine Viel­
zahl von schlechtheilenden 
Verletzungen, von Gebre­
chen und Krankheiten zu­
gleich a uftraten . Dadurch 
wurde die Arbeitsfähigkeit 
entscheidend geschwächt, 
was zu einer hohen Arbeits­
losenquote unter den Op­
fern führte und damit wie­
derum zu einer geringeren 
medizinischen Versorgung. 
Medizinische, wi rtschaftli­
che und soziale Schäden 
hängen eng zusammen, be­
dingen und verstärken sich 
wechselseitig. 

tomare 
riegführung 

Niemand weiß, ob ein be­
gonnener Atomkrieg poli­
tisch so begrenzt und so 
rechtzeitig beendet werden 
kann , daß die organisatori­
sche und politi sche Identität 
der Nationen gewahrt wer­
den kann. Die Interessenun­
terschiede innerhalb der 
NATO sind in der Sache be-

Ökonomie der Zivilverteidigung 

gründet und führen zwangs­
läufig zu Konnikten. Ein lo­
kaler Atomkrieg im Zen­
trum Europas ist für die 
Amerikaner in sinnvoller 
Weise begrenzt, für uns die 
vollständige Ka tastrophe. 
Das Hauptinteresse der 
Amerikaner wä re auf eine 
Vermeidung weiterer Eska­
lation gerichtet und erst in 
zweiter Linie a uf eine rasche 
Beendigung des Konfliktes, 
also auf unsere Priorität. Ei­
ne Ökonomie der T ··lver­
teidigung kann die Größen­
ordnung existentieller Ge­
fährdung angeben, welche 
die Grundlage politischer 
Entscheidungen über bereit­
gestel lte Waffenmengen im 
Frieden und über Krisen­
management im Kriege sein 
sollte. Grundlage der Ab­
schreckung ist eine Kennt­
nis der Bedrohung. 

ibt es einen 
egrenzten atomaren 
rieg? 

Eine Explosion von 20 kt 
zerstört etwa 100 qkm, bei 
Explosionen am Boden wird 
ein noch größeres Gebiet 
zusätzlich radioaktiv ver­
strahlt. Es gibt kaum Gebie­
tevon 100qkm Größeinder 
Bundesrepublik, in denen 
keine Ortschaften sind . Ent­
sprechend zeigen Berech­
nungen über Gefechte, bei 
denen Orte systematisch 
weitgehend geschont wer­
den , daß es doch nach kur­
zen Gefechten mit ei nigen 
hundert Bomben zwangs­
läufig zu etwa einer Million 
Toten und Verletzten kom­
men muß. Werden Bomben 
nach militärischen Gesichts­
punkten eingesetzt, so ist 
der Schaden merklich hö­
her, grenz na he Städte kön­
nen z. B. durch eine Ände­
rung der Windrichtung »PO­
litisch ungewollt« vom Fall­
out betroffen werden . 

Die Abschirmung in Bun­
kern darf nicht darüberhin-

wegtäuschen, daß im Atom­
krieg etwa das Millionenfa­
che der im Frieden erlaub­
ten Radioaktivität »üblich«, 
da unvermeidbar, wä re und 
daß die betroffenen Gebiete 
wirtschaftlich völlig ausfal­
len würden - es sei denn , es 
stünden keine fallout-freien 
Gebiete mehr zur Verfü­
gung und es gäbe dennoch 
Überlebende. Soweit es we­
niger als fünf Mi llionen Ver­
letzte und Tote gäbe, ist an­
zunehmen, daß die wirt­
schaftliche und politische 
Ordnung bewahrt werden 
könnte, daß das gewaltige 
Leid a us einer intakten Um­
gebung heraus in vielen Fäl­
len gelindert werden könnte 
und daß die Betroffenen im 
Schadensgebiet für jede 
noch so geringe Zivilschutz­
vorbereitung dankbar wä­
ren. Für die wichtigste Zivil­
schutzmaßnahme, den Bau 
von Schutzräumen, würde 
gelten: In einem Gebiet nahe 
dem Explosionsmittelpunkt 
nützt sogar ein technisch 
perfekter Bunker nichts . 
Außen herum gibt es jedoch 
in der Regel ein etwa fünf­
mal größeres Gebiet, in dem 
bereits Zivilschutzmaßnah­
men von relativ geringem 
finanziellen Aufwand (Fall­
out- und Trümmerschutz) 
einen erheblichen Rettungs­
zuwachs ergeben . Es wäre 
nachweisbar unsinnig, zu be­
haupten, der Krieg würde 
durch Zivilschutz ftihrbar, 
der Schaden würde durch 
Bunker erträglich. Vielmehr 
geht es um eine merkliche 
Linderung eines in jedem Fall 
äußerst katastrophalen und 
schmerzhaften Schadens. In 
Hiroshima waren die Opfer 
ftir jeden Vorrat (Wasser, 
Medikamente, Verbands­
zeug usw.) in ihrem Schmerz 
sehr dankbar, selbst jene 
Per onen, die bald erkennen 
mußten, daß sie keine Über­
lebenschance hatten. In die­
ser Situation stellt sich der 
während der intakten Vor­
kriegszeit vergleichsweise ge-
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ringe Aufwand für Zivil­
schutzmaßnahmen überhaupt 
nicht als wirtschaftliches 
Problem dar, sondern allein 
als mögliches Versäumnis 
von eigentlich ganz selbstver­
ständlichen Maßnahmen. 

Wenn einige hundert takti­
sche Atomwaffen eingesetzt 
werden, so betragen die Be­
völkerungsverluste etwa 
zehn Millionen Personen 
und die Kapazitä tseinbußen 
der Wirtscha ft etwa 20 Pro­
zent. Bei der hohen Ver­
fl echtung der Wirtschaft 
und einer Zerschneidung 
des Bundesgebietes durch 
Fallout-Gebiete in Teilbe­
reiche wäre hier die Gefahr 
gegeben, daß die Regenera­
tion der Wirtschaft und die 
überlebensnotwendige Pro­
d uktion mißlingt, vor allem 
wenn es zu gefährlichen 
Engpässen bei den Grund­
stoffindu strien kommt 
(Reich 197 1: 269). 

Ein Angriff a uf Städte mit 
etwa zwanzig Mittelstrek­
kenraketen, ein Angriff auf 
die größten Ra ffinerien mit 
etwa fünf Mittelstreckenra­
keten führt zu einem ähnli­
chen Ergebnis (ebenda: 
214 ff.). Noch etwas größere 
Bruchteile der bereitgestell­
ten Atomwaffen führen 
rasch in den Schadens be­
reich, den McNamara 
( 1969: 50) als für die Ab­
schreckung a usreichend ge­
nannthat: 

»Wenn wir etwa ein F ünftel 
bis ein Viertel der sowjeti­
schen Bevölkerung und die 
Hälfte der sowjeti schen In­
dustriekapazitä t zerstören 
können, so würde dies die 
Sowjetunion meines Erach­
tens wirksam abschrecken. 
Ein derartiges Ausma ß wür­
de bestimmt für jede indu­
striena tion des 20. Jahrhun­
derts ein unerträglicher 
Schaden sein .« 

Ein dera rtiges Schadensaus­
maß ist im G runde weit jen­
seits jeglicher Schwelle der 

l4 

Abschreckung, denn mit der 
Auflösung der Wirtschafts­
organisation und dem Ver­
brauch der Vorrä te erlischt 
auch die sozia le und die po­
litische Ordnung. Darüber 
hinaus wird in größeren Ge­
bieten hohen Fa llouts oder 
durch den nuklearen Winter 
die Ökologie irreversibel zu­
sammenbrechen und eine 
Erosio n der Landschaft ein­
setzen. Selbst wenn die Hälf­
te des Sozialproduktes für 
Maßna hmen der Zivilvertei­
digung eingesetzt würde, so 
ließe sich dennoch in diesem 
Fall das Schadensausmaß 
ka um verändern . 

Konsequenzen und 
Empfehlungen 

• Zivilverteidigungsma ß­
na hmen können die Wahr­
scheinlichkeit des Atom­
krieges erhöhen (bei Ver­
ha rmlosung) und verringern 
(bei realistischer Da rstel­
lung und a ngemessenen 
Maßnahmen). Die Ökono­
mie des Ertrages von Zi vil­
schutzma ßnahmen darf da­
her nicht ausschließlich un­
ter Linderungsgesich ts­
punkten gesehen we rden. 

• Der derzeitige Aufwand 
für Zivilverteidigung ist für 
einen modernen industrie­
staat erstaunlich gering. 
Wirksame Maßnahmen 
müßten entweder fl ächen­
deckend sein (Beteiligung 
der breiten Bevölkerung) 
oder fin anziell mehrere Mil­
li a rden betragen. Am wirk­
samsten wäre eine Kombi­
nation beider M aßnahmen, 
insbesondere ein staa tlich 
gefö rderter, obliga torischer 
Grundschutz in Neubauten 
sowie ein improvisierter 
Fallout- und Trümmer­
schutz in Altbauten. 

• Selbst unter Katastro­
phenbedingungen und im 
Krieg ha ben sich die Hilfs­
organisa tionen (z. B. Feuer­
wehr, Technisches Hilfs­
werk, Rotes Kreuz, M alte-

ser-Hilfsdienst, Arbeiter­
Samariter-Bund) gut be­
währt. Ihre A ussta ttung 
so llte einem modernen In­
dustriestaa t angemessen 
sein : »Das Beste ist vielleicht 
gut genug«. 

• Die Sprache der Zivil­
schutzgesetze ist irrefüh­
rend . Die bürokra tische 
Perfektion ist unrealisti sch. 
Sie tä uscht eine Organisier­
barkeit und eine ökonomi­
sche Effizienz vor, die so 
nicht erzielbar sind . Bereits 
das Wort Schutz ist irrefüh­
rend , hingegen ist Linde­
rung - wenn a uch nicht in 
jeder a toma ren Katastrophe 
- rea li sti sch vorstellbar. 

• Bereits improvisierte Zi­
vii schutzma ßnahmen brin­
gen in vielen Fällen einen er­
heblichen Rettungszuwachs. 
Ein perfekter teurer Zivil­
schutz bringt nur in wenigen 
Fä llen einen zusätzlichen 
N utzen. Insofern ha ben in 
der gegenwertigen Situation 
auch rela ti v geringe Mittel 
eine rela tiv hohe Auswir­
kung. 

• Als Folge der Ölkrise ist 
die Erdölbevorra tung ver­
gleichsweise hoch, sie reicht 
für mehrere Monate, bei ri­
gider Ra tionierung über ein 
Ja hr. 

• Einige Edelmetalle kom­
men aus politisch insta bilen 
Gebieten, sie sind für die 
Herstellung von Stahl und 
für andere Verwendungen 
wichtig. Der Ausfa ll einer 
vergleichsweise geringen 
Menge wäre wirtscha ftlich 
sehr nachteilig, und nur in 
seltenen Fällen sowie mit er­
heblichem Aufwand wäre 
eine Substitution möglich. 
Eine Bevo rratung unter 
Einsatz von einigen Milliar­
den DM kö nnten die Sicher­
heit und Unabhä ngigkeit 
der Bundesrepublik ganz 
wesentlich erhöhen. 

• In einigen Fällen sind 
Maßnahmen, die nicht un­
mittelbar mit Zivilverteidi­
gung zu tun ha ben, dennoch 
von Bedeutung für Kri sen­
zeiten. So die Butterberge 
und andere Vo rrä te aus EG­
Überschüssen. Aus Ratio­
nalisierungsgründen haben 
viele Privatha ushalte erheb­
liche Vo rrä te. Andere Ent­
wicklungen hingegen erhö­
hen die Stö rbarkeit und die 
Verwundbarkeit, so die ab­
nehmende Zahl von Alles­
brennern , so die Abhängig­
keit vieler Geräte von Strom 
ohne Verfügbarkeit von 
N otstromaggrega ten. 

• Die Beurteilung von 
wirtschaftlichen Entwick­
lungen unter dem Aspekt 
der ökonomischen Wider­
standskra ft des Staa tes 
kann in einer Reihe von 
Ressorts zu neuen Bewer­
tungen führen: Das im Aus­
land investi erte Unterneh­
mensvermögen von mehr als 
hundert Millia rden DM, 
wirksame Entwicklungshil­
fe, die Bevorra tung von 
Rohstoffen, die breite Ver­
fü gbarkeit von Werkzeugen 
und Ha ndwerksgerä ten in 
der Bevölkerung, das ver­
besserte elementa re - wenn 
a uch in den meisten Fä llen 
noch unzureichende - Wis­
sen in der Bevölkerung über 
Radioaktivität und ihre A b­
schirmung, ein Wissen, das 
a uf Grund der aktuellen po­
litischen Debatte über 
Atomwaffen verbreitet wur­
de, a ll dies kann sich in ei ner 
Ka tastrophe und in einem 
Krieg als merklich scha­
denslindernd herauss tellen. 

Die im Rahmen einer öko­
nomischen Betrachtung der 
Zivilverteidigung wichtigen 
Veränderungen vollziehen 
sich oft außerhalb der ei­
gentlichen Zivilschutzbud­
gets, weil dort niemals jene 
Investitionen in Höhe von 
Milliarden DM geschehen, 
welche in einer Krise ent­
scheidend werden kö nnen. 



Ökonomie der Zivilverteidigung 

Es kann aber keine »Ökono­
mie der Zivilverteidigung« 
entwickelt werden, da die 
ökonomischen Probleme 
sich je nach Szenario völlig 
unterschied lich ste llen und 
jegliches Systema tisieren 
nur eine grobe Methodik 
des Umgangs mit immer 
neuen Größenordnungen 
sein kann . Die Geschichte 
der Beeinträchtigung der 
ä ußeren Sicherheit ist eine 
Geschichte der strä fl ichen 
Außerachtlassung wesentli­
cher Einflu ßfak toren. Eine 
ökonomische Betrachtung 
ka nn hilfre ich sein , wenn es 
darum geht, die Dynamik 
des Zusammenbruches und 
Wiederaufbaus zu erfassen. 
Die ökonomische Betrach­
tung kann jedoch nicht im 
Sinne einer Ka usalität zur 
Geltung kommen : Die 
Bruchstellen der Gesell ­
schaft hängen von zu vielen, 
vo r a llem von schwer ab-

Der Countdown läuft: 

schätzbaren 
Faktoren ab. 
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Neuer Schutzraumtyp 

Neue __ 

SchUtzaaUDltyp 
Teill 
Otto Schaible 
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tibe .. leben nu .. ian Schutz .. auan 

N ach Tschernoby l slellt sich die Frage, ob in der direkten Um­
gebung von Kernkraftwerken Schutzbauten sinnvoll wären. 

Nach Stellungnahmen der verschiedensten Experten und Politi­
ker zu den Unfalljolgen von Tschernobyl wäre ein Überleben im 
Schutzraum möglich, auch für direkt im nahen Gefahrenbereich 
Lebende. Nur im Schutzraum wäre es möglich. Der Schutzraum, 
als Zuflucht im Falle eines Atomkrieges gedacht und entwickelt , 
erhält nun Bedeutung für die weitere zivile Nutzung der Kern­
energie. 

Betreiber und Planer von Kernkraftwerken, die hart angegriffen 
wurden nach dem Kernkrajiwerksunfall in der UdSSR, sollten 
sich um einen sinnvollen Schutzraumbau gleichermaßen bemü­
hen, weil auch in Zukunft - selbst bei den besten Sicherheitsein­
richtungen - durch den schlimmsten und unberechenbaren »Un­
sicherheitsfaktor M ensch« Unfälle beim Betrieb von Kernkraft­
werken nicht ausgeschlossen werden können. 

Erst einmal muß überlebt werden, und dies ist nur im Schutz­
raum möglich. Und dann sollten die Vorkehrungen gegen ge­
sundheitliche Schäden das gerettete Leben erhalten. 

Hier sind alle Fachleute aufgerufen , schnell den lebenserhalten­
den Schutzraumbau voranzutreiben, um die weitere friedliche 
Nutzung der Kernenergie möglich zu mac/zen. 

Schneller Ausstieg aus der Nutzung dieser Energie ist nicht mög­
lich. Für die mittelfristige oder langfristige Weiternutzung aber 
sollte dem Betreiber der Schutzraumbau in der Umgebung seines 
Werkes zur Auflage gemacht werden. 

ZIVILVERTEIDIGUNG stellt den neuen Schutzraumtyp vor, 
aus der Feder unseres Experten Dipl.-Ing. BauD;r. Otto Schaible. 

D ie bautechnischen G rundsä tze für 
die neuen Schutzräume mittlerer G rö­
ße si nd vom Bundesmini ster für 
Ra umordnung, Bauwesen und Städ­
teba u vo r kurzem nach einer Anlauf­
zeit von zwei Ja hren a ls Beil age zum 
Bundesanzeiger N r. 156 vom 26. A u­
gust 1986 bekanntgegeben worden. 

Hierdurch sind die Vorlä ufigen Bau­
technischen Grundsä tze für Grund­
schutzräume mittlerer G röße - Fas­
sung Januar 1984 - ersetzt worden 
(Bundesanzeiger N r. 68 a vom 
5. April 1984). 

In der Zwischenzeit konnten M ög­
lichkeiten zur Vereinfachung der 
Technik und zur Senkung der Kosten 
gesucht und gefunden werden. 

Es wurden z. B. die Luftra ten verrin­
gert, die Raumfilterräume und die 
Sa ndfilterrä ume verkleinert , der Auf­
sichtsraumjLagerra um in den Auf­
enthaltsra um einbezogen, die An­
saugleitungen bis zu den Raumfiltern 
herausgenommen. Desgleichen sind 
die Sitze und Liegen bei der Abnahme 
nicht mehr vo rgeschrieben, da sie 
nicht in der Pauschale enthalten sind. 
Es können na türlich weiterhin Sitze 
und Liegen oder Sitz-Liege-Kombi­
na tionen in diesen Schutzräumen 
mittlerer Größe eingebaut werden. 

Ferner wurden bei der Aussta ttung 
die Kosten der Spezia lwerkzeuge auf 
etwa ein Viertel bzw. ein Drittel ge­
senkt. Trotz der Erhöhung der Was­
serbevorratung von 141jSchutzpia tz 
auf 35 1jSchutzpia tz konnten durch 
diese Ma ßna hmen die zivilschutzbe­
dingten Mehrkosten insgesamt ge­
senkt werden. 

Zuschüsse 

Der neue Schutzraumtyp ist in das 
laufende Programm der Mehrzweck­
ba uten eingegliedert worden . 

Der Bundesminister des Innern gab 
den Ländern di e möglichen Bundes­
zuschüsse für dieses Programm be­
reits am 23. Juni 1986 beka nnt. Da­
nach kö nnen je nach der Anzahl der 
Schutzplätze folgende Pauschbeträge 
gewährt werden: 



Pauschbeträge für Schutzräume mittlerer Größe 
von 51 bis 150 Personen, Lndex 162,8 (November 1978) 

Zuschußbetrag 
Schutzplatzzahl je Schutzplatz 

(mindestens) 
51 - 70 1014,- DM 

80 969,- DM 
90 931 ,- DM 

100 898,- DM 
110 869,- DM 
120 844.- DM 
130 821 ,- DM 
140 80 1,- DM 

(höchstens) 
150 782,- DM 

Zwischen werte a b 71 Schutzplä LZe sind geradlinig zu interpolieren. 

Pauschbeträge für Schutzräume mittlerer Größe 
von 151 bis 299 Personen, Lndex 162,8 (November 1978) 

Scbutzplatzzahl Zuschußbetragje Scbutzplatz 

ohne mit 
Sandvorlilter Sandvorlilter 

(mindestens) 
151 862,- DM 974,- DM 
160 847,- DM 954.- DM 
170 832,- DM 934,- DM 
180 818.- DM 915,- DM 
190 805,- DM 897,- DM 
200 793,- DM 88\.- DM 
210 782,- DM 866,- DM 
220 77\.- DM 851 ,- DM 
230 761 ,- DM 838,- DM 
240 751,- DM 825.- DM 
250 742,- DM 813,- DM 
260 734.- DM 802,- DM 
270 726,- DM 791,- DM 
280 718,- DM 781,- DM 
290 711,- DM 771 ,- DM 

(höchstens) 
763,- DM 299 704,- DM 

Zwiscbenwerte sind geradlinig zu interpolieren. 

Anmerkung: . ' .. ... 
Bei Ausführung des Schulzra umes a ls T iefga rage wird zusa lzhch elll elll-
maliger Pauschbetrag vo n 25 000,- DM gewä hrt . 

Wie aus der Überschrift zu erkennen ist, wurden die 
Pauschsätze auf die Basis der Pauschbeträge für die 
Großschutzräume in Tiefgaragen und im Bereich unter­
irdischer Bahnen zurückgerechnet, um denselben Multi­
plikator zu erhalten. Der Baupreisindex für Bauleistun­
gen am Gebäude beträgt z. Z . mit dem Index Mai 1986: 
223 ,5. 

Dies ergibt für die Pauschsätze einen Multiplikator von 
223,5/ 162,8 = rd. 1,37 . 

Die neuesten Pauschbeträge - Index Mai 1986 - erhöhen 
sich dadurch wie folgt: 

Neuer Schutzraumtyp 

A. Pauschbeträge für Schutzräume mittlerer Größe 

Anzahl der Zu chußj 
Schutzplätze Schutzplatz 

51 - 70 mit Sandhauptlilter I 384,- DM 
80 mit Sandhauptlilter 1327,- DM 
90 mit Sandbauptlilter 1275,- DM 

100 mit Sandhauptlilter I 230,- DM 
110 mit Sandhauptlilter 1190,- DM 
120 mit Sandhauptlilter 11 56,- DM 
130 mü Sandhauptlilter 1125,- DM 
140 mit Sandhauptmter 1097,- DM 
150 mit Sandhauptlilter 1071 ,- DM 

Anzahl der 
Zuscbuß je Schutzplatz 

Schutzplälze obne mit 
Sandvormter Sandvorlilter 

151 1181,- DM I 334,- DM 
160 1160,- DM 1307,- DM 
170 1140,- DM 1280,- DM 
180 1120,- DM 1254,- DM 
190 1103,- DM 1229,- DM 
200 1086,- DM 1207.-DM 
210 1071,- DM 1186,- DM 
220 1056,- DM 1166,- DM 
230 1042,- DM 1148,- DM 
240 1029,- DM 1130,- DM 
250 1017,- DM 1114,- DM 
260 1006,- DM 1099,- DM 
270 995,- DM 1084,- DM 
280 984,- DM 1070,- DM 
290 974,- DM 1056,- DM 
299 964,- DM 1045,- DM 

Im Vergleich dazu ergeben sich - ebenfalls mit Index Mai 
1986 - die Pauschbeträge für die Großschutzräume in 
Tiefgaragen wie fo lgt: 

B. Pauschbeträge für Großschutzräume in Tiefgaragen 

Anzahl der 
Zu schuß je Schutzplatz 

Schutzplätze ohne mit 
Sandvorlilter SandvorftJter 

300 1206,- DM I 425,- DM 
600 1165,- DM 1384,- DM 
900 1130,- DM I 343,- DM 

1200 1103,- DM 1315,- DM 
1500 1082,- DM I 288,- DM 
1800 1069,- DM I 267,- DM 
2100 1055,- DM 1247,- DM 
2400 1041 ,- DM 1226,- DM 
2700 1038,- DM 1206,- DM 
3000 1014,- DM 1192,- DM 
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Neuer Schutzraumtyp 

Der Bundeszuschuß wird in Raten 
entsprechend dem Baufortschritt und 
dem Baupreisindex ausbezahlt. 

Im Gegensatz zu den Großschutzräu­
men in Tiefgaragen mjt vier Raten hat 
man sich bei den Schutzräumen mitt­
lerer Größe zur Vereinfachung auf 
zwei Raten festgelegt. 

Die erste Rate fällt bei Fertigstellung 
des Rohbaues an . Sie wird nach der 
Anzahl der Schutzplätze und dem 
Baupreisindex des vorausgegangenen 
Quartals berechnet. 

Die zweite Rate ist nach ~bnahme 
des mängelfrei fertiggestellten Schutz­
raumes fällig . Sie wird mit demselben 
Index ausbezahlt. 

Zusätzliche Zuschüsse 

Wird ein Schutzraum mittlerer Größe 
in einer Tiefgarage ausgeführt, muß 
er mindesten 150 Schutzplätze (das 
sind etwa sechs bis acht Einstellplä t­
ze) aufweisen . Ergänzend zur obigen 
Pauschale wird in diesem Fall noch 
zusätzlich ein Pauschbetrag für ein 
Tor (Ein- und Ausfahrt) mit 25000,­
DM gewährt. 

Werden in dem Schutzraum - zwei 
Tore eingeplant - jeweils ein geson­
dertes für die Ein- und für die Aus­
fahrt - erhöht sich der Pauschbetrag 
nicht. 

Man sollte daher auf jeden Fall versu­
chen, bei der Planung mit einem Tor 
auszukommen (mit Spiegeln oder 
Ampelanlage) . 

Ferner erhalten Privatbauherrn für 
eventuelle Erschwernisse in Zusam­
menhang mit dem Bau des Schutzrau­
mes einen weiteren Pauschbetrag von 
50,- DMjSchutzplatz. 

Sowohl der Pauschbetrag für das Tor 
als auch diese 50,- DMjSchutzplatz 
sind Fixbeträge, d . h., sie werden 
nicht fortgeschrieben und bleiben bei 
einer Indexänderung unverändert. 

Beispiel 

Für einen Schutzraum mit 299 
Schutzplätzen mit Sandvorfi lter ist 
z. B. beim Einbau in eine Tiefgarage 
für einen Privatbauherrn folgender 
Bundeszuschuß möglich: 

18 

Liste lA 
Ausstattung von Grundschutzräumen mittlerer Größe mit Einrichtungsgegen­
ständen 

Lfd . Nr. Bezeichnung Bedarf für Schutzplätze 

51 100 150 200 250 299 

Aborträume 
I Trockena bo rte (I Stck./50 Schu tz- 2 2 3 4 5 6 

plätze) 
2 Einmal-Einsa tzbeutel f. Trocken- 3 570 7000 10 500 14000 17500 20930 

a borte (70 Stck./Schutzplatz) 
3 Sammelbeutel, 50 I Fassungsvermö- 102 200 300 400 500 598 

gen, für Ifd . N r. 2 (2 Stck./Schutz-
platz) 

4 Halterung fü r Sammelbeutel für Ifd . 2 2 3 4 5 6 
Nr. 3 ( I Stck./50 Schutzplätze) 

5 Behä lter für Sammelbeutel für Ifd . I I 2 2 3 3 
Nr. 3, z. B. 50 I/ Behä lter ( I Stck./ IDO 
Schutzplätze) 

6 Oe infektionsmittel zum Rein igen 5 5 7,5 10 12,5 15 
des Abo rtbereiches (für Ha ushalts-
zwecke geeignet) in Liter 

7 Einmal- Folienha nd chuhe (Paa r) 75 150 225 300 375 450 

otküche 
8 Ooppelkochpla tte (regel ba r, bei > - - - I I I 

150 Schutzplä tzen) 
9 Arbeitsti sch (0,80 x 1,20 m, bei > - - - I I I 

150 Schutzplätzen) 

10 
Wasserversorgung und -entsorgung 
Wasserhähne (bei > 150 Schutzplä t- - - - I 2 2 
zen) 

11 Ausgußbecken (bei > 150 Schutz- - - - I 2 2 
plä tzen) 

12 Fa ltbehä lter für Trinkwasserbevor- 1,785 3,5 5,25 7,0 8,75 10,465 
ratung, Inha lt in cbm (35 I/Schutz-
pla tz) 

13 Wasserdesinfektio n mittel f. d . 
T rinkwassermenge r. 12 

14 Ha nd-Was erentna hmepumpe zu I 1 I 1 I I 
Ifd . Nr. 12 (nur für liegende Behäl-
ter) 

15 Eimer ( 10 I Inha lt) zur Entna hme u . I I 2 2 3 3 
Verteilung zu Ifd . Nr. 12 

16 Fiill schla uch ( I" bzw. 2") zu den I I I I 2 2 
T rinkwasserbehältern Ifd . Nr. 12, 
Lä nge nach örtl ichen Verhä ltnissen 

17 Handpumpe zur Abwasserbeseiti - - - - I 1 I 
gung (bei > 150 Schutzplä tzen) 

Lagerraum 
18 Einheitskra nkentrage N , OIN I I 1 I I 1 

130 24, mit je 2 Krankentragegurten 
19 Verba ndskasten groß E/ F OIN I I 1 I I I 

13 169 
20 Blechspind (schock icher befestigt) I 1 1 I I I 
2 1 Tisch (0,80 x 1,20 m) I I I I I I 
22 StühJe 2 2 2 2 2 2 

Handleuchten 
23 Ba tteriegespeiste Handleuchten 2 2 2 4 4 4 

(Nickel-Cadmium-Ba tterien für 
La ngzeitlagerung (2 Stck ./ IOO 
Schu tzplätze, jedoch mind . 2 Stck. ) 

24 Ladeeinrichtung für Ha ndleuchten I I I 2 2 2 
(Ifd . N r. 23) 

Werkzeug 
25 Spezialwerkzeug für den Betri eb u. 

Wa rtung d. techn o Anlagen 1I . Ein-
richtungen (s . Liste I B bzw. 
I C) 

Warn- und achweisgeräte 
26 Gasspürpumpe für CO-Nachweis I I 1 I I I 

inkl. 20 CO-Prüfröhrchen 
27 Zimmerthermometer zur Messung 2 2 222 2 2 2 

der Luftlemperatur im Aufenthalts-
ra um (kein Queck ilber) 

Raumabtellung 
28 Pla nen schwer entna mmba r; Anza hl 

U . Größe nach ö rt lichen Gegeben-
heiten 



Schutzgrad 
Die Schutzräume mittlerer G röße 
werden mindestens mit dem Schu tz­
grad Grundschutz a usgeführ t. 

Wird a ufgrund der örtlichen Gege­
benheiten z. B. durch höhere Trüm­
mer- oder Verkehrslasten auf der 
Schutzra umdecke o hne Mehrkosten 
eine hö here Druckresistenz des 
Schu tzra umes erzielt, is t d ies selbst­
verständ lich für die Insassen von Vor­
teil, wird jedoch nicht zusätzlich bezu­
schußt. 

Öffentliche Schutzräume 
Auch die Schutzräume mittlerer G rö­
ße werden ab 51 Schutzplä tze a ls öf­
fentliche Sch utzräume wie die Groß­
schutzräume in T iefga ragen und im 
Bereich unterirdi scher Ba hnen a usge­
führ t. 

Größe 
Der bisherige F reira um zwischen den 
Hausschutzräumen und den Groß­
schutzräumen wird durch diesen 
Schutzra umtyp für Schutzräume 
mittlerer G röße mit 51 bis 299 
Schutzplä tzen a usgefü ll t: 

3 00 3 000 

) 5o~'11 
6~~ 

Die Schutzräume mittlerer Grö ße 
schließen sich na ht los an die H aus­
schutzräume an . Dadurch entfa llen 
die bisherigen »Zwillinge« mit 2 x 50 
a neinander grenzenden Schutzräu­
men. Sta ttdessen kann nunmehr ein 
Schutzraum mit 100 Schutzplätzen a ls 
Schutzraum mittlerer Größe erstellt 
werden . 

Auswahl des geeigneten 
Schutzraumtyps 
Je nach der zur Verfügung stehenden 
Nutzfl äche kann sich die F rage erge­
ben ob ein Schutzraum mit 299 
Sch~tzplä tzen nach den Bautechni ­
schen Grundsä tzen für Grundschutz­
rä ume mitt lerer Grö ße (BGmG 86) 

oder ein Schutzra um mit 300 Schutz­
plä tzen nach den Bautechnischen 
G rundsätzen für Großschu tzrä ume 

Neuer Schutzraumtyp 

des G rund chu tzes in Verbindung mit 
Tiefga ragen a ls Mehrzweckbau ten 
(BGT 79) ausgeführt werden soll: 

299 Schu tzpl. nach BG mG 86 
299 m2 Aufenthaltsfl äche 

oder 
300 Schutzpl. nach BGT 79 
600 m 2 Aufenthalts fl äche 

Da eine Erhöhung der Schu tzpla tz­
zahl über 299 hina us nach den BGmG 
nicht möglich ist, kann bei einer Auf­
enthaltsfl äche von z. B. 600 m2 entwe­
der ein großfl ächiger Schu tzraum mit 
299 Schu tzplätzen nach den BGmG 
86 oder 300 Schutzplätze nach den 
BGT 79 gewählt werden. 

Die der 299 Schutzplätze nach den 
BGmG umfassen somit einen Bereich 
von 299 m2 bis 599 m2 Aufenthalt fl ä­
che. 

Eine Reduzierung der Schu tzplatzan­
zahl nach den BGT 79 unter 300 
Schutzplä tze sollte wegen der in die­
sem Bereich a nsteigenden zivilschu tz­
bedingten Mehrkosten nicht in Erwä­
gung gezogen werden. 

Eine Erhöhung des Zuschusses über 
die 299 Schu tzplätze hinaus ka nn 
gern . den BGmG 86 nicht gewährt 
werden. 

Index Mai 1986: 223,5 
a) 300 x 223,5 x 1040/ 162,8 = 
Einzelpa uscha le 50,- DM/Schutzpla tz: 
b) 300 x 50 = 

Da bei den Großschutzrä umen in 
Tiefga ragen nach den BGT 79 vier 
Raten a usgezahlt werden, die erste 
Rate bereits zu Beginn der Aus­
schachtungsa rbeiten gewährt wird , 
drei Raten gern . dem jeweiligen Index 
des vo rausgegangenen Qua rta ls er­
höht werden und die Bauzei t vom Be­
ginn der A usschachtu ng bis zur Fäl­
ligkeit der dritten Rate (im a llgemei­
nen sechs Monate nach Fertigstellung 
des Rohba ues) üblicherweise mehrere 
Indexänderungen umfa ßt, erhöht sich 
der Gesamtzuschuß noch entspre­
chend (a nalog der Berechnung in Heft 
1/ 1980). 

Werden die beiden verglichenen 
Schutzrä ume mit 299 Schutzplä tzen 
nach den BGmG 86 und mit 300 
Schutzplä tzen nach den BGT 79 nicht 

Es ist daher im Einzelfa ll au fgrund 
der Ausgangssituation a bzuwägen , 
ob der eine oder der andere Schutz­
raum typ erstellt wird . Zweckrnä ßiger­
weise so llte das Ergebnis der Auswahl 
hei der AntragsteIlung angegeben 
werden, damit d ie zivilschutztaktische 
Anerkennung durch den Bundesmini­
ster des lnnern (BM!) gleich fü r den 
rich tigen Schutzraumtyp erfolgen 
kann. 

Die mögliche Bezuschussung für die 
299 Schu tzplätze nach den BG mG 86 
wurde bereits weiter vorne mit 
353 147,90 D M ermi ttelt. 

F ür 300 Schutzplä tze nach den BGT 
79 ist z. B. nach den Verfa hrensregeln 
vom 12. September 1984 mit Sa nd­
vorfilter für ei nen Priva tbauherrn in 
einer T iefga rage folgender Pauschbe­
trag a ls Bundeszuschuß möglich: 

Gesamtzuschuß: 

428329,23 DM 

15000,00 D M 
443329,23 DM 

in einer Tiefgarage, sondern z. B. in 
einer Kegelbahn vorgesehen, müßten, 
wenn kein Tor ausgeführt wird, in 
bei den Fällen die Kosten für ein Tor 
in Höhe vo n 25 000 D M abgezogen 
werden. 

Beim Vergleich der beiden Schutz­
raumtypen ist a uch der etwa doppelt 
so große Rohba u nach den BGT 79 
zu beachten . 

Der Vergleich der zivilschutzbed ing­
ten Mehrkosten mi t dem Zuschuß 
fä ll t im a llgemeinen nur dann zugun­
sten des Schutzraumtyps nach den 
BGT 79 aus, wenn bei diesem Typ 
friedenmä ßig die Verkehrslast minde­
stens gleich der T rümmerlast, wenn 
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Neuer Schutzraumtyp 

GegenübersteUung der Flächen 

299 - SGmG 86 300 - SGT 79 

Krankenbereich 22,45 m2 Krankenbereich 30,00 m2 

Abortbereich· 16,00 m2 Abortbereich· 16,00 m2 

Notküche 5.00 m2 Notküche 10,OOm 2 

Ventilatorfl. 14,00 m2 -
Wasservorratsfläche 18,30 m 2 Wasservorratsfläche ca. 7,30 m2 

Lagerraum 10,00 m2 -
85,75 m2 63,30 m2 

Aufenthaltsr. + 213,25 m2 AufenthaItsr. + 536,70 m2 

299,00 m Z 600,00 m2 

RaumfiI terraum 10,00 mZ RaumtiJterraum/ 
Staubfilterraum 3,00 m2 Ventilatorraum .. 20,00 m2 

Schleuse 3,00 m2 Schleusen 9,00 m2 

Sandvorftlterfl. 11,20m2 Sand vorfiI terfl. 11,50 m2 

- Aufsichtsraum (Lager-
raum)··· IO,OOm 2 

Gesamtfläche 326,20 m2 Gesamtfläche 650,50 m2 

zusätzliche Fläche 9,1 % zusätzliche Fläche 8,5 % 

Mindestfläche pro Mindestfläche pro 
Schutzplatz 1,09 m2 Schutzplatz 2,17m2 

die Mindestbewehrung bereits vorge­
sehen ist, wenn friedensmäßig bereits 
zwei Eingänge mit Schleusen notwen­
dig sind , da sich dann die Mehrkosten 
bei gleicher Luftrate lediglich auf die 
längeren Leitungen, die größere An­
zahl der Luftauslässe sowie auf die et­
was umfangreicheren Spezialwerk­
zeuge beziehen. 

Dies gilt natürlich um so mehr, wenn 
Z. B. zur Abgrenzung der 299 m2-

Aufenthaltsfläche zusätzlich noch ei­
ne Wand erforderlich sein sollte. 

Eine gesonderte Bezuschussung von 
zwei Schutzräumen ist nur möglich, 

299 Schutzpl~tze nach 
den BGmG B6 mit ode r 
299 m' Auf entha l tsfl. 
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wenn eine Zusammenfassung der bei­
den Schutzräume aus planerischen 
Gründen (z. B. ein dazwischen liegen­
des Treppenhaus oder technische 
Räume, die durch die Planung der 
darüber liegenden Geschosse vorge­
geben sind) entfällt. 

Zwei Schutzräume mit je 299 Schutz­
plätzen dürfen aus bautechnischen 
Gesichtspunkten nicht unmittelbar 
aneinander gebaut werden. 

Bei langgestreckten Schutzräumen, 
bei denen nahezu alle Wände an das 
Erdreich grenzen, sind jedoch Z. B. 
folgende Lösungen möglich: 

300 Schutzp l ~tze nach den BGT 79 mit 

600 m' Aufenthaltsfläche 

~ 
~ 

• Der Abortbereich berücksichtigt einen mit 
Pla nen umkleideten Vorpl atzbereich für die 
Aufstellung der Sammelbehälter etc. (siehe 
Heft IV/8 1) 

•• Ra umfilter und Ventilatoren sind zumin­
dest bis 299 Schutzplätze in getrennten Rä u­
men mit 40 cm Betonzwischenwa nd a uszu­
führen (siehe Heft IV /8 1) 

• •• Die Einbeziehung der Lagerra umOäche in 
den Aufentha ltsra um ist nur möglich, so­
weit sie die MindestOäche in Anlage 3 über­
steigt. 
Ansonsten können im Lagerra um höch­
stens F lächen für die Au fs icht und den 
Schutzraumbetriebsdiensl vo rgesehen wer­
den . 

Aneinandergrenzende 
Schutzräume 

Die bisher übliche Aneinanderrei­
hung von Schutzräumen mit jeweils 
50 Schutzplätzen ist durch den naht­
losen Übergang von den Hausschutz­
räumen zu den Schutzräumen mittle­
rer Größe ersetzt worden. 

Es dürfen nunmehr Hausschutzräume 
von 7 bis 50 Schutzplätzen sowie 
Schutzräume mittlerer Größe von 51 
bis 299 Schutzplätzen geplant und 
ausgeführt werden. 

Beide Schutzraumtypen dürfen je­
doch nicht aneinander gebaut wer­
den. 

Schutzräume mittlerer Größe sind 
nur eingeschossig möglich. Das be­
deutet, daß Z. B. in einem mehrge­
schossigen Keller zwar der Druckkör­
per des Schutzraumes zwei oder mehr 
Geschosse umfassen kann, daß aber 
nur ein Geschoß als Schutzraum mitt­
lerer Größe genutzt und bezuschußt 
werden kann . 

Nach Nr. 2.4 der BGmG könnten rein 
bau technisch höchstens zwei Schutz­
räume mittlerer Größe mit zusammen 
höchstens 299 Schutzplätzen ausge­
führt werden. Bezuschußt wird jedoch 
nur die Gesamtzahl der Schutzplä tze . 
Es empfiehlt sich daher zur Vermei­
dung von Umplanungen, Verzöge­
rungen und zusätzlichen Planungsko­
sten die Planung von vornherein ent­
sprechend zu gestalten. 

Beispiel 

Der Zuschuß wird für die beiden 
Schutzräume zusammen, d. h. für die 
Gesamtzahl der Schutzplätze ge­
währt. 

Baupreisindex Mai 1986: 223,5 



Index Mai 1986: 223,5 

a) 299 x 223,5 x 763/ 162,8 = 
313197,98 DM 

b) 299 x 50 = 
14950,- DM 

c) Zu chuß für ein Tor: 
25000,- DM 

Gesamtzuschuß: 353 l47,90 DM 

Wird der Rohba u nach dem 30. Sep­
tember 1986, z. B. im Januar 1987, 
fertiggeste ll t ist der Index des voraus­
gegangenen Quartals, somit vom No­
vem ber 1986, für die Berechnung der 
beiden Raten maßgebend . Liegt die­
ser Index höher, erhöht sich der Zu­
schuß pro Schutzplatz, somit auch 
der Gesamtzuschuß, entsprechend. 

Kosten für die Ausstattung 
In der Gesamtpau chale sind die Ko­
sten der Ausstattung - Liste I A - so­
wie die Spezial werkzeuge für die 
Schutzraumwartung und den Schutz­
raumbetrieb - Liste I B fü r die 
Schu tzräume mit 51 bis ISO Schutz­
plätzen und Liste I C für die Schutz­
räume mit 151 bis 299 Schutzplä tzen 
- enthalten. 

Liste I B 
S pezialwerkzeug rur Grundschutzräu­
me mittlerer Größe 
51- 150 Schutzplätze 

7stufige Leiter 
Werkzeugkasten leer oder Werkzeugta­
sehe 
Parallel ehraubstoek 150 mm Baekenbrei­
te mit Rohrspannbaeken und Alu­
Schraubstock backen (150 mm) für Tisch­
befestigu ng 
G liedermaßs ta b 2 m lang 
Schlosserhammer 200 g mit Hickorystiel 
Schlosserhammer 600 g mit Hickorys tiel 
Fäustel 1500 g 
Flachmeißel ISO und 200 mm lang 
Kreuzmeißel mitt lerer Größe 
Spitzmeißel 400 mm lang 
Meta llhandsägebogen 300 mm mit Kreuz­
schnitt 
HSS-BI-Metall-Sägeblä Uer 300 x 12.5 x 
0,63 mm, 24 Zähne/Zoll 
I Satz Ring- Ma ulschlüssel Chrom-Vana­
dium abgewinkelt, DIN 31136-32 mm 
I Kombiza nge isoliert 
I Satz Werkstatt-Elektroschraubendreher, 
Klingenbreite 3,5- 10 mm, Chrom-Vanadi­
um (YDE-geprüft) 
I Sa tz Kreuzschlitz-Schraubendreher mit 
6kanl. Schlüsselhi lfe, Größe I , Chrom­
Vanadium 
I 6kanl. Stiftschlüsselsatz von 2- 14 mm , 
Chrom- Vanadium 

3 Stahldrahtbürsten , 3- 5 Drahtreihen 
I Kehlnahtbürste 
I Fei lensa tz, 200 oder 250 mm, 5teilig 
(Flachfei le, Halbrundfeile, Rundfeile, 
Dreikantfeile, Halbrundraspel), jeweils 
Hieb 2 
IAllzweckschere 
I Satz Durchschläger 
I Spannungsprüfer 
I Kabeltrommel mit 50 m Kabel und 3 
Steckdosen 
I Kabelhandleuchte 220 V 
I Öispritzkännchen (200 ml) 
I Hochdruckfettpresse für Schmiernippel 
I Kehrschaufel 
I Kehrbesen 
I Besen mit Stiel 
I Schrubber mit Stiel 
I Eimer ( 10 I) 
Ersatzteile und Klei nmateria l (Isolier­
band , Aufnehmer, Lüsterklemmen, 
Schnellbinderzement, Rostlöser, Schmir­
gelpapier, Pinsel, Spachtel, Stahlwolle, 
Rostschutzfarbe, Gewerbeklebeband 
Dichtungen, Maschinenschrauben, selbst~ 
schneidende Blechschra uben etc.) im Ge­
samtwert vo n 100,- DM . 

Liste I C 
Spezialwerkzeug rur Grundschutzräu­
me mittlerer Größe 
151- 299 Schutzplätze 

7stufige Leiter 
Werkzeugkasten leer oder Werkzeugta­
sche 
Para llelschra ubstock 150 mm Backenbrei­
te mit Rohrspa nnbacken und Alu­
Schraubstockbacken (150 mm) für Tisch­
befestigung 
Gliedermaßstab 2 m lang 
Schlosserhammer 200 g mit Hickorystiel 
Schlosserhammer 600 g mit Hickorystiel 
Fäustel 1500 g 
Flachmeißel 150 und 200 mm lang 
Kreuzmeißel mittlerer Größe 
Spitzmeißel 400 mm lang 
Meta llhandsägebogen 300 mm mit Kreuz­
schnitt 
HSS-BI -Meta ll-Sägeblätter 300 x 12,5 x 
0,63 mm , 24 Zähne/Zoll 
I Sa tz Ring-Mau lschlüssel Chrom-Vana­
dium abgewinkelt , DIN 31136-32 mm 
I Steckschlüsselsatz 6kanl. , 1/2", Vier­
kantantrieb, 10-32 mm 
I Kombizange isoliert 
I Wasserpumpenza nge Chrom-Vanadium 
I Eckrohrzange 2" 
I Armaturensehlüssel/-za nge mit Plastik­
a ufsä tzen 
I Sa tz Werkstat t-Elektroschraubendreher, 
Klingenbreite 3,5- 10 mm , Chrom-Vanadi­
um (VDE-geprüft) 
I Satz Kreuzschlitz-Schraubendreher mit 
6kanl. Schlüsselhilfe, Größe 1-4, Chrom­
Vanadium 

Neuer Schutzraumtyp 

I 6kanl. Stiftschlüsselsatz von 2- 14 mm 
Chrom-Vanadium ' 
3 Stahldrahtbürsten, 2- 5 Dra htrei hen 
I Kehlnahtbür te 
I Feilensatz, 200 oder 250 mm , 5teilig 
(FlachfeIle, Halbrundfeile, Rundfeile 
Dreikantfeile, Halbrundraspel), jeweil~ 
Hieb 2 
IAlIzweckschere 
I Satz Durchschläger 
I Splintentreibersatz, 3- 8 mm Durchmes­
ser 
I Spannungsprüfer 
I Vielfachmeßgerä t 
I Ka beltrommel mit 50 m Kabel und 3 
Steckdosen 
I Ka belhandleuchte 220 V 
I Öispritzkännchen (200 ml) 
I Hochdruckfeltpresse für Schmiernippel 
I Kehrschaufel 
I Kehrbesen 
I Besen mit Stiel 
I Schrubber mit Stiel 
I Eimer (10 I) 
Ersa tztei le und Kleinmaterial (Isolier­
band, Aufnehmer, Lüsterklemmen 
Schnellbinderzement, Rostlöser, Schmir~ 
gelpapier, Pinsel, Spachtel, Stahlwolle, 
Rostschutzfa rbe, Gewerbeklebeband 
Dichtungen, Maschinenschrauben, selbst: 
schneidende Blechschrauben etc.) im Ge­
samtwert von 100,- DM . 

Alle drei Listen werden vom bundes­
minister des lnnern in Kürze im Bun­
desanzeiger bekanntgegeben. 

Kosten für die Abnahme 

Ferner sind in dem Bundeszuschuß 
die Kosten für die Abnahme der tech­
nischen Anlagen des Schutzraumes 
durch den Technischen Überwa­
chungsverein (TÜV) bzw. in Hessen 
durch das Technische Überwa­
chungsamt (TÜ A) enthalten sowie 
ggf. die Kosten für die Einschaltung 
des Prüfingenieurs für Baustatik -
oder gleichwertigen - für die Abnah­
me der Konstruktion und Beweh­
rung. 

HaushaItsmittel 

Im Bundesha ushalt 1986 stehen über 
50 Millionen DM für die Schutzräu­
me, die als Mehrzweckbauten in die­
sem Programm errichtet werden zur 
Verfügung. ' 
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Neuer Schutzraumtyp 

te ch n o Räume fOr den Sc hut zra um 

tech no Räume für den SC hut z r aum 

Ausführung mit Sandvorfilter 
a) 299 x 763 x 223,5/ 162,8 = 

3131 97,90 DM 
b) Einzelpauschale 50,- DM/ 
Schutzpl. 

50 x 299 = 

Gesamtzuschuß 

Verfahren 

14950,- DM 
328147,90 DM 

Das Verfahren ist bei den Schutzräu­
men mittlerer Größe sinngemäß wie 
bei den Großschutzräumen in Tiefga­
ragen und im Bereich unterirdischer 
Bahnen nach den Verfahrensregeln 
vom 12. September 1984 (BAnz. Nr. 
179 vom 21. September 1984) ange­
laufen. 

Die Bundeszuschüsse werden nur auf 
Antrag gewährt. Anstelle der sieben­
fachen Ausfertigung sind jedoch die 
Anträge nur noch vierfach bei der Ge­
meinde einzureichen. 

Folgende Unterlagen sind beizufü­
gen: 

3.1 . 1 Pläne oder Skizzen des geplan ten 
Bauwerks (ohne Zivilschutznutzung); 

3. 1.2 Baubeschreibung mit Anga ben über 
Beginn und FertigsteUung des geplanten 
Bauwerks; 

3. 1.3 Grundriß- und Q uerschnittskizzen 
(Umrisse genügen) des geplanten Schutz­
raumes mit Angabe der Anzahl der vorge­
sehenen Schutzplä tze; 
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3.1.4 Angaben der Höhe des höchsten 
G rundwasserstandes und der Höhe der 
Sohle des geplanten Schutzraumes Ueweils 
über NN); 
Angabe, ob ein wasserdichtes Bauwerk 
vorgesehen ist; 

3.1.5 Lageplan (im Maßs tab I : 1000 oder 
größer), aus dem die vorhandenen, die zu 
erstellenden und etwa igen nach dem Be­
bauungsplan möglichen Baulichkei ten in 
unmittelbarer Nähe ersichtlich sind, unter 
Angabe der Geschoßzahl , Traufllöhe und 
der Konstruktion (Mauerwerksbau oder 
Skelettbau). 

Die Gemeinde vervo llständigt diese 
Antragsunterlagen um das zivil­
schutztaktische Gutachten und fügt 
bei Schutzräumen mit mehr als 150 
Schutzplätzen (bis 150 Schutzplätze 
sind generell Sandhaupttilter vorgese­
hen, ist also keine Beurteilung der 
Brandgefährdung erforderlich) die 
Beurteilung bei , ob eine erhöhte oder 
geringe Brandgefährdung (Brand last) 
in der Nähe des Luftansaugbereiches 
für den Schutzraum vorliegt, ferner, 
daß sie bereit ist, den Schutzraum 
nach Fertigstellung mindestens gern . 
§ 18 Abs. 3 Schutzbaugesetz in Ver­
bindung mit Art. 104a Grundgesetz, 
zu verwalten und zu unterhalten: 

3.2.1 Zivilschutz taktisches Gutachten des 
örtlichen Zivi lschutzleiters für den geplan­
ten Mehrzweckbau mit fo lgenden Anga­
ben: 

3.2.1.1 Entfernung zu den nächsten ge­
planten und vorhandenen Schu tzräumen 
und Schutzbauwerken und deren Fas-

sungsvermögen (eingezeichnet im Stad t­
plan oder Stadtplana usschnitt); 

3.2.1.2 Geschätzte Za hl der Bewohner, 
Fußgänger und Verkehrstei lnehmer im 
Umkreis von 500 m um den geplanten 
Schutzra um; 

3.2 .1.3 Beurteilung der Brandgefährdung 
im Sinne der Nummer 2. 1 der Bautechni­
schen Gru ndsätze für Großschutzräume 
durch den ö rtlichen Brandschutzbea uf­
tragten; 

3.2. 1.4 Bestätigung der Gemeinde bezüg­
lich der Übernahme. 

Die Antragsunterlagen leitet die Ge­
meinde in eiligen Fällen einfach auf 
dem Dienstweg und dreifach unmit­
telbar an den Bundesminister des In­
nern weiter. 

Wichtig ist, daß diese Antragstellung, 
darillt ein reibungsloser Ablauf ge­
währleistet ist, mindestens etwa ein 
Jahr vor Baubeginn erfolgen sollte. 

Dies bedeutet, daß ein Antrag bereits 
in der Vorentwurfsphase abgesandt 
wird, Skizzen genügen, es sind keines­
wegs ausführungsreife Pläne notwen­
dig. 

Diese frühzeitige Absendung ist für 
den Bauherrn durchaus möglich, da 
die Antragstellung für den Antrag­
steller keinerlei Risiko beinhaltet. 

Zustimmung des 
Bundesministers des Innern 

Die Zustimmung des BMI (zivil­
schutztaktische Anerkennung) erfolgt 
unter Berücksichtigung der zur Verfü­
gung stehenden HaushaltsmÜtel und 
der voraussichtlichen Anzahl der 
Schutzplätze etc. aufgrund der vorlie­
genden Unterlagen. 

Es ist daher erforderlich, im Antrag 
bereits auf evtl. Besonderheiten der 
Schutzplatzanordnung (z. B. zwei ge­
trennte Schutzräume) hinzuweisen 
und die Begründung beizufügen. 

Vorfinanzierung 
erforderlich? 

Wenn der BMI in seinem Zustim­
mungsschreiben relativ wei t voraus 
liegende Auszahlungsterrillne nennt, 
hängt dies z. T. mit den von den Bau­
herrn häufig zu früh angegebenen 
Zeitpunkten des voraussichtlichen 
Baubeginns zusammen. 



Neuer Schutzraumtyp 

Schutzraum mittlerer Größe - 299 Schutzplätze - BGmG 86 
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Tatsache ist , daß bi sher rd . 95 % d er 
fä lligen Raten fri stgerecht a usgezahlt 
werden konnten . 

Zur Vermeidung solcher Diskrepan­
zen sollten Verschiebungen d er Ba u­
zeiten dem BMI baldmöglichst und 
frühzeiti g mügeteilt werden. 

Abschluß der Vereinbarung 
Unverz üglich nach Erhalt des Zu­
stimmungsschreibens des BMl sollte 
der Bauherr mit der Bundesvermö­
gensabteilung der z ustä ndigen Ober­
finanzdirektion die Vereinbarung 
über die Höhe des Bundeszuschusses, 
die Auszahlung der Raten e tc. a b­
schl ießen , damit d ie Planung des 
Schutzraumes ohne Risiko für d en 
Pla ner und den Bauherrn erstellt wer­
den und die Übereinstimmung mit 
der Landesba uabteilung der Obe rfi­
nanzdirektion bzw. dem Ba ua mt über 
die Planung und Leistungsbeschrei­
bung herbeigeführt werden ka nn . 

Prüfung der Bauunterlagen 
Gern . dem Vereinbarungsmuster (Ab­
schnitt ll) sind der Oberfinanzdirekti­
on fol gende Unterlagen vorzulegen, 
soweit s ie nicht bereits mit d em An­
trag eingereicht wurden: 

Baufachliche 
Unte .. lagen 
1 Erläuterungsbericht 

Die Ba umaßna hme im Bereich des Schutz-

r - - - , - - - -,- - - - r - - - 1 
I I I I I 

: ; : : : 
I I I I 

IU 
Lagerraum 

ra umes ist zu erlä utern. Insbesondere sind 
Angaben erforderlich über die vorgesehe­
ne Ausfü hrung (Konstruktion, Baustoffe, 
Abdichtung, Wasserversorgung, Elektro-, 
Lüftungsanlagen), die vora ussichtliche 
Anzahl der Schutzplätze, den vorgesehe­
nen Baubegi nn und die zeitliche Abwick­
lung der Baumaßnahme. 

2 Übersichtsplan 

a us dem die Lage des Baugrund stückes 
und des Schutzraumes, ggf. die Zufahrten, 
die im Bereich des Sch utzraumes vorhan­
denen , die zu erstellenden und etwaige auf­
grund neuer Bebauungspläne möglichen 
Gebäude, die Art dieser Gebäude (Mauer­
werks- oder Skeleltbauten) sowie die An­
za hl der Geschosse und die Traufhöhe, fer­
ner a lle sonstigen für den Schutzraum 
wichtigen Merk male, z. B. Wasser-, Ab­
wasser- und Elektroleitu ngsanschlüsse er­
sichtlich si nd. 

3 Vorläufige Berechnung der 
Schutzplatzzahl anhand von 

Grundfläche und Luftraum. 

4 Baupläne (Grundrisse und 
Schnitte) 

Mindestens im Maßstab I: 100, im techni­
schen Bereich mindestens I : 50 sowie er­
forderliche Detailpläne für den Teil des 
Mehrzweckbaues, in dem der Schutzraum 
errichtet werden soll. 

In den Plänen müssen die raumlufttechni­
schen, Wasserversorgungs-, Abwasserbe­
seiti gungs- und elektrotechni schen An la­
gen ausfü hrlich dargestellt sein. 

Aus den Plä nen müssen auch die G röße 
und Abmessungen des Einganges, der 
Schleuse, des Lagerraumes, der techni-

I 
I bereich 
I 
I 
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sehen Räume, des Aufentha ltsra umes (mit 
Krankenraum , Fläche für Wasserbevorra­
tung, Notküche und Abortraum) sowie 
ggf. der Zufahrten ersichtlich sein . 

5 Leistungsbeschreibungen 

Detaillierte Leistungsbeschreibungen für 
a lle Gewerke des Schutzraumes, in denen 
Art und Umfang der Bau maßnahme im 
Bereich des Schutzra umes (zivi lschutzbe­
dingte Bauteile, technische Anlagen und 
Einrichtungen) so genau bestimmt wer­
den, daß danach eine eingehende Prüfung 
sowie eine detaillierte Abnahme nach Fer­
tigs tellung (Abschnitt V) zweifelsfrei erfo l­
gen kann. 

Bei den einzelnen Positi onen der Einbau­
teile ist insbesondere auf die Forderung 
der schockgesicherten Ausführung und 
des schockgesicherten Ei nbaues (Regel­
klasse RK 0,63/6,3 NT. 8 BG mG) sowie 
auf die Vorlage der Verwendungsbeschei­
nigungen des BMBau (NT. 1.4 BGmG) 
hinzuweisen. 

6 Berechnungen 

Der für den Schutzraum erforderliche 
Prüfbericht des Prüfingenieurs für Bausta­
tik - oder gleichwertige. 

Der Prüfbericht hat u. a. Anga ben zur Hö­
he der Belastung der Schutzraumdecken 
und -wä nde einschließl ich der Trümmer­
las t (N T. 3.2. 1 BGmG), zur Berechnung 
(Sicherhei t 1,75 bzw. 2,1 N T. 3.2.3 
BGmG), zu den biegesteifen Anschlüssen 
von Decken und Wänden (N r. 3.6.1 
BGmG), zur Mindestbewehrung (NT. 
3.6.3 BGmG) sowie zur Verbügelung (S­
Ha ken - NT. 3.6.4 BGmG) zu enthalten. 
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Neuer Schutzraumtyp 

Diese Ba uunterlagen werden von der 
Oberfinanzdirektion bzw. dem Bauamt 
auf die Ü bereinstimmung mit den ba u­
fachlichen Anforderungen geprüft. Nach 
Abschluß der Prüfung wird hierzu ein 
Prüfvermerk gefertigt. 

Die Plä ne und Leistungsbeschreibungen 
sind soda nn entsprechend a nzupassen. 

Aus diesem Ablauf ist deutlich erkennba r, 
wie wichtig es ist, daß die Ba uunterlagen 
frühzeitig bei der Oberfinanzdirektion 
vorliegen. 

Ausführung und Abnahme 
Die Übereinstimmung der Bauausführun g 
mit den ba utechnischen Anforderungen 
wird während und vor a llem nach Fertig­
stellung des Schutzra umes geprüft . 

Die technischen Anlagen werden vom 
TÜV/TÜA, die Ra umfilter vom TÜV/ 
TÜA oder von einem von den Lä ndern 
a nerka nnten Sachverständigen , die K on­
struktion und Bewehrung von einem Prüf­
ingenieur für Ba usta tik - oder gleichwerti ­
gen - und die übrigen Teile von der Ober­
finanzdirektion bzw. vom Ba ua mt abge­
no mmen. 

Übergabe 
N ach Fertigstellung und Abnahme wird 
der Schutzraum an die Gemeinde überge­
ben. Evtl. noch festges tellte Mä ngel sollten 
unverzüglich besei tigt werden . 

Auszahlung der Schlußrate 
Die Auszahlung der zweiten und zugleich 
Schlußra te erfolgt erst, wenn der Schutz­
ra um mä ngelfrei funktionsfahig fertigge­
stellt ist. Es ist daher im Interesse des Bau­
herrn no twendig, daß evtl. Mä ngel ba ld­
möglichst beseitigt werden . 

Wartung und 
Bauunterhaltung 
Die Kosten für die Wa rtung und Unter­
ha ltung trägt der Bund , soweit es sich da­
bei um Zweck kosten ha ndelt. 

Grundlage hierfür bildet § 18 Abs. 3 des 
Schutzba ugesetzes in Verbindung mit Art. 
I04 a des Grundgesetzes. 

Auf die Gemeinden entfa llen somit a ußer 
den persönlichen und sächlichen Verwal­
tungskosten keine weiteren Unkosten . 

Dafür ha t die Gemeinde kostenlos einen 
weiteren Schutzraum für die Bevölkerung 
nicht nur für den Verteidigungsfall , son­
dern auch für evtl. Ka tastrophenfalle zu 
ihrer Verfügung. 
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StromerzeU91IDg: 

Nationen nutzen Heimvorteile 
Kraftwerke erzeugen überwie­

gend Strom aus Wärme- und Be­
wegungsenergie: Diese Gemein­
samkeit verbindet die Stromer-

Großbritannien ist reich an Energie­
rohstoffen: neben enormen Kohlere­
serven große Öl- und Erdgasvorkom­
men vor der Küste. Etwa die Hälfte der 
Gesamtförderung von Öl und Gas wird 
exportiert. Neben der Kohleverstro­
mung wird der weitere Ausbau der 
Kernenergie angestrebt. Der Ölanteil 
an der Stromerzeugung wird - trotz ei­
. gener Reserven - weiter niedrig ge­
halten. 

Schweiz 
in Mrd. Kilowattstunden u. in Prozent 
Strom aus: 1983 
Öl 0,5 0,9 % 
Gas 0,1 0,2 % 
Wasser 36,4 68,6% 
Kohle 0,4 0,7 % 
Kernenergie 15,7 29,6% 

Nach der ersten Ölpreiskrise be­
gann unser Nachbarland Frankreich 
fossile Energieträger vor allem durch 
Uran zu ersetzen. 1983 betrug Frank­
reichs Anteil der Kernenergie an der 
Stromerzeugung. bereits 48,6 % und 
1984 58,9 % mit weiter wachsender 
Tendenz. Daneben erzeugte frank­
reich 1983 einen Großteil der Elektrizi­
tät aus Wasserkraft (24,1 %) und Kohle 
(20,8 %). 

Japan 
in Mrd. Kilowattstunden u. in Prozent 
Strom aus: 1983 
Öl 245,8 39,8 % 
Gas 90,5 14,6 % 

Wasser 89,4 14,5 % 

Kohle 78,3 12,7 % 

Kernenergie 114,3 18,5 % 

japan zählt zu den größten Stromer­
zeugern der Welt. Gleichzeitig verfügt 
die japanische Volkswirtschaft über 
geringe Energierohstoff-Vorkommen. 
Uber 80 % aller Energiero~stoffo rnüs-

zeugung in fast allen Nationen. 
Unterschiedlich jedoch ist das je­
weilige Energiemix der Länder 
gestaltet. 

Großbritannien 
in Mrd. Kilowattstunden u. in Prozent 
Strom aus: 1983 
Öl 23,8 8,6 % 
Gas 1,3 0,5 % 
Wasser 6,5 2,4 % 
Kohle 194,7 70,5 % 
Kernene~e 49,9 18,0% 

Ähnlich wie Norwegen, das 99 % sei­
ner Elektrizität aus Wasserkraft ge­
winnt, nutzte die Schweiz in der Ver­
gangenheit vor allem ihr riesiges Was­
serkraftpotential. 1983 machte dieser 
Energieträger über zwei Drittel der 
Stromerzeugung aus. Daneben hielt 
die Kernenergie einen Anteil von 
knapp 30 %. Die fossilen Brennstoffe 
Kohle, Öl und Gas spielen dagegen 
eine verschwindend geringe Rolle. 

Frankreich 
in Mrd. Kilowattstunden u. in Prozent 
Strom aus: 1983 
Öl 14,4 4,9 % 
Gas 4,9 1,6% 
Wasser 71 ,6 24,1 % 
Kohle 61,7 20,8 % 
Kernene~e 144,3 48,6 % 

sen importiert werden. Beim Erdöl sind 
es nahezu 100 %. Um so verständlicher, 
daß japan die Verstromung des ko~.t­
baren und teuren Energieträgers 01 
vermindern will. Entsprechend soll 
der Einsatz der Kernenergie erhöht 
werden. Kernenergie wird wegen des 
günstigen Verhältnisses von Brenn­
stoffkosten zu Kapitalkosten als heimi­
sche Energiequelle betrachtet. Bis 
zum jahre 2030 sollen über 100 heue 
Kernkraftwerke in japan gebaut wer­
den. 

Que llen: OECD, AG Energiebilanzen, eigene 
Berechnungen. 



In der Nacht vom 25. zum 26. April 1986 zerbirst das Dach des Reaktorgebäudes des KKW »Lenin« in 
Tschernobyl durch die Explosion von Wasserstoff: radioaktive Sprug,rodukte werden in die Atmosphäre 
geschleudert und verteilen sich mit den Luftströmungen über ganz Europa bis nach Nordamerika, schließ­
lich weltweit. Doch was sich in dieser Nacht abspielte, war keineswegs eine technische Katastrophe. Natur­
wissenschaftler, Techniker und Ingenieure wissen, daß Murphys Gesetz (»Was schief gehen kann, geht 
auch schief«) gerade dort zuerst gilt, wo die Dimensionen der Realität nicht voUständig im Modell antizi­
piert werden können, sondern erst Dauerversuche am Objekt Aufschlüsse über Materialverhalten, Bela­
stungsfähigkeit und das Zusammenspiel Tausender verschiedener Systemkom~nenten erkennen lassen. Es 
ist daher in sich folgerichtig, das KKW »Lenin« nur als eine unter vielen Versuchsanordnungen im Rahmen 
langjähriger Testreihen zu sehen, mit denen die möglichen Reaktorlinien auf ihre Eignung für spezifische 
Zwecke untersucht werden. Wenn es im Rahmen derartiger Ex~rimente zu Fehlschlägen kommt, so ist 
dies absolut normal. Versuche ohne Irrtum sind bislang nicht möglich. 

Katasb-ophenschutz nach 
Tsche .. nobyl 

Une .. betene Ratschläge 
an die Ratgebe .. unse .. e .. Regie .. ung 

Logik von 
Ve .. suchund 
..... tuan - nicht ein 
Fehle .. de .. 
anenschlichen 
Natu .. 

I Aufgrund dieser Tatsa­
• ehe läßt sich bei Kern­

kraftwerken so wenig wie 
bei a llen anderen großtech­
nischen Anlagen das Risiko 
umgehen, Erfahrungen erst 
durch den Betrieb zu sam­
meln und technische Nach­
besserungen während des 
Betriebs einpassen zu müs­
sen. Die dabei unumgehba­
ren Feh lschläge den Experi­
menta toren als »menschli­
ches Versagen« anlasten zu 
wollen halte ich für irrefüh­
rend : Wer trotz begrenzter 
Modellier- und Simulierbar­
keit auf großtechnische An­
wend ungen nicht verzichten 
will , muß dem Experimen­
tiercharakter derartiger An­
lagen zwangsläufig so lange 
zustimmen, bis alle da bei 
auftretenden Probleme er­
kannt und einer Lösung zu-

W. R. DonabJrowsky 

geführt sind. Dies schließt 
notwendig Versuchsanord­
nungen mit ungewissem 
Ausgang ein : wie anders 
so llte man sonst dem noch 
Unbekannten auf die Spur 
kommen? Wenn dabei - wie 
in Tschernobyl - Abläufe 
erprobt werden, bei denen 
der Gesamtprozeß außer 
Kontrolle geraten kann , 
und somit die Möglichkeit 
des vö lligen Scheiterns ris­
kiert wird, so entspricht dies 
der Logik von Versuch und 
Irrtum und nicht einem 
Fehler der menschlichen 
Natur. 
Wenn dennoch versucht 
wird , den Menschen als 
Fehlkonstruktion erschei­
nen zu lassen, um dami t 
vom Fehlen seiner Kon­
struktionen a bzulenken, so 
mag diese Verkehrung der 
rea len Zusammenhänge 
kurzfri sti ge Entlastung ver­
schaffen; la ngfri stig jedoch 
zeitigt sie inakzeptable Fol­
gen. Zum einen ist die Schei­
dung in perfekte Technik 
auf der einen und nichts-

würdige menschliche Versa­
ger auf der anderen Seite ba­
rer Unsinn . Längst gilt in 
der Sicherhei tswissenschaft 
wie in der Unfall- und Kata­
strophen forschung, daß 
Mensch, Maschine und 
Umwelt zusammengehörige 
Systemkomponenten sind , 
aus deren Interaktion sich 
erst die Funktionsfähigkeit 
technischer Abläufe ergibt. 
Eine Maschine oder eine 
Technik, an der Menschen 
aufgrund ihrer psycho­
physio logischen Konstituti­
on und Tagesform schei tern 
müssen (vgl. dazu die Er­
kenntnisse der Anthropo­
technik), ist da rum ge rade 
njcht perfekt, sondern 
Schrott. Maschinen wie 
Techniken , dies ist doch 
wohl ihr Sinn, sollen für den 
Menschen da sein, nicht 
umgekehrt. Wer a lso for­
dert, daß die Menschen ver­
bessert werden müssen, um 
einer (von Menschen ent­
wickelten!) Technjk zu ent­
sprechen, der stellt nicht nur 
Zwecke und Mittel a uf den 

Kopf, sondern der fordert 
implizit eine genma nipul ier­
te Menschen form, die, wie 
die »Biomechanoiden« aus 
H . R . Gigers »Necronorru­
con« (Basel 1977), von a n­
deren Menschen erst noch 
heran gezüchtet werden 
müssen. (Auf die dabei not­
wend igerweise entstehenden 
inversen Fehlerpotenzierun­
gen darf man gespann t 
sein.) 

Sie bedienen 
keine Anlage - sie 
e .. a .. beiten sie 
e .. st 

Zum a nderen zeitigt diese 
im Grunde menschen ver­
achtende Sichtweise soziale 
Folgen, die mindestens 
ebenso schwerwiegend sein 
werden wie Genmanipula­
tionen in Richtung Biome­
chanoid: Die Hypostasie­
rung von Technik zur sakro­
sankten Perfektion, an der 
der bedienende Mensch zum 
Versager werden muß, wird 
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Unerbetene Ratschläge 

die Neigung zum Bedienen­
Wollen drastisch reduzie­
ren. Dies mag der Mentali ­
tä t mancher Beamter from­
men, die sich »Bioparagra­
phoide« statt selbständige 
Menschen wünschen, den 
realen Erfordernissen noch 
weitgehend unerforschter 
Mensch-Maschine-Umwelt­
Interaktionen entspricht es 
jedoch nicht. Das, was das 
Bedienungspersona l von 
Tschernobyl, Three Mile Is­
land, Windscale, Cattenom 
oder Hamm-Uentrop täg­
lich leistet, nennt man in an­
deren Bereichen »training 
on the job«. Sie bedienen 
nämlich keine Anlage, son­
dern sie erarbeiten sie erst! 
Von ihnen wird eine nur teil­
bekannte Anlage mit jedem 
Handgriff und jedem weite­
ren Versuchslauf erschlos­
sen, bis eines Tages die An­
lage in ihrer Gesamtheit 
durchschaut ist. Von daher 
sind unsere verantwortli­
chen Politiker miserabel be­
ra ten, wenn sie ebenfalls 
von »schlecht ausgebildetem 
Bedienungspersonal« spre­
chen und den Eindruck zu 
erwecken suchen, als seien 
großtechnische An lagen wie 
Kernkraftwerke bereits 
technisch ausgereift. Richtig 
wäre es vielmehr, der Bevöl­
kerung klarzumachen, daß 
hier Menschen einer Aufga­
be nachkommen, die mit der 
von Testpilo ten vergleich­
bar ist: Sie versuchen, was 
zu versuchen ist, um die Ei­
genschaften einer Maschine 
für alle nur denkbaren La­
gen zu optimieren, und da­
fü r riskieren sie, was zu ris­
kieren ist - Kopf und Kra­
gen (und die jeweilige Ma­
schine und alles Umliegen­
de) eingeschlossen. 

Dieser Risikofreude unter­
liegt kein destruktives, son­
dern ein konstruktives Mo­
tiv, doch muß destru iert 
werden, um konstruieren zu 
können. Darin letztlich liegt 
die Ambivalenz des abend-
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ländischen Fortschri ttsmo­
dell s. Histori sch gesehen ist 
es das »modernste« Kon­
zept zur Reproduktion des 
Lebens aus eigener Kraft 
und Einsicht. Das Reprodu­
zierbare ist danach das dem 
Reich des Unbekannten und 
Bedrohlichen Entri ssene, 
dessen Geheimnis gelüfte t 
ist und somit in Dienst ge­
nommen werden kann . 
Doch gehen den Vorteilen 
der Indienstnahme der Na­
tur (Synthese) notwendig 
die Risiken ihrer Zerlegung 
(Analyse) einher. Dem Prin­
zip nach ist dabei kaum ab­
sehbar, ob die unbekannte 
Na tur das Bedrohlichere ist, 
oder die menschlichen Ei n­
griffe zu ihrer Analyse. Erst 
nach der Indienstnahme 
entscheidet darüber Erfolg 
oder Mißerfolg. Dies aber 
ist in jedem Falle zu spät, 
wenn es gilt, U nheil noch 
abwenden zu wo llen. Den­
noch kann es nicht darum 
gehen, dem Pro blem recht­
zeitiger Warnung dadurch 
entsprechen zu wollen, daß 
man entdeckerischen Wage­
mut unterdrückt und auf die 
Erfo rschung des Unbekann­
ten verzichtet. Was uns heu­
te - vor allem nach Tscher­
nobyl - schreck t, da rf ni cht 
die Tugend des Wagemuts 
und der Experimentierfreu­
de sein, sondern allein die 
Veränderung in der Dimen­
sion dessen, was dabei ris­
kiert wird . 

Darf der Mensch 
riskieren, was er 
riskieren kann? 

11 Die Frage, ob der 
• Mensch ri ski eren 

da rf, was er ri skieren kann, 
ist nicht neu; sie gehört 
überall dort zur Ethik des 
Handeins hinzu , wo die Fol­
gen des Möglichen nicht 
mehr nur den wagemutig 
Riskierenden schädigen 
können, sondern auch unbe­
teiligte D ritte. In einem Mo-

ra lkodex des möglichen 
Scheiterns wäre allein jener 
Fall unproblemati sch, bei 
dem der Riskierende die 
Folgen seiner Risiken (Ge­
winne wie Verluste) allein 
trägt. Geht der Wagende 
Risiken im Auftrage Dritter 
ein , so entstehen dann keine 
Probleme, wenn der Nutzen 
des Wagnisses allen zugute 
kommt und die möglichen 
Nachteile gemeinsam in 
Kauf genommen werden. 
Probleme entstehen jedoch, 
wo unbeteiligte Dri tte ge­
schädigt oder die möglichen 
Vorteile die möglichen 
Nachteile nicht mehr aufzu­
wiegen ve rmögen, oder, be­
sonders problemati sch, die 
Vorteile bei wenigen akku­
muliert und die Nachteile 
auf Gesellschaft und Na tur 
abgewälzt werden. All diese 
Fä lle bedürfen kollektiv ver­
bindlicher und sa nktionier­
ba rer Regelungen, um im 
Sozialen U ngerechtigkei ten 
zu mi ldern und den Bestand 
des sozialen Friedens zu 
wahren, und um in der Um­
welt- und Gesundheitspoli­
tik irreparable Schädigun­
gen zu verhindern . Wie also 
können die Na tur und unbe­
teiligte Dritte vor Schaden 
bewa hrt und im Falle den­
noch eintretender Schäden 
geschützt und entschädigt 
werden? Wie können Risi­
ken erkannt, Vor- und 
Nachteile bewertet, wie 
kann vor Schäden bewahrt 
werden? Wer schließlich 
entscheidet darüber, welche 
Wagnisse eingegangen wer­
den sollen und welche nicht? 
Vor allem aber: wer schützt 
eine ganze Gesell schaft da­
vor, daß sich Wagende und 
Auftraggeber kollektiv irren 
und Risiken eingehen, die 
das Verfassungsgebot gröb­
lich verletzen, Leben und 
körperliche U nversehrtheit 
in F rage stellen? 

Auch diese F ragen sind 
nicht neu, doch werden sie 
seit Tschernobyl in einer nie 

dagewesenen Schärfe wie­
derholt. Daß es erst eines 
Tschernobyl bedurfte, um 
sich auch der negativen 
Konsequenzen technischer 
Machbarkeit zu erinnern, 
stellt die eigent liche Ka ta­
strophe dar. Tschernobyl ist 
kein singuläres Ereignis, 
sondern der Preis, den der 
durch Versuch und Irrtum 
lernende Mensch von Anbe­
ginn seiner Existenz zu ent­
richten hat. Der T raum, 
Vorteile ohne Nachteile ein­
heimsen zu können, ist je­
doch ebenso unmöglich, wie 
das >perpetuum mobi le< und 
auch die List, die Vorteile 
des Fortschritts dadurch rie­
sig erscheinen zu lassen, daß 
man die Nachteile in klein­
sten Dosierungen still­
schweigend auf die Natur 
und die Allgemeinheit ver­
teilte, ließ sich nicht auf 
Dauer du rchhalten. Die hin­
terrücks summierten Altla­
sten schicken sich an, zu ei­
ner eigenständigen, un­
durchschauten Bedrohung 
für den Menschen und die 
von ihm benö tigten Lebens­
bedingungen zu werden. 

Wir könnten erst 
dann risikolos 
handeln, wenn 
wir die 
Gesalmtbedin­
gun gen unseres 
Handeins 
kennten 

Histori sch geschulte Ratge­
ber hätten dies erkennen 
müssen; seit nunmehr zwan­
zig Jahren liegen entspre­
chend fundierte Warnungen 
vor, ohne daß die Zeit ge­
nutzt worden wäre, a llen 

Gesellschaftsmitgliedern 
das Dilemma ihres gemein­
samen Handeins (und Un­
terlassens) vor Augen zu 
führen. Das Dilemma be­
steht darin , daß wir erst 
dann risikolos handeln 
könnten, wenn wir die Ge­
samtbedingungen unseres 



Handeins kennten . Indem 
wir aber versuchen, durch 
möglichst kontrollierte Va­
riationen von Teilbedingun­
gen die Wirkungsweise des 
Ganzen zu erschließen, ver­
ä ndern wir bereits das Gan­
ze. Der Prozeß der Erkennt­
nisgewinnung verändert so­
mit das Objekt der Erkennt­
nis vor dem Erkennen . 

Tschernobyl war ein noch 
relativ harmloses Demon­
strationsmodell für dieses 
Dilemma: Die erkenntni sge­
winnenden Eingriffe in das 
noch nicht vollständig be­
kannte »dynamische Sy­
stem« Kernkraftwerk füh­
ren , wie die Erkenntnisse 
der ma thema tischen Chaos­
theorie bislang nahelegen, 
dann zu unvorhersehbar 
»chaotischen« Zustandsän­
derungen , wenn die Variati­
on bestimmter Parameter 
über eine besti mmte Grö­
ßenordnung hinausgeht. 
Um welche Parameter und 
um welche Größenordnun­
gen es sich dabei ha ndeln 
könnte, ist selbst wiederum 
Gegenstand der erkenntnis­
gewi nnenden Veränderung! 
Konkret bedeutet dies, daß 
nach einer gewissen Zeit der 
praktischen Erprobung und 
Nachbesserung kein KKW 
mehr seinen ursprünglichen 
Konstruktionsplänen ent­
spricht, sondern eine Anlage 
eigener Dynamik entstan­
den ist, die fortwährend 
P lanänderungen generiert, 
bis niemand mehr weiß, ob 
zwischen Plandaten und Re­
aldaten noch kausale (und 
damit prognostizjerbare) 
Bezüge möglich sind . Den 
Laien mag d ies schrecken, 
den mit Computersimu la­
tionen hantierenden Fach­
mann nicht; er weiß, daß die 
Steuerung von Prozessen 
mit Hunderten, oftmals 
Tausenden verschiedener 
Variablen sehr leicht entra­
ten kann , weil sich der »rich­
tige« Algorithmus ja eben­
falls a us den Daten der 

(möglicherweise unvollstän­
digen) Simulation ergibt. 

Das, was an Tschernobyl im 
nachhinein schockiert, 
wohl auch , wei l es das Nor­
male darstellt - , gilt jedoch 
ebenso für den Umgang mit 
der Großanlage »Erde«. 
Auch dort manipulieren wir 
a n den Komponenten einer 
Anlage, ohne zu wissen , wel­
che Folgen unsere Eingriffe 
für den Gesamtprozeß ha­
ben werden. Doch anders 
als bei großtechnischen An­
lagen kennen wir bei der 
Anlage Erde nicht einmal 
die Ausgangsbedingungen . 
Während wi r bei menschge­
machten Anlagen notfalls 
zu den Ausgangsbedingun­
gen zurückkehren und Al­
ternativen entwickeln kön­
nen , ist uns die e Chance bei 
unseren unmittelbaren Le­
bensgrundlagen (noch?) 
nicht gegeben . Dem Ergeb­
nis nach stellt dies Vivisekti­
on dar und es wäre an der 
Zeit, mit weiteren Amputa­
tionen so lange zu warten , 
bis die Bedi ngungen des 
Werdens, Wachsens, Rege­
nerierens und Heilens be­
kannt sind. 

Es ist den 
Menschen 
deutlich 
geworden, daß 
die fein verteilten 
Nachteile des 
Fortschritts zu 
Nachteilen aßt 
, 

,eigenen Leibe 
,geraten 

III Betrachtet man 
• diese sehr grund­

sätzliche Problematik mit 
dem ihr angemessenen 
Ernst, und nicht unter tages­
politischem Handlungsbe­
darf, so kann sich ein ver­
antwortungsbewußter Bera­
ter nicht auf Forderungen 
nach technischen Verbesse­
rungen oder Reaktorsicher­
heitskonferenzen beschrän-
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ken. So richtig sie als Detail­
maßnahme sein mögen, ver­
fehlten sie die Sache grund­
sätzlich, wenn es dabei be­
lassen bliebe. Die politische 
Sprengkraft Tschernobyls 
besteht nämlich gerade dar­
in , daß den Menschen durch 
diesen GAU das Grundsätz­
liche aufgegangen ist und sie 
plötzlich ein sehr feines Ge­
spür für die Listen im Um­
gang mit den Vor- und 

achteilen der sie betreffen­
den Lebensrisiken bekom­
men haben. Schlagartig ist 
ihnen deutlich geworden, 
daß es im radikalen Sinne 
um ihr und ihrer Kinder Le­
ben geht und sie diejenigen 
sind, denen im Endeffekt die 
fein vertei lten Nachteile des 
Fortschritt zu' Nachteilen 
am eigenen Leibe geraten. 
Plötzlich fragen die Betrof­
fenen danach , welche wir­
kungsvolle Schutzvorkehr 
für sie vorgehalten wird , 
was das Warnwesen taugt, 
ob es einen wirksamen vor­
beugenden Katastrophen­
schutz überhaupt gibt. 
Plötzlich a uch erscheinen 
die Festlegungen von 
Grenzwerten, MIK- und 
MAK-Werten, Einleitungs­
genehmigungen etc. nicht 
mehr als besorgtes Bemü­
hen, »U nbedenklichkeiten« 
auszuloten , sondern als 
simple Genehmigung, auf 
die Dezimalstelle genau be­
messene Schadstoffmengen 
von den Bürgern beseitigen 
zu lassen, statt durch auf­
wendige Maßnahmen der 
Filterung, Entsorgung oder 

Prod uktionsveränderu ng. 
Sobald sich derartige radi­
kalisierte Einschätzungen so 
weit verallgemeinern, daß 
die Einstellung entsteht, der 
Staat habe eine Bürger um 
fragwürdiger Fortschritte 
willen geopfert, ist die Ge­
schäftsgrundlage der Demo­
kratie und das Gewaltmo­
nopol des Staates verloren . 
Anzeichen dieser Entwick­
lung sind sichtbar, und es 
handelt sich dabei nicht nur 

um die radikale Minderheit 
sogenannter »Autonomer«, 
die Anschläge auf Firmen, 
Strommasten, Bundeswehr­
depots und Behörden unter­
nehmen, sondern zuneh­
mend um Bürger, die inner­
lich die Werte und Normen 
dieser Gesellschaft aufkün­
digen. 

Will Politik in dieser Situati­
on weder den tagespoliti­
schen Kurzsichtigkeiten fol­
gen noch zwischen die 
Mahlsteine widerstreitender 
Partikularinteressen gera­
ten , so darf sie sich nicht 
dem Verdacht aussetzen , 
konzeptionslosen Aktionis­
mus zu betreiben oder selbst 
parteiisch zu sein . So war , 
um ein Beispiel herauszu­
greifen, der Bundeskanzler 
mit der Errichtung eines 
Bundesumweltministeriums 
gut beraten; die Verengun­
gen auf Strahlenschutz und 
Reaktorsicherheit dürften 
jedoch ein schlechter 
Ratschlag gewesen sein , weil 
es angesichts der Fülle tech­
nisch-industrieller Risiken 
eines umfassenderen Schut­
zes und eines ganz anders 
gearteten Sicherheitskon­
zepts bedürfte. Welchen Be­
drohungslagen aber ist zu­
künftig zu begegnen und wie 
sähe ein überzeugenderes 
Schutz- und Vorsorge­
Konzept aus? 

nSozialpartner­
schaft" für die 
,Verteilung von 
,Vor-und 
,Nachteilen? 

IV Wenn der soziale 
• Frieden gewahrt 

werden soll , dann muß aus 
dem Bundesumweltministe­
rium eine Denkfabrik wer­
den , die zum einen eine un­
geschminkte Bestandsauf­
nahme der stillschweigend 
abgewälzten Risiken vor­
nimmt, um darüber das Po­
tential möglicher Katastro­
phen abschätzen zu können , 
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und die zum anderen einen 
Perspektivplan darüber vor­
legt, wie in Zukunft Wagnis­
se eingegangen und gehand­
habt, wie ihre Vor- und 
Nachteile bewertet und ver­
teilt und wie dem Anspruch 
des Grundgesetzes, Leben 
und Gesundheit zu schüt­
zen, ma teriell entsprochen 
werden soll. 

Eine solche Aufgabe ist an­
spruchsvoll , aber unauf­
schiebbar. Auf dem Spiele 
steht nicht allein clie Siche­
rung der ökonomischen Le­
bensgrundlagen durch Vor­
sprünge in der wissenschaft­
lich-technischen Entwick­
lung. Auf dem Spiele steht 
auch die um dieses Vor­
sprungs willen riskierte na­
türliche und gesundheitliche 
Lebensgrundlage. Von da­
her bedarf es institutionell 
verankerter Sozialverträg­
lichkeitsprüfungen für zu­
künftige Wagnisse, bedarf 
es einer neuformulierten Ge­
schäftsgrundlage der Demo­
kratie, die eine Art »Sozial­
partnerschaft« für die Ver­
teilung von Vor- und Nach­
teilen formuliert, damit in 
der Bevölkerung auch über 
unbekannte und nicht ab­
sehbare Risiken Konsens er­
zielt werden kann. Und es 
bedarf grundlegend verän­
derter Regelung des Haf­
tungsrechtes und der tech-

nisch-instrumentellen 
Schutzvorkehr für Kata­
strophenfalle. Diese grund­
legenden Regelungen sind 
notwendig, weil 

• in der Bundesrepublik 
Deutschland die Ereignis­
häufigkeit von sogenannten 
technischen Katastrophen 
exponentiell zunehmen 
wird. Kausallogisch ist dies 
auf drei Faktoren zurückzu­
führen : I. Das Verhält­
nis von Auslastungsgrad 
zu Nutzungsdauer von 
Mensch, Material und An­
lagen; 2. den Grad der Ma­
terialveränderungen und 3. 
die zunehmende Konzentra-
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tion von Energie, Material 
und Menschen in und zwi­
schen Produktionsanlagen 
sowie zwischen diesen und 
bewohnten Arealen; 

• die Zunahme von »tech­
nischen« Katastrophen Le­
gi timationsprobleme her­
vorrufen wird , da der Zu­
sammenhang von Risikozu­
mutung, Verweigerung von 
Risikopartizipation und so­
mit fehlender Risikoakzep­
tanz die Schuldfrage in un­
vermittelter Schärfe stellen 
wird . Sollte dann auch noch 
ein sofort wirksamer Ka ta­
strophenschutz fehlen , wer­
den Loyalitätskollapse un­
vermeidbar; 

"GSG-9 des 
Katasbophen­
schutzes" zu .. 
Bewältigung de .. 
Zukunftsp .. oble­
... e 

• die Loyalitätskollapse 
zunehmend wahrscheinli­
cher werden, weil bei einem 
vermehrten Auftreten der 
oben angenommenen tech­
nischen Katastrophen der 
bestehende Katastrophen­
schutz völlig unzureichend 
ist: Für ABC-Katastrophen 
fehlt es rein quantitativ an 
ausreichend ABC-Zügen, 
um in einem mit Tscherno­
byl vergleichbaren Desaster 
wirkungsvoll dekontaminie­
ren zu können (ganz abgese­
hen von den qualita tiven 
Aspekten wie z. B. der Vor­
haltung von Ersatz-Notbe­
kleidung, -notnahrung und 
-unterkünften). Für die Ri­
sikodichte der Bundesrepu­
blik und der damit mögli­
chen Domino-Effekte fehlt 
es nicht nur an Evakuie­
rungsplanungen, sondern 
auch an jeder infrastruktu­
rellen Vorberei tung für 
überregional gelenkte Be-

völkerungsbewegungen. 
Für den Ausfall von zentra­
len Ver- und Entsorgungs­
einrichtungen , Verkehrs-

und Kommunikationsmit­
teln etc. fehlt es an substitu­
tionsfahigen Ausweichin­
strumentarien und bereits in 
die Raum- und Regional­
planung integrierten Schutz­
und Ersatzmitteln. Für die 
Bewältigung von Proble­
men, die aufgrund zuneh­
mender Energiekonzentra­
tionen entstehen, wären zu­
dem spezielle Einsa tzkräfte 
notwendig, die unverzüglich 
bis zum Katastrophenzen­
trum vordringen und dort 
mit angemessenem Gerät 
arbeiten könnten. Eine sol­
che »GSG-9« des Katastro­
phenschutzes steht bislang 
noch aus. 

1m Rahmen einer langfristi­
gen Perspektivplanung wäre 
daher anzuregen, den be­
stehenden Katastrophen­
schutz umzustrukturieren 
und seine Effizienz durch 
flankierende Maßnahmen in 
Ausbildung, Ausrüstung 
und Infrastrukturplanung 
zu erhöhen . Nach meiner 
Überzeugung wäre ein drei­
gliedriger Katastrophen­
schutz optimal. In der unte­
ren , freiwillig-ehrenamtli­
chen Stufe könnte das bishe­
rige Gliederungssystem in 
Länderkompetenz voll er­
halten bleiben, in der dar­
über folgenden Stufe sollte 
eine professionelle Gruppie­
rung auf Bundesebene auf­
gebaut werden, die sich aus 
aufstiegsorientierten Mit­
gliedern der unteren Stufe 
und dem freien Arbeits­
markt rekrutieren könnte, 
und in der obersten Stufe 
sollte eine KatS-Spezialein­
heit des Bundes entstehen, 
die im Eventualfall unver­
züglich zur Katastrophen­
bekämpfung eingeflogen 
werden kann . Weder wür­
den durch eine solche Um­
strukturierung bestehende 
Bund-/Länderkompetenzen 
berührt noch müßten neue 
Verbände oder Organisatio­
nen ins Leben gerufen wer­
den . Das in Bundeskompe-

tenz liegende THW ließe 
sich im Sinne der zweiten 
Stufe erweitern und entspre­
chend professionalisieren. 
Die meisten der bestehenden 
Motivationsprobleme ent-
fielen dadurch, arbeits-
marktbelebende Impulse 
entstünden und hohe Ge­
winne im Bereich der Legiti­
mations- und Loyalitätssi­
cherung könnten erzielt 
werden . 
Als flankierende Maßnah­
men erschiene es sinnvoll , 
die Katastrophenschutz­
schule des Bundes zu einer 
Akademie für Zivil- und 
Katastrophenschutz auszu­
bauen, um den in Zukunft 
wachsenden Bedarf an qua­
lifizierter Ausbildung und 
bundeseigener Forschung 
befriedigen zu können . Eine 
solche Führungsakademie 
könnte wesentliche lmpulse 
zur Vereinheitlichung und 
zum wissenschaftlich fun­
dierten Aufbau eines Zivil­
und Katastrophenschutzsy­
stems entwickeln, das einem 
modernen lndustriestaat 
und damit auch den von 
ihm hervorgebrachten Risi­
ken nicht nur angemessen 
wäre, sondern auch Vorbild 
und Richtung wiese. Prak­
tisch könnte eine solche 
Akademie den Grund für ei­
ne vorbeugende Ka tastro­
phenschutzplanung auf 
Bundesebene legen, die, bis 
in die Raum- und Regional­
planung hinein , Schutzvor­
kehrungen infrastrukturell, 
baulich, versorgungstech­
nisch und kommunikativ so 
vorbereitet und verankert, 
wie dies im Bereich der 
Brandbekämpfung durch 
den vorbeugenden Brand­
schutz schon heute gang 
und gäbe ist. Mit einem 
solchen Gesamtkonzept 
brauchte auf forschende 
Wagnisse nicht verzichtet zu 
werden; die Bevölkerung 
wüßte, welche Vorteile an­
gestrebt , welche Risiken zu 
tragen und welcher Schutz 
zu erwarten wäre. 



Tschernoby! 
Fakten und Schlußfolgerungen 

Gerald Kamelander 

Am 28. März 1979 wurde im Kernkraftwerk THREE 
MILE 1SLAND (USA) der - bis vor kurzem - bek ann­
teste nukleare Unfall durch das Versagen eines Druck ­
entlastungsventils eingeleitet. Wenngleich dieser Unfall 
zu einem erheblichen wirtschaftlichen Schaden führte, 
waren die radiologischen Konsequenzen äußerst gering. 
Nach Untersuchungen der von Präsident Carter einge­
setzten KEMENY-Kommission betrug die in einem Um ­
kreis von 80 km deponierte Ko/lektivdosis etwa 2 000 
manrem *). Die geschätzte jährliche Kollek tivdosis auf­
grund der natürlichen S trahlung liegt bei 240000 man­
rem. Wenn sich infolge dieses Unfalls gesundheitliche 
Folgen ergeben haben, so sind sie auf psychische Bela­
stungen zurückz uführen, die u. a. durch mangelnde oder 
irreführende Informationen entstanden sind. 

Rund sieben Jahre später, 
am 26. April 1986, ereignete 
sich der wesentlich fo l­
genschwerere Reaktorunfall 
an dem in der Ukraine gele­
genen Standort Tscherno­
byl. Neben einer Anzah l 
vo n schweren Stra hlensyn­
dromen, die in einigen Fäl­
len zum Tod führten , wur­
den Landstriche im Um­
kreis um den Reaktor ra­
dioaktiv ko ntaminiert, so 
daß sich d ie Evakuierung 
der dort ansässigen Bevöl­
kerung als notwend ig er­
wies . Die wirtschaftlichen 
Schäden in Mittel- und 
Osteuropa du rch rad ioakti­
ve Ko ntamination von Nah­
rungsmitteln erreichte eine 
beachtliche Höhe. Obwohl 
Abschätzungen über die zu 
erwartenden latenten Strah­
lenschäden nur eine insign i­
fikante Steigerung von 
Krebsfällen erwarten lassen, 
wird in den Massenmedien 
mit Horrorzahlen operiert. 
Angesichts dieser U nfall fo l­
gen wird häufig die Frage 
aufgeworfen , ob die in den 

Rea k torsicherhei tsanal ysen 
ermittelten extrem niedrigen 
Ei n tri t tswa hrschei nlichkei­

ten schwerer Unfälle auf 
Richtigkeit beruhen und ob 
ein weiterer Ausbau der Nu­
klearindustrie gegenüber 
der Gesellschaft verantwor­
tet werden kann. 

Die bisher von dem Reak­
torunfa ll bei Tschernobyl 
bekannt gewordenen Fak­
ten so llen im vorliegenden 
Beitrag analysiert und zur 
wes tlichen Kerntechnologie 
in Relation gesetzt werden. 

Entwicklung der 
Kerntechnik in der 
UdSSR 

Trotz großer Vorräte an fos­
silen Brennstoffen verfügt 
die UdSSR über ein ehrgei­
ziges nuklea res Programm. 
Während die Nuklearener­
gieproduktion im Jahre 
1979 bei 4500 Megawatt 
(MW) lag, betrug sie im 
Jahre 1985 bereits 28000 
MW. Bis 1990 ist eine Stei­
gerung auf 4 1000 MW vor­
gesehen. Die Kernenergieer-

0) Das Kürzel »manrcm« ist ein Maß für di.c Kollektivdosis und drückt die 
gcsamte Strahlenbelastung aus, dIe clnc bestllnmte Populallon - meIst Ist dIe 
gesam te Menschheit in Betracht gezogen - als Folge etnes nuklearen EreIgnIs­
ses erlill en hat. 

zeugung basiert derzeit im 
wesentlichen auf zwei Reak­
tortypen . Dies sind der 
graphiLmoderierte Druck-

rährensiedewasserreaktor, 
der die russische Abkürzung 
RBMK führt , sowie der 
Druckwasserreaktor 110m 

Typ VVER, die sowjetische 
Version des im Westen ge­
läufigen Druckwasserreak­
tors. Weiter wird in der So­
wjetunion die Entwic.klung 
des Schnellen Brutreaktors 
vorangetrieben, der eine 
Streckung der Uranvorräte 
erlaubt. Ein Demonstrati­
onskraftwerk mit der Be­
zeichnung BN-350 wurde in 
SHEVCHENKOam Kaspi­
schen Meer im Jahre 1973 in 
Betrieb genommen. Die 
Zah l 350 weist auf die elek­
trische Leistung hin. 1980 
wurde die leistungsstärkere 
An lage BN-600 an das Netz 
geschaltet. Pläne für Anla­
gen mit 800 MW bzw. 1600 
MW sind für die Zukunft 
vorgesehen. 

Der Unfa ll in Tschernobyl 
ereignete sich in einem 
graphitmoderierten Druck-

röhrensiedewasserreaktor 
(RBMK). Es handelt sich 
dabei um eine Reaktorbau­
linie, die nur in der Sowjet­
union eingesetzt wird. Ne­
ben den vier Kraftwerks­
blöcken am Standort 
TSCHERNOBYL sind wei­
tere vier bei LENINGRAD 
in Betrieb. Drei Einheiten 
befinden ich in KURSK, 
eine in SMOLENSK und 
eine weitere in IGNALIN 
(Lettland). Die genannten 
Anlagen liefern etwa 60 
Prozent der in der Sowjet­
union produzierten Kern­
energie. 

Einige technische Daten 
zum RBMK- l 000 

Das Kraftwerk liefert eine 
elektrische Leistung von 
1000 MW. Der nahezu zy­
linderförmige Reaktor mit 
einer Höhe von 7 m und ei­
nem Radius von ca . 6 m 
wird aus quaderförmigen 
Graphitblöcken aufgebaut. 
Ca . 2500 vertikale Kanäle 
durchsetzen den Reaktor­
kern , wobei etwa 1 700 für 
die Druckröhren vorgese­
hen sind und die restlichen 
zur Aufnahme der Kontroll­
stäbe und der Instrumentie­
rung dienen. Jede Druck­
röhre enthält zwei überein­
ander angeordnete Brenn­
elementbündel, die jeweils 
aus 18 Brennstäben beste­
hen. Die Wände der Druck­
röhren sind außen aus 
Edelstahl und innen aus ei­
ner Zirkoniumlegierung ge­
fertigt. Die Hülle der Uran­
btennstäbe besteht gleich­
falls aus Zirkonium. 

Die Druckröhren werden 
von unten nach oben vom 
Kühlwasser durchströmt , 
das nach einer Steighöhe 
von etwa 2,5 m zu sieden be­
ginnt. Der aus den Druck­
röhren austretende Dampf 
wird schließlich dem Turbi­
nenkreislauf zugeführt. 

Die RBMK-Reaktoren wei­
sen eine Reihe von techni­
schen Vorteilen auf. Bei­
spielsweise ist der Brenn­
elementwechsel während 
des Betriebes möglich , was 
den Auslastungsfaktor die­
ses Kraftwerktyps erhöht. 
Die Anreicherung des 
Brennstoffs mit dem spalt­
baren Uranisotop U-235 ist 
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im Vergleich zu Leichtwas­
serreaktoren geringer. Dies 
bedeutet auch, daß das er­
brütete Plutoniumgemisch 
einen hohen Anteil des Iso­
tops Plutonium-239 auf­
weist, so daß es im Gegen­
satz zu Leichtwasserreakto­
ren zur Kernwaffenproduk­
tion geeignet ist. Während 
die Leistungskapazität an­
derer Reaktortypen durch 
die Auslegungsgrenzen des 
Druckgefäßes beschränkt 
ist, fällt dies bei der RBMK­
Baulinie weg. 

Die Sicherheit des 
RBMK-IOOO 

Die Sicherheit der Reakto­
ren westlicher Bauart beruht 
auf drei hintereinanderge­
schalteten Barrieren, die die 
Umwelt gegen die in den 
Brennstäben akkumulierten 
radioaktiven Spaltprodukte 
und Transurane schützen. 
Dies sind die Hüllen der 
Brennstoffstäbe, das Reak­
tordruckgefäß und das Con­
tainment. Die Integrität die­
ser Barrieren gegen alle 
denkbaren Störfälle wird 
durch die diversen Sicher­
heitseinrichtungen, die auf 
dem Prinzip der Redundanz 
basieren , gewährleistet. 

Bei den RBMK-Reaktoren 
treten die Druckröhren an 
die Stelle des Reaktordruck­
gefäßes, was dem Reaktor­
kern eine völlig andere 
Struktur verleiht. Die dar­
auf basierende Sicherheits­
philosophie ist deshalb völ­
lig verschieden. 

Aufgrund dieser Sicher­
heitsphilosophie wurde auf 
die Errichtung eines Con­
tainments, das bei westli­
chen Reaktoren als ent­
scheidende Barriere gegen 
die radiologischen Folgen 
schwerer Störfälle vorgese­
hen ist, verzichtet. Dieser 
Verzicht hatte beim 
TSCHERNOBYL-Unfall 

verheerende Folgen. Cha­
rakteristisch für die RBMK-
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Reaktoren ist auch der soge­
nannte positive Moderator­
tem pera tu rkoeffizien t, der 
höchstwahrschei nlich beim 
TSCHERNOBYL-Unfa ll 

eine wichtige Rolle gespielt 
hat. Darunter versteht man 
das Ansteigen der Neutro­
nenmultiplika tion bei Er­
wärmung des Moderators . 
Wird nun die Neutronen­
multiplikation aus irgend ei­
nem Grund unabsichtlich 
erhöht, so kann es durch 
diesen positi ven Tempera­
turkoeffizienten zu einem 
lawinenartigen Leistungsan­
stieg kommen, wenn der Re­
gelmechanismus versagt. 
Man spricht dann von ei ­
nem Reaktivitätsstörfall. 
Obwohl derartige Reaktivi­
tätsunfälle niemals zu einer 
nuklearen Detonation füh­
ren können, da die Erhit­
zung des Brennstoffes die 

Neutronenmultiplikation 
mindert und die Leistungs­
exkursion einbremst, ist eine 
schwere Beschädigung von 
Brennelementen nicht aus­
zuschließen. Bei Leichtwas­
serreaktoren hingegen ist 
der Moderatortemperatur­
koeffizient negativ, so daß 
er einem Leistungsanstieg 
entgegenwirkt. Sicherheits­
analysen haben gezeigt, daß 
Reaktivitätsstörfälle bei die­
ser Baulinie keinerlei ernste 
Konsequenzen nach sich 
ziehen können. Es soll auch 
noch darauf hingewiesen 
werden, daß die Qualitäts­
anforderungen an die Reak­
torkomponenten in der 
UdSSR mit jenen im Westen 
nicht vergleichbar sind . 
Darüber hinaus existieren in 
totalitären Staaten auch kei­
ne unabhängigen Sicher­
heitsorganismen, wie dies 
beispielsweise in der BRD 
der Fall ist. 

Mögliches Szenario des 
Tschernobyl-Unfalls 

Eine genaue Analyse über 
Ursache, Ablauf und radio­
logische Konsequenzen des 

Tschernobyl-Unfalls liegt 
zur Zeit der Abfassung des 
vorliegenden Beitrages noch 
nicht vo r. Aus verschiede­
nen Äußerungen sowjeti­
scher Experten geht jedoch 
hervor, daß der Unfa ll in 
der Nacht vom 25. 4. 1986 
auf den 26. 4. 1986 seinen 
Anfang nahm . Der Unfall 
ereignete sich bei War­
tungsarbeiten, wobei die 
Reakto rleistung auf 7 Pro­
zent der Nominalleistung 
reduziert war. Es ist mit ho­
her Wahrscheinlichkeit an­
zunehmen, daß ein durch 
menschliches Fehlverhalten 
ausgelöster Reaktivitätsun­
fall zu einem Leistungsaus­
bruch führte, wodurch eini­
ge Druckröhren zerbrachen 
und Brennstoff in die Reak­
torhalle geschleudert wur­
de, der den Bodenbelag in 
Brand setzte. 

Trotz sofortiger Abschal­
tung des Reaktors heizten 
sich die Brennelemente in­
folge mangelnder Wärme­
abfuhr weiter auf. Es kam 
zu Zirkon-Wasserreaktio­
nen. Der dabei freiwerden­
de Wasserstoff scheint eine 
heftige Detona tion ausge­
löst zu haben, die das Re­
aktorgebäude zerstörte und 
zu einer massiven Freiset­
zung von radioaktiven 
Spaltprodukten führte . In 
einem Zeitraum von etwa 
zwei Tagen heizte sich der 
Graphit so stark auf, daß 
offen bar wei tere Brennele­
mente zerstört wurden . 
Schließlich geriet der Gra­
phit durch Luftzutritt in 
Brand . Die heißen Gase er­
zeugten einen Auftrieb, der 
die radioaktiven Stoffe 
hoch in die Atmosphäre 
riß . Der Brand konnte erst 
nach Tagen unter Kontrolle 
gebracht werden. 

Es ist zu erwarten , daß in 
den nächsten Monaten wei­
tere Informa tionen gegeben 
werden, die größeren Ein­
blick in die Kausalkette des 
Unfalls ermöglichen. 

Radiologische Folgen 

Bedauerlicherweise sind 
erstmals bei der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie 
Menschenleben zu bekla­
gen. Ein Angehöriger des 
Kraftwerkspersonals ver­
starb an Verbrühungen, ein 
weiterer durch herabfa llen­
de Trümmer. Nach einem 
Experten-Statement der In­
ternationalen Atombehörde 
wurden insgesamt 204 Per­
sonen wegen akuter Strah­
lenkrankheit (S trahlensyn­
drom) in Krankenhäuser 
eingeliefert . Die aus diesem 
Patientenkreis stammende 
Zahl der Strahlentoten dürf­
te zwischen 30 und 40 lie­
gen. Es muß hervorgehoben 
werden, daß alle bisher an 
den Folgen der Reaktorka­
tastrophe zugrundegegange­
nen bzw. wegen Strahlen­
syndrome in Krankenhäu­
sern behandelten Personen 
ausschließlich entweder An­
gestellte des Kernkraftwer­
kes oder Angehörige der 
eingesetzten Feuerwehrver­
bände waren. Nach dem 
oben erwähnten IAEA­
Statement wurden 48000 
Einwohner aus einer um den 
Kraftwerkstandort gezoge­
nen 30-Kilometer-Zone eva­
kuiert. 

Ein Tei l des während des 
Unfalls freigesetzten ra­
dioaktiven Inventa rs wurde 
durch Luftströmungen nach 
Nord-, Mittel- und Süd­
osteuropa verfrachtet. Die 
Bundesrepublik Deutsch­
land und Österreich wurden 
am 30. April und am I . Mai 
von radioaktiven Wolken 
überstrichen, die für den 
Großteil der dort entstande­
nen Strahlenbelastungen 
verantwortlich sind . Eine 
dritte Wolke, die am 3. Mai 
registriert wurde, tra nspor­
tierte bereits wesentlich we­
niger Radioaktivitä t. In ei­
nem Übersichtsartikel*) 
wurde bereits über am 

Kernforschungszentrum 
Ka rlsruhe angestellte bzw. 



ausgewertete Messungen re­
sumiert. Es zeigt sich, daß in 
den ersten Tagen nach dem 
Reaktorunfall das Jod-131 
im Isotopenspektrum der 
Bodenaktivität dominierte. 
Später ging diese Rolle auf 
das Cäsium-137 über. Der 
Anteil des bei Kernwaffen­
tests domin ierenden Stronti­
ums-90 erwies sich als be­
deutungslos. Die errechnete 
Strahlendosis infolge exter­
ner Strahlenbelastung, In­
halation und Ingestion ist 
nach dieser vorläufigen Un­
tersuchung glücklicherweise 
gering. Dem Bericht zufolge 
gilt als sicher, daß in der 
BRD niemand als direkte 
Folge des TSCHERNO­
BYL-Unfalls zu Schaden 
gekommen ist und daß die 
zusätzliche Strahlenbela­
stung in der Größenord­
nung des natürlichen Strah­
lenpegels liegt. Zusätzliche 
Krebsfälle und genetische 
Schäden werden sta tistisch 
nicht nachweisbar sein . Eine 
unabhängig davon am 
Atominstitut der Österrei­
chischen Hochschulen in 
Wien angestell te Studie 
führte für Österreich zu a na­
logen Ergebnissen. 

Schlußfolgerungen und 
Konsequenzen 

Eines der wesentlichen Ar­
gumente für die fried liche 
Nutzung der Kernenergie ist 
die extrem niedrige Ein-

trittswahrscheinlichkeit 
schwerer Nuklearunfälle. 
Nach dem Reaktorunglück 
von TSCHERNOBYL stellt 
sich die Frage, ob diese Ar­
gumentation nicht in ihren 
Grundfesten erschüttert wä­
re, ob nich t entweder die Be­
rechnung der Eintrittswahr­
scheinlichkeit oder die In­
terpretation derartiger Da­
ten fa lsch wäre. Vielfach er­
hoben sich auch Zweifel, ob 
die Gewinnung von Kern­
energie, ahgesichts derarti­
ger Risiken für die Gesell­
schaft, tragbar wäre . 

Betrachtet man diesen Sach­
verhalt vom technischen 
Standpunkt, so erkennt 
man, daß dieses Dilemma 
nur scheinbar ist. Es wurde 
bereits mehrere Male auf die 
fundamentalen Unterschie­
de zwischen den RBMK­
Reaktoren und den Reakto­
ren westlicher Provenienz 
hingewiesen. Diese Unter-
chiede bestehen nicht nur 

in der nuklearen Auslegung 
der Kernkraftwerke, son­
dern auch in der Sicherheits­
philosophie. Das Vorhan­
densein von Bodenwanne 
und Containment stellen 
nur Beispiele ei ner umfang­
reichen Liste dar. Cha rakte­
ristisch für die Kernenergie­
nutzung im Westen ist auch 
die sicherheitstechnische Be­
gutachtung aller Nuklearan­
lagen durch unabhängige 
Expertenteams. Die Investi­
tionen der Nuklearindustrie 
in die Perfektionierung der 
nuklea ren Sicherheit er­
reichten im Westen , und 
hier wieder ganz besonders 
in der BRD, gigantische 
Summen. 

Aus den genannten Grün­
den bleiben alle Argumente 
für die friedliche Nutzung 
der Kernenergie für die 
westlichen Industrieländer 
in vollem Umfang a ufrecht. 
Es besteht nicht der gering­
ste Zweifel , daß der RBMK-
1000 in keinem dieser Staa­
ten bewil ligt worden wäre. 
Aus diesem Grund gibt es 
a uch kein wissenschaftlich 
haltbares Argument, das 
Versagen dieses Reaktor­
typs der im Westen entwik­
kelten Kerntechnologie an­
zulasten. 

Tschernobyl und 
Massenmedien 

Bereits wenige Tage, nach 
dem im norditalienischen 
Fleimtal im vergangenen 
Jahr ei ne riesige Schlammla­
wine an die 300 Menschen 
erstickte, verschwand diese 

Katastrophe von den 
Schlagzeilen. Jedem Jahres­
tag des Reaktorunfalls von 
THREE MILE ISLAND, 
wo überhaupt niemand zu 
Schaden kam, werden je­
doch in Pres e, Rundfunk 
und Fernsehen ausführliche 
Kommentare gewidmet. 
Wenngleich der Giftgasaus­
tritt, der vor nicht a llzulan­
ger Zeit in Indien minde­
stens ebensoviel Schaden 
auslöste wie der Reaktorun­
fall in der Ukraine, mehr 
Staub aufwirbelte, so ist die­
ses Ereignis beinahe in Ver­
gessenheit geraten und nie­
mand fordert das Verbot 
der Erzeugung und des Ein­
satzes von Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln. 
Warum gerade die Strahlen­
angst tiefer in der menschli­
chen Seele sitzt als alle ande­
ren , oft viel höheren Zivili­
sationsrisiken, ist eine Fra­
ge, auf die a uch Psycholo­
gen keine eindeutige Ant­
wort wissen. Ebenso wie 
es zutiefst unseriös wäre, 
das Gefahrenpotential der 
Kernenergie zu verniedli­
chen oder die Folgen eines 
nuklearen Unfalls herabzu­
spielen, so unverantwortlich 
handeln jene, die aus wei­
chen Gründen a uch immer 
versuchen, a us der latenten 
Strahlenangst finanzielle 
oder politische Vorteile zu 
schlagen . Die dabei a uftre­
tende Massenhysterie kann 
leicht zu Fehlreaktionen für 
den einzelnen wie auch für 
die Gesellschaft führen. 
Daß bei solchen Gelegenhei­
ten auch solche Gruppie­
rungen auf den Plan treten, 
die die menschliche Angst 
dazu ausnutzen, um einen 
Keil zwischen Behörde und 
Bevölkerung zu treiben und 
die Gesellschaft in eine 
Mangelsituation zu drän­
gen, ist nicht verwunderlich . 
Gerade die Aktionen gegen 
die Errichtung einer Wie­
deraufbereitungsanlage, wo 
der nukleare Abfall auf ein 
Minimum reduziert und un-

Schlußfolgerungen 

ter sicheren Verschluß ge­
bracht werden soll , zeigt 
dies am deutlichsten. Mit 
der Verhinderung der Ent­
sorgung wird versucht, 
den ersten entscheidenden 
Schritt zum Ausstieg aus der 
Kernenergie einzuleiten. Ein 
Ausstieg aus der Kernener­
gie würde jedoch nicht nur 
eine riesige Lücke in der 
Energieversorgung aufrei­
ßen, sondern auch schwere 
Einbrüche im Export nach 
sich ziehen und die Arbeits­
losenziffer emporschnellen 
lassen. 

Es ist zu hoffen, daß sich die 
Kernenergiediskussion von 
der emotionellen auf die ra­
tionale Ebene verlagert. Da­
zu ist vor allem Aufklä­
rungsarbeit notwendig, die 
die Grundbegriffe der Kern­
technik und des Strahlen­
schutzes einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich 
macht. 

Zusammenfassung 

Am Ende dieses Beitrages 
soll nochmals betont wer­
den , daß sich der in Tscher­
nobyl verunfallte Kernreak­
tor grundsätzlich von allen 
im Westen verwendeten Nu­
klearanlagen unterscheidet 
und dort niemals bewilligt 
worden wäre. Obwohl bei 
diesem Störfall große Men­
gen von Radioaktivität frei 
wurden, sind die Strahlenbe­
lastungen in der Bundesre­
publik Deutschland entge­
gen dem in manchen Mas­
senmedien erweckten An­
schein als niedrig anzusehen. 

Der TSCHERNOBYL­
Unfall hat keinerlei bisher 
unbekannte physikalischen 
Effekte gezeigt und es gibt 
kein technisches Argument, 
am hohen Sicherheitsstan­
dard der im Westen einge­
setzten Kernkraftwerke zu 
zweifeln. 

*) H. H. HE NI ES, Radia tion 
Measurements in Germany, Re­
sulting rrom lhe Chernobyl-Acci­
den!. NucJea r Europe 7- 8/1986 
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Schlußfolgerungen 

Siedewasser-Reaktor 
Schemazeichnung Typ Brunsbüttel, Philippsburg, 

Gundremmingen u.a. 

Turbine 

und Moderator 

Druckwasser-Reaktor 

Der Druckwasser-Reaktor ist heute in der Bundes­
republik und in vielen anderen Ländern der Stan­
dardtyp. Mitte 1986 waren in der Bundesrepublik 
zehn Reaktoren dieses Typs in Betrieb, vier weitere 
im Bau. Das als Kühlmittel dienende Wasser steht 
unter Druck, so daß es nicht verdampfen kann . 
Das Kühlmittel hat zugleich die Funktion des Mo­
derators, der die bei der Kernspaltung frei werden­
den Neutronen auf die Geschwindigkeit abbremst, 
die zur Aufrechterhaltung der Kettenreaktion not­
wendig ist. Der Dampf für die Turbine wird über 
einen Wärmetauscher in einem zweiten Kreislauf 
erzeugt. Die röhrenförmigen Brennelemente sind 
mit Uran-Tabletten gefühllt. Natur-Uran besteht 
zu 99,3 Prozent aus dem nicht spaltbaren Isotop 
Uran-238 und nur zu 0,7 Prozent aus dem spaltba­
ren Uran-235 . Bei der Aufbereitung muß der 
Brennstoff deshalb mit Hi lfe komplizierter Prozes­
se auf 2 bis 3,5 Prozent U ran-235 angereichert wer­
den . G lobus 
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Siedewasser-Reaktor 

Der Siedewasser-Reaktor wurde von General Elec­
trics in den USA zur Serienreife entwickelt. In der 
Bundesrepublik sind acht Reaktoren dieses Typs in 
Betrieb. Er zeichnet sich durch einen besonders ein­
fachen Aufbau des nuklearen Teils aus. Das als 
Kühlmittel eingesetzte Wasser wird im Reaktor­
kern erhitzt und verdampft im Reaktor-Druckge­
fäß . Der Dampf wird direkt auf die Turbine gelei­
tet. Das Wasser dient zugleich als Moderator, der 
die bei der Kernspaltung frei werdenden Neutro­
nen auf die zur Aufrechterhaltung der Kettenreak­
tion notwendige Geschwindigkeit abbremst. Da 
der Dampf radioaktive Teilchen aufnimmt, muß 
die Turbine innerhalb des Sicherheitsbehälters des 
Kraftwerks stehen. Globus 

Druckwasser-Reaktor 
Schemazeichnung Typ Brokdorf, Stade, Biblis 

u.a. 

Turbine 

Kühlmittel und Moderator 
© Globus 



Schneller Brutreaktor 

Vom Schnellen Brutreaktor gibt es bislang nur Pro­
totypen, unter anderem den französischen Super­
phenix und den in Kalkar, ein deutsch-belgisch­
niederländisch-britisches Gemeinschaftsprojekt. 
Bei diesem Typ ist der Reaktorkern von einem 
Brutmantel aus Uran-238 umgeben . Dieses ist als 
Spaltmateria l nicht direkt verwendbar, wird aber 
durch die bei der Kettenreaktion frei werdenden 
Elektronen in spaltbares Plutonium umgewandelt. 
Der Reaktor »erbrütet« auf diese Weise neuen 
Kernbrennstoff, sogar mehr, als er verbraucht. Für 
die Umwandlung sind schnelle Neutronen notwen­
dig. Deshalb ist Wasser als Kühlmittel nicht ver­
wendbar, weil es die Neutronen zu sehr abbremst. 
Damit die Kettenreaktion trotz der hohen Ge­
schwindigkeit der Neutronen in Gang bleibt, ist der 
Reaktorkern sehr dicht gepackt und enthält neben 
Uran auch Plutonium. Als Kühlmittel wird flüssi­
ges Natrium verwendet. Dieses nimmt beim Durch­
laufen des Reaktorkerns njcht nur radioaktive Teil­
chen auf, sondern wird auch selbst stark radioak­
tiv. Deshalb wird es nicht direkt zur Dampferzeu­
gung verwendet, sondern nur indirekt über einen 
zweiten Natriumkreislauf. Globus 

Hochtemperatur-Reaktor 
Schemazeichnung Typ Uentrop 

Aus Thorium wird spaltbares 
Uran-233 erbrütet 

© Globus 

Turbine 

Kühlkreislauf 

Schlußfolgerungen 

Schneller Brutreaktor 
Schemazeichnung Typ Kalkar 

Kühlmittel 
(stark radioaktiv) 

Aus Uran-238 wird spaltbares 
Plutonium erbrütet 

Hochtemperatur-Reaktor 

Der Hochtemperatur-Reaktor wurde an der Kern­
forschungsanlage Jülich entwickelt. Der Prototyp 
in Uentrop-Schmehausen ging 1986 ans Netz. Bei 
ihm ist der Spaltstoff nicht in röhrenförmigen 
Brennelementen untergebracht, sondern in Gra­
phitkugeln eingesch lossen. Außer Uran-235 ent­
halten sie Thorium, ein radioaktives Element, das 
in der Natur fünfmal häufiger ist als Uran. Es ist 
nicht direkt . a ls Spaltmaterial verwendbar, wird 
aber durch die bei der Kettenreaktion frei werden­
den Neutronen zu spaltbarem Uran-233 umgewan­
delt (Brutprozeß). Als Kühlmittel dient Helium­
Gas, das im Reaktor auf750 Grad und mehr aufge­
heizt wird . Mit dieser hohen Temperatur kann 
nicht nur Dampf erzeugt werden , sondern auch 
Prozeßwärme (zum Beispiel zur Kohlevergasung). 
Da alle spaltbaren Elemente in Graphit einge­
sch lossen sind, wird das Helium-Gas nur wenig ra­
dioaktiv. Der Graphit dient zugleich als Modera­
tor, der die Neutronen auf die zur Aufrechterhal­
tung der Kettenreaktion notwendige Geschwindig­
keit abbremst. Der Hochtemperatur-Reaktor er­
hitzt sich bei Ausfall der Kühlung - im Gegensatz 
zu allen anderen Reaktortypen - nur sehr langsam. 
Er gilt deshalb als besonders sicher. Globus 
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AUFENTHALTSREGELUNG 
Verdrängtes Teilgebiet des Zivilschutzes? 

N achdem weder die parlamentari­
sche Beratung eines - dann doch nicht 
vera bschiedeten - Aufenthaltsrege­
lungsgesetzes (ARG)! im Zuge der 
Notstandsgesetzgebung von 1965 
noch die Aufnahme des § 12 über die 
Aufenthaltsregelung in das Gesetz 
über die Erweiterung des Katastro­
phenschutzes (KatSG)2 von 1968 ei­
nen Niederschlag in der Fachlitera tur 
gefunden hatte, fällt seitdem weiter 
auf, 

• da ß die seitheri gen amtl ichen, d . h. 
für die breite Öffentlichkeit bestimm­
ten Verlautbarungen dazu sehr spär­
lich sind und sich mehr oder weniger 
in Begriffs bestimmungen und Andeu­
tungen erschöpfen3, 

• da ß weder in dieser seit 1970 unter 
dem Titel ZIVILV ERTELDIGUN G 
(zunächst mit dem Zusa tz »Vereinigt 
mit ZIVILSCHUTZ«) erscheinenden 
konkurrenzlosen Fachzeitschrift noch 
in der seit 1971 vom Bundesverband 
für den Selbstschutz hera usgegebenen 
Helferzeitschrift ZIVILSCHUTZ­
MAGAZIN bisher eine speziell die­
sem Thema gewidmete Abhandlung 
veröffentlicht worden ist, 

• daß auch das seit Ja hren durch die 
a lJgemeine wie die Fachpresse gei­
sternde künftige zusammenfassende 
Zivilschutzgesetz als vorgesehene 
Rechtsgrundlage der A ufenthaltsrege­
lung4 insoweit noch keine Wirkung 
gezeigt hat sowie 

• daß nicht einmal dem Bundes­
haushaltsplan (Einzelplan 36, Ka pitel 
3604 - Bundesminister des Innern 
und Bundesamt für Zivilschutz) An­
gaben darüber zu entnehmen sind, 
weil die Aufenthaltsregelung das ein­
zige Teilgebiet des Zivilschutzes ist, 
für das seit Inkrafttreten des Kata­
strophenschutzgesetzes 1968 keinerl ei 
Haushaltsmittel des Bundes veran-
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SELBSTSCHUTZ 

schlagt werden, denn die Finanzie­
rung der einschlägigen Friedenspla­
nung als Verwaltungskosten obliegt 
gemäß Art. 104 a A bs. 5 G G den a us­
führenden SteJlen im Landes- und 
Kommunalbereich5 

Dies a lles mag sich a us der amtlich ge­
bo tenen Geheimhaltungsbedürftig­
keit des angesprochenen Sachgebiets 
ableiten lassen, di e wohl auch das bis­
herige Fehlen verö ffentlichter, d . h. 
a Jlgemein zugänglicher Ausführungs­
bestimmungen erklären mag. 

Nachdem jedoch die Länder zu Be­
ginn der achtziger Jahre begonnen ha­
ben, in Aus- und Fortführung ihrer 
Ka tastrophensch u tzgesetzgebu ng a us 
den siebzige r Ja hren Eva kuierungs­
richtlinien oder -hinwei e6 zu erlas­
sen, die 

• im F ri eden die Rä umung von Ge­
bieten, vo r a Jlem in der Umgebung 
kerntechnischer Anlagen, nach den 
La ndeska tastrop hensch u tzgesetzen, 

• im Alarm- und Verteidigungsfa Jl 
a ber a uch Bevölkerungsbewegungen 
nach § 12 des Bundesgesetzes über die 
Erwei terung des Ka tastrophenschut­
zes betreffen, 

ha t sich die gebo tene Geheimhaltung 
ohne Orfenlegung örtlich und zeitlich 
geplanter Vo rsorgemaßnahmen zu­
gunsten einer bislang fehlenden aJlge­
meinen Unterrichtung da rüber gelok­
kerl. 

1. Historische Entwicklung 

Das staatliche Gebot an die Bevölke­
rung, 

• am Wohn- oder Aufenthaltsort zu 
bleiben oder 

• sich a n einen anderen Ort zu bege­
ben einschließlich 

• der staa tlichen Lenkung im Zu­
sammenhang damit entstehender 
spontaner Bevölkerungsbewegungen, 

wa r - weil aus G ründen der öffentli­
chen Sicherheit und Ordnung erlassen 
- seit jeher a ls polizeiliche AJlgemein­
verfügung aufgrund der Polizei- und 
Ordnungsbehördengesetze zu klassifi­
zieren7 . 

Hierunter faJlen auch die großen Eva­
kuierungsmaßnahmen einschließlich 
der Kinderlandverschickung (K L V) -
in der Sprache des Nazi-Gesetzgebers 
die Umquartierung von Familien we­
gen Luftgefahrdung oder F liegerschä­
den - sowie das Auffa ngen der 
Flüchtlingsströme gegen Ende des 
Zweiten Weltkrieges und in der Fol­
gezeit, die mit dem Bundeseva kuier­
tengesetz von 1953 und seiner Neufas­
sung von 196 1 ihren Abschluß fan­
den. 

In der Nachkriegszeit fand die Evaku­
ierung 1949 auch ihren völkerrechtli ­
chen Niederschlag im IV. Genfer 
R otkreuzabkommen über den Schutz 
von Zivilpersonen in Kriegszeiten8. 

Seitdem ist die Aufenthaltsregelung 
als Rechtsinstitut des huma nitären 
Kriegsvölkerrechts zum Schutz der 
Zivilbevölkerung (Zivilschutz-V öl­
kerrecht) anerkannt. Das Zusa tzpro­
to koJl I zu den G enfer Ro tkreuzab­
kommen von 1949 über den Schutz 
von Opfern interna tionaler Konflikte 
von 1977, das a Jlerdings bisher noch 
nicht von der Bundesrepublik 



Deutschland ratifiziert worden ist, 
zählt im Art. 61 Buchst. a) N r. 11 und 
X die Evakuierung und Notversor­
gung ausd rücklich zu den vö lker­
rechtlich schutzwürd igen Aufgaben 
des Zivilschutzes. Sogar das für Euro­
pa weniger bedeutende Z usatzproto­
koll 11 über den Schutz der Opfer 
nicht internationaler bewaffneter 
Konnikte a ls Minima lkonsens der Si­
gnatarstaaten über den Zivilschutz in 
Bürgerkriegen verbietet in Art. 17 die 
Zwangsverlegung, d. h. die Verlegung 
der Zivilbevölkerung aus Gründen im 
Zusammenhang mit dem Konflikt , 
sofern dies nicht im Hinblick auf die 
Sicherheit der betroffenen Zivi lperso­
nen oder aus zwingenden militäri­
schen Gründen geboten ist. Muß aber 
eine so lche Verlegung erfo lgen, so 
sind a lle durchführbaren Maßnah­
men zu treffen , damit die Bevölke­
rung am Aufnahmeort befriedigende 
Bedingungen in bezug a uf Unterbrin­
gung, H ygiene, Gesundheit, Sicher­
heit und Ernährung vorfindet. 
Vor diesem völkerrechtlichen Hinter­
grund so llte im Zuge der Notstands­
gesetzgebung von 1965 auch das Auf­
enthaltsregelungsrecht erstmals inner-

2. Das 
Aufenthaltsregelungsgesetz 
(ARG), 
genauer gesagt: der 1962 eingebrach­
te, aber niema ls verabschiedete Regie­
rungsentwurf eines Ge etzes zur Re­
gelung des Aufentha lts der Zivi lbe­
völkerung im Verteidigungsfall9, wa r 
in fün f Abschnitte gegliedert: --> 

Nach schwedischem Vorbild behan­
delte es a ls Grundtatbestände der 
Aufenthaltsregelung im 1. Abschnitt 

• die Beschränkung des Aufent­
haltswechseis in Verfo lg des NATO­
Prinzips »S tay at home« (später »Stay 
put«) und 

• Verlegungsmaßnahmen (bei be­
wußter Vermeidung des Wortes 
»Evakuierung« mit seiner belas teten 
Bedeutung a us der Zeit des Zweiten 
Weltkrieges) 

im Verteid igungsfall und bei drohen­
dem Angriff sowie 

• Vorbereitungsmaßnahmen dafür 
(11. Abschni tt). 

staatlich in Gestalt eines Spezialgeset­
zes geregelt werden , nachdem das im 
Zuge der Wehrgesetzgebung von 
1956/57 ergangene Erste Gesetz über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbe-

Aufenthaltsregelung 

völkerung von 1957 noch - dem Vor­
läufigen Luftschutzprogramm der 
Bundesregierung von 1955 folgend -
auf eine gesetzliche Regelung dieses 
Gegenstandes verzieh tet ha tte . 

Übersicht über die Entwicklung der Zivilschutzgesetze von 1963-1985 

GeselLen t wü rre des Ergebnis der parlamentarischen 
NOlstandspakcls vom Behandlung Heutige Rechtslage 

vorge· 

1963 1965 1968 

Erkennungsmar- nicht verabschic- - -
kengesetz det 

Ge etz über da ur al Gesetz 1965/67 su pen- nicht anwendbar 
Zivilkorps über das Zivil- 'i It 

korps verabschie-

und det 

den Zivilschutz- - Gesetz über die im wesentlichen 
dienst Erwei terung des unverändert 

Katastrophen-
eh u tzes vera b-
chiedet 

Selbstschutzge- verabschiedet aufgehoben, jetzt unverändert 
setz §§ 10, 11 KatSG 

Aufenthaltsrege- nicht verabschie- jetzt § 12 KatSG unverändert 
lungsgesetz det 

Schu tzbaugesetz verabschiedet, unverändert 
aber weitgehend 
suspendiert 

I. Maßnahmen im Verteidigungsfall 
und bei drohendem Angriff § (Grund­

satz) 

sehen 

-

aufge-
hoben 

Il.) 

N 
~ 

11.) 

'" 11.) 

bO 
N 
~ 

:3 
.::: 
u 
'" -
> .-

I . Beschränkung des Aufenthaltswechsels 
2. Verlegungen 

§§ 2-3 
§§ 4-9 

II. Maßnahmen im Frieden 
111. Krankenhäuser und son tige Anstalten 
IV. Gemein ame Vor chrinen 

§§ 10-16 
§§ 17- 19 
§§ 20-28 
§§ 29- 33 V. Schlußbestimmungen 

Vor der Einfügung des Art. 80 a in das 
Grundgesetz durch die Notstandsver­
fassung von 1968 10 wären die Ernst­
fallmaßnahmen 

• an den Eintritt des Verteidigungs­
fa lles (damals Art. 59a GG) oder 

• an die Eröffnung der Feindselig­
keiten durch eine fremde bewaffnete 
Macht gegen d ie Bundesrepublik 
Deutschland, oder 

• an die Feststellung der Bundesre­
gierung, daß diese Maßnahmen drin­
gend erforderlich seien, 

gebunden (§ lAbs. 2 und § 4 Abs. I 
ARG) und mit einer Beschränkung 

des Grundrechts der Freizügigkeit 
verbunden (§ 32 ARG) gewesen. 

3. Das 
Katastrophenschutzgesetz 
(§ 12 KatSG) 

Im Z uge der Notstandsgesetzgebung 
von 1968 wurden nach 

• dem Scheitern de Zivilschutz­
dienstgesetzes, von dem nur der das 
Z ivi lschutzkorps betreffende Teil ver­
abschiedet wurdeli, 

• der Nichtverabschiedung des Auf­
entha ltsregelungsgesetzes und 
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Übersicht über die Aufenthaltsregelung nach § 12 KatSG 
Zeit Stay-put-policy Ausnahmen davon Behördl. Maßnahmen 

Normale Friedenszeiten § 12 Abs. 4 KatSG; 

Pnicht der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände, Vorbe-
reitungen mr die Unterbringung 
der Bevölkerung besonders ge-
fährdeter Gebiete zu treffen und 
evakuierte Personen aufzuneh-
men und zu betreuen. Vgl. dazu 
die Richtlinien der Länder für 
Evakuierungsplanungen. 

Alarm- und Verteidigungs- § 12 Abs. 1 KatSG: § 12 Abs. 2 KatSG: 
~ fall Zum Schutz vor Gefahren und Bewohner bestimmter, besonders 

Schäden, die der Zivilbevölke- gefährdeter Gebiete können nach 
rung durch Angriffswaffen dro- Maßgabe des Art. 80a GG vor-
hen, oder für Zwecke der Vertei- übergehend in anderen Gebieten 
digung kann angeordnet werden, untergebracht werden und zwar 
daß der gewöhnliche Aufent- im Rahmen gelenkter 
haltsort nur mit Erlaubnis (der - vorgeplanter Bevölkerungsver- durch Verlegung in vorbereitete 
Kreisverwaltungen und Verwal- legungen Gebiete 
tungen der kreisfreien Städte oder 
gern. § 2 Abs. I Satz 2 KatSG) - ad-hoc-Räumungen, die nicht Die hiervon betroffenen Perso-
verlassen werden darf. vorhergesehen und vorgeplant nen sollen nur über kurze Entfer-

sind , sondern deren Notwen- nungen in vorläufigen Aufnah-
digkeit sich erst aus dem un- megebieten provisorisch und 
mittelbaren (Kampf-)Gesche- kurzfristig aufgenommen, unter-

Die Nichtbefolgung bzw. Miß- hen ergibt. gebracht und betreut werden . 
achtung der Stay-put-Anord- - ungelenkten (wilden oder iIIe- Die Bewegungen müssen daher 
nung führt zu 

• der Suspendierung des Selbst­
schutzgesetzes in den Jahren 1965 und 
1967 12 

die Rechtsmaterien 

Katastrophenschutz (§§ 1- 9), 

Selbstschutz (§§ 10, 11 ) und 

- Aufenthaltsregelung (§ 12) 

im Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vereinigt. Sein 
§ 12 über die Aufenthaltsregelung ist 
wie folgt gegliedert: 

Das Bundeskatastrophenschutzgesetz 
geht dabei von der G rundannahme 
a us, daß dem Bund gemäß Art. 73 
Nr. I GG die ausschließliche Gesetz­
gebungskompetenz u. a. »fü r die Ver­
teidigung einschließlich des Schutzes 
der Zivi lbevölkerung« zusteht, diese 
a llerdings a uf a llen regelungsbedürfti­
gen Rechtsgebieten . Es will daher nur 
die verteidigungsorientierten Erwei te­
rungsmaßnahmen des Bundes auf der 
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galen) Flüchtlingsbewegungen, unterbunden, zurückgeführt, 
die die Flüchtlinge selbst und notfalls umgelenkt und unter 
die Verteidigungsanstrengun- Kontrolle gebracht werden. 
gen gefährden. 

Basis des der Gefahrenabwehr gewid­
meten Landesrechts regeln , setzt a lso 

Landeskatastrophensch u tzgesetze 
vo raus, wie sie in den Ländern da nn 
auch von 1970 (Bayern) bis 198 1 
(Rhei nland-PfaLz) erlassen worden 
sind und auch von den Landes- und 
Kommunalbehörden a usgeführt wer­
den , während diese das Bundeskata­
strophenschutzgesetz weithin im Auf­
trage des Bundes auszufüh ren haben 
(Art. 87 Abs . 2, 85 GG). 

Die Aufenthaltsregelung ist da bei 
zwar erklärter Regelungsgegenstand 
des (§ 12) Bundesgesetzes, nicht aber 
der Landeskatastrophenschutzgeset­
ze. G leichwohl gehört sie ebenso zu 
den Maßnahmen der fri edensmäßigen 
Katastrophenabwehr .und -vorsorge 
wie in verteidigungsspezifischer Hin­
sicht 13 . Zur Durchführung von Eva­
kuierungen , d . h. 

»Organisierten Verlegungen vo n 
Menschen aus einem a kut gefährde­
ten in ei n sicheres Gebiet, wo sie vor-

übergehend untergebracht, verpflegt 
und betreut werden , 14« 

sind die Ka tastrophenschutzbehör­
den mit den einschlägigen Fach­
diensten des K atastrophenschutzes 
nach Bundes- und Landesrecht beru­
fen, also insbesondere dem Sanitäts-, 
Bet reuungs- und Versorgungs­
dienst l5. Dies gi lt a uch für Evakuie­
rungen , die bei Katastrophenabwehr­
maßnahmen etwa im Sinne des Bun­
des-I mmissionsschu tzgesetzes gegen 
schädliche Umwelteinflüsse durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vor­
gänge 16 erforderlich werden. Hierzu 
ha ben die im Länderausschuß für 
Atomkernenergie vertretenen Länder 
parallel zu den Empfehlungen für den 
betri eblichen Katastrophenschutz der 
Bundesminister für Wirtschaft und 
des Innern 17 

• zusammen mit den Innenbehör­
den der Lä nder Rahmenempfehlun­
gen für den Katastrophenschutz in 



der Umgebung kerntechnischer A nla­
gen l 8, die unter a nderem einen Ka ta­
log der Evak uierungsmaßnahmen 
entha lten, sowie 

• Empfehlungen zur Planung vo n 
Notfa ll schutzmaß na hmen durch Be­
treiber vo n Kernkra ftwerken l9 

hera usgegeben, die ebenfa lls Aus­
ga ngspunkte für die Evakuierungs­
pla nung der Ka tas trophenschutzbe-

hörden darstellen . Die Evakuierung 
im Sinne der Bayerischen Richtlinien 
gehört nach der neuesten Vorschrift 
auf diesem Gebiet a uch gemäß Nr. 11. 
10 zu den »Maßnahmen der Kata­
strophenschutzbehörden und anderer 
zuständiger Stellen« des »Besonderen 
Ala rm- und Einsatzp lan des Land­
ratsa mts/der kreisfreien Stad t ... für 
den Betrieb ... und seine Umgebung 
(M ustergliederung)« - Anlage zur Be-

Aufenthaltsregelung 

kanntmachung des Bayer. Staatsmi­
nisteriums des lnnern vom 3 1. De­
zember 1985 über Planungen und 
Maßnahmen zur A bwehr betriebli­
cher Schadensereignisse, MABI. 1986 
S. 93 (97). Das Zusammenspiel der 
Katastrophensch utzvorschriften und 
Empfehlungen für Verteidigungs­
und Umweltschutzzwecke zeigt die 
folgende Übersicht: 

Vorschriften und Empfehlungen zur Evakui rung 

Gesetz über die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
(§ 12 KatSG 1968) 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 

und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-lmmissionsschutzgesetz-BlmSchG 1974) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
über Aufbau , Förderung und Leitung 

des Selbstschutzes 
Landeskatastrophenschutzgesetze 

(LKatSGe 1970-81) 

Störfallverordnung 1980 
(12. DVO z. BlmSchG) mit 

1. VwV z. StörfallV v. 1981 und 
2. VwV z. StörfaIIV v. 1982 (Zu § 10 KatSG-VwV Selbstschutz 1971) 

Empfehlungen für den betrieblichen 
Rahmenempfehlungen für den Empfehlungen zur Planung von Notfall-

Katastrophenschutz in der Umgebung schutzmaßnahmen durch Betreiber 
Katastrophenschutz 1972 kerntechnischer Anlagen 1975 von Kernkraftwerken 1976 

hrsg. vom BMWi und BMI hrsg . vom Länderausschuß für Atomkernenergie 

gemeinsam mit den Innenbehörden 
der Länder 

Richtlinien und Hinweise D. Erläuterung der Alarmmaßnahmen G. Evakuierung 

Bayern 1980 Baden-Württemberg 1983 
Evakuierungsbekannt-

Evakuierungsplan: machung: 

A. Allgemeines 1. Allgemeines 

B. Besondere Evakuie- 2. Allgemeine Evakuierungs-
rungspläne pläne 

C. Allgemeine Evakuie- 3. Besondere Evakuierungs-
rungsplanungen planungen 

a) Ankündigung e. Mit- a) Zahl der zu Evakuieren-
teilung d. KSL den 

b) Unterrichtung über Ge- b) Transportraum 
fahr und Evakuierungs- c) Transportwege 
maßnahme d) Freihaltung der Trans-

c) Gepäck v. Benutzung v. portwege 
Anhang : Evakuierungsplan Anlage 1: Ablauf-Diagramm 

Anlage : Evakuierungsplan Anlage 2: Checkliste der 
für die Umgebung Maßnahmen bei 
eines Kernkraft- einer Evakuierung 
werks 

Privat-Pkw e) Unterkünfte (Lage, Kapa-
d) Öffentl. Transportmittel , zität, Sanitärausstattung, 

Einsteigeplätze, Abfahrt- Eigentümer) 
zeiten f) Gewährleistung ärztl. 

c) Hinweis auf Benutzungs- Betreuung 
möglichkeit privater g) Maßnahmen zur Ver-
Ausweichunterküntte sorung der Evakuierten 

f) Ordnungsgemäßes yer- h) Vorkehrungen zur Eva-
lassen der Häuser, Uber- kuierung von Heimen 
nah me Ortsaufsicht d. und Anstalten unter den 
Polizei speziellen Bedingungen 

g) Ankünd igung weiterer der Insassen 
Informationen zum Un-
terbringungsort 
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4. Das Landesrecht 

für Evakuierungsmaßnahmen ist also 
im Gegensatz zum verteidigungsspe­
zifischen Bundesrecht ambivalent für 
Friedens- und Verteidigungszwecke 
bestimmt. Aufgrund dessen sind seine 
Regeln innerhalb der Grenzen der 
Zweckbestimmung auf das bisher 
nicht durch Ausführungsbestimmun­
gen konkretisierte Verteidigungsrecht 
des § 12 KatSG zumindest als An­
haltspunkte übertragbar. 

Ein Vergleich der Bayerischen Richt­
linien mit den Hinweisen für Baden­
Württemberg zeigt, daß es sich um 
nahezu übereinstimmende Regelun­
gen handelt, wenn auch bei teilweise 
verschiedener Schwerpunktsetzung. 
Neben dem Einsatz der Fachdienste 
des Katastrophenschutzes sehen sie 
die medizinische Versorgung und die 
Einrichtung von AuskunftsteIlen so­
wie die Betreuung und Versorgung 
der Evakuierten vor20. 

Für deren Unterbringung kann, so­
weit dafür nicht öffentliche Gebäude 
in Betracht kommen, auf das - teils 
durch Verweisungen der Landeskata­
strophenschutzgesetze - anwendbare 
Bu ndesleistungsgesetz zu rückgegri f­
fen werden21• 

Für die entsprechenden Planungen 
der Katastrophenschutzbehörden 
stellen die Evakuierungshinweise u. a. 
Maßnahmen-Checklisten, Muster­
Evakuierungs-, Alarm- und Einsatz­
pläne sowie Ablaufdiagramme zur 
Verfügung22 , für Baden-Württemberg 
das folgende: -+ 

5. Das künftige 
Zivilschutzgesetz, 
zur Zeit noch in Gestalt eines Arbeits­
papiers zum (3.) Entwurf23 nach dem 
Stand vom Februar 1985, so ll einen 
besonderen 4. Unterabschnitt über 
die Aufenthaltsregelung mit den § 14 
- Beschränkung des Aufenthalts­
wechseis - und § 15 - Evakuierungen 
- enthalten, die, wie aus der nachfol­
genden Übersicht zu ersehen ist, im 
wesentlichen dem § 12 KatSG mit sei­
nen vier Absätzen entsprechen: 
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Vergleich der Rechtsgrundlagen zur Aufenthaltsregelung 

Aufenthalts- §§ 14, 15 ZSG 
regelungsgesetz § 12 KatSG 

Gegenstand (ARG-Entwurf) 1968 
(Arbeitspapier zum 

1965 
3. Entwurf 1985) 

Beschränkung des §§ 1- 3 ARG § 12 Abs. I KatSG § 14ZSG 
A ufen thaltswechsels 

Evakuierungen §§4-9 ARG § 12 Abs. 2 KatSG § 15 Abs. I , 2, 4 
ZSG 

Grundrechtsbe- §32 ARG § 12 Abs. 3 KatSG §47 ZSG 
schränkungen 

Vorbereitungsmaß- §§ 10-16 ARG § 12 Abs. 4 KatStG § 15 Abs. 3 ZSG 
nahmen 

Schluß und Anmerkungen zu diesem Beitrag auf Seite 59 



Sind ,odtabletten 
in. Katasta-ophenfaU sinnvoll? 

Konsequenzen aus dean 
Ke .. nk .. aftwe .. kunfall Tsche .. nobyl1986 

A m 26. 4. 1986 um 2.00 Uhr nacht 
ereignete sich in Tscherno byl 

(UdSSR) ein Kernkraftwerkszwi­
schenfall , in dessen Folge außer der 
zunächst betroffenen unmittelba ren 
Umgebung a uch weite Teile Westeu­
ropas mit unterschiedlichen Mengen 
radioa ktiven Fallouts und seinen ra­
diologischen Folgen belastet wurden. 
Erste Meldungen über einen Anstieg 
der Umgebungsstrahlung wurden in 
der Bundesrepublik Deutschland et­
wa ab dem 29. 4. 1986 (Berlin) ver­
breitet, a lso drei Tage nach dem Un­
fa ll im rund I 000 km entfernten 
Tschernobyl. Heute, etwa ein ha lbes 
Jahr nach diesem Ereigni s, muß ver­
sucht werden, eine Antwort a uf fol­
gende F ragen zu geben: 

I . Wurde für die Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschla nd a lles 
Notwendige geta n, um den Schaden 
zu minimieren? 

2. Wäre die Ausgabe von Jodtablet­
ten notwendig gewesen? 

3. Welche Maßnahmen wären sinn­
voll gewesen, wenn der Rea ktor bei­
spiel weise am Rhein gestanden hätte? 

Als Basis für die Beantwo rtung der 
F ragen können zunächst nur Fa kten 
dienen, welche die Stra hlenexposition 
der Bevölkerung beschreiben. 

Die Verbreitung der radioa kti ven 
Wolken über Europa zwischen dem 
26. 4. 1986 und 2. 5. 1986 ist in der 
Abbildung 1 ungefähr da rgestellt. Die 
freigesetzte Radioaktivitä t gelangte 
zum größten Teil in die Luft bis zu ei­
ner Höhe von I 500 m. Die Luft be­
wegte sich zu verschiedenen Zeiten in 
unterschiedlichen Richtungen über 
Europa. 

B. Glöbel 

Abb. I : Luftbewegung vom 26. April- 2. Mai 1986 von Tschernobyl a usgehend . 
Die Linien I- V b zeigen die Luftmassenbewegungen seit dem 26. April 
von Tschernobyl ausgehend . Die zeitliche A bfolge und ihre Ankunft in 
bestimmten Gebieten (Pfeilspitzen) sind in Tabelle I a ufgezeigt. 

Quelle: Finnisches meteor. Insti tut und Wetterdienst der U.S . Air Force 

Am 30. 4. 1986 wurde um 8.00 Uhr 
höhere Radioaktivitä t in der Luft 
über Finnland , Schweden, Däne­
ma rk, Polen und Ostösterreich 
( chraffierte Gebiete) gemessen. In 
der Bundesrepublik Deutschland 
wurden zu diesem Zeitpunkt noch 
keine erhöhten Werte nachgewiesen. 
Durch die verschiedenen Luftmassen­
bewegungen ist der zeitlich verzögerte 
Anstieg der Radioaktivitä t in ve r­
schiedenen europäischen Staa ten er­
klärbar. Durch lokale Meldungen 
über den Anstieg der Radioakti vitä t 
wurden die oben darge teil ten Luft-

massenbewegungen Im wesentlichen 
bestä tigt. 

Sbahlenexposition de .. 
Bevölke .. ung in de .. 
UdSSR und de .. 
Bundes .. epublik 
Deutschland 

Beispielhaft wird im folgenden die 
Strahlenexposition von vier Perso­
nengruppen dargestellt, die a ls Folge 
des Unfa lls in Tschernobyl erhöhter 
Bestrahlung a usgesetzt wa ren: 
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Rote Luftmasse über Ausbreitung und Ankunft (Pfeilspitze) 
Linie Tschernobyl im Gebiet 

I 26. 4. 02.00 h 27.4. 19.00 h Finnland 
II 27.4. 00.00 h 29.4. 00.00 h Finnland 
1lI 27.4. 12.00 h 29.4. 12.00 h DDR 
IV 28. 4. 00.00 h 30. 4. 00.00 h Polen/CSSR 
Va 29.4. 12.00h 1. 5. 00.00 h Südrußland 
Vb 2.5. 12.00 h BRD 

Tab. I: zeitliche Abfolge der verschiedenen Lurtbewegungen vo n Tschernobyl a usgehend 

- Personen, die im Kraftwerk tätig 
waren; 

- die Bevölkerung in der nä heren 
Umgebung des Unfa llortes; 

- die Bevölkerung in der weiteren 
Umgebung des Unfallortes; 

- die Bevölkerung in der Bundesre­
publik Deutschla nd am Beispiel des 
Saarlandes. 

Die Einwirkungsmöglichkeiten der 
Kernstrahlung ist vereinfacht in der 
Abbildung 2 dargestellt. 

'. . . , 

Die einzelnen Pfade haben zu un­
terschiedlichen Zeiten und an un­
terschiedlichen Orten unterschied­
liche Bedeutung. Beispielsweise stellt 
zu Beginn des Geschehens in etwa 
I km Entfernung die direkte Be­
strahlung und Ablagerung aus der 
Luft den dominierenden Beitrag zur 
Belastung des Menschen dar. Bei­
spielsweise nach einem Jahr in 
etwa 1000 km En tfernung ist es 
ha uptsächlich der Weide-Kuh­
Milch-Pfad , der die Strahlenexposi­
tion vermittelt. 

. ~ 

• • • •••••• 
.:~ .. -... ~ 

•• • ~. • • • • 
Abb.2: Schematische Darstellung der Stra hleneinwirkungswege auf Menschen 

40 

Die Sbahlenexposition 
aufdean 
Ke .. nk .. aftwe .. ks­
gelände 
Nach Angaben der Regierung der 
UdSSR vor der LA.E.O. in Wien sind 
auf dem Kernkraftwerksgelände 350 
Personen wegen Verdachts a uf aku­
ten Strahlenschaden untersucht wor­
den. 203 Personen wurden a ls ak ut 
strahlen krank eingestuft. Sie haben 
wahrscheinlich Strahlendosen zwi­
schen 1 Gy und 16 Gy erhalten. Diese 
wurden wahrscheinlich durch relativ · 
gleichmäßige Gamma- und Beta­
Strahlung kombiniert in einigen Fäl­
len mit inhomogener Beta-Strahlung 
von 50-90 % der Hautoberfläche her­
vorgerufen. Inkorporierte Radion u­
klide wurden nachgewiesen, haben je­
doch nur unbedeutend zur Gesamtbe­
lastung beigetragen. 

Die Sbahlenexposition 
in de .. unanittelba .. en 
Uangebung des 
Ke .. nk .. aftwe .. ks 
lm Bericht der UdSSR ist eine 30 km­
Zone um Tschernobyl a ls unmittelbar 
betroffener Bereich festge legt worden , 
in dem etwa 135000 Menschen lebten, 
die innerhalb der ersten Tage nach 
dem Unfall evakuiert wurden. 

Die Strahlenexposition setzte sich im 
wesentlichen aus fo lgenden Kompo­
nenten zusamm en: 

a) externe Gesamtbestrahlung des 
Ganzkörpers: 
in Gebäuden 0,01-0,5 Gy/h 
im Freien 0,02- 1,0 Gy /h 

b) externe Beta-Strahlung der Haut: 
0,1- 0,2 Gy 

c) interne Bestrahlu ng durch inkor­
porierte Radionuklide, z. B. Schild­
drüse 0,2- 2,0 Gy durch J-1 31 

d) direkte Bestrahlung aus der ra­
dioaktiven Wolke: 0, 1- 0,15 Gy in den 
ersten Stunden. 

Die Strahlenexposition wurde im we­
sentlichen von folgenden Radionukli­
den verursacht: 1-13 1, Cs-137, Cs-
134, Ru-106, Ru-I03 , Zr-95/Nb-95, 
Ba-140, La-140. 

In den ersten Tagen nach dem Unfall 
war J- 131 das dominierende Nuklid 
sowohl bei Inhalation a ls auch über 
die Nahrungskette speziell über die 
Milch. 



Insgesa mt wird davon ausgegangen, 
daß die Bevölkerung, die aus der 30-
km-Zone evakuiert wurde, nicht mehr 
als 0,25 Sv Ganzkörperdosis und in 
einigen stärker betroffenen Gebieten 
nicht mehr als eine Dosis von 0,4 Sv 
erhalten hat. 

Wäre die Bevölkerung nicht a us der 
30-km-Zone evakuiert worden , hätte 
möglicherweise mit folgender Strah­
lenexposition gerechnet werden müs­
sen: 
Externe Bestrahlung; 0,01 - 3 Sv im er­
sten 1ahr . 

Sbahlenexposition de .. 
Bevölke .. ung in de .. 
Bundes .. epublik 
Deutschland ana 
Beispiel des Saa .. landes 

Die Bevölkerung der Bundesrepublik 
war unterschiedlich alten Nuklidge­
mischen ausgesetzt, die aus unter­
schiedlichen Richtungen das Land er­
reichten. Die Bevölkerung des Saar­
landes war einer Strahlung ausgesetzt, 
die etwa zwischen den Extremwerten 
in Bayern auf der hohen Seite und in 
Nordrhein-Westfalen auf der niedri­
gen Seite liegt. 

Im Mittel war Bayern 2-4mal höher 
und Nordrhein-Westfalen etwa 
2-4ma l niedriger belastet. Die Strah­
lenexposition der saarländischen Be­
völkerung hatte in den ersten zwei 
Wochen nach dem Unfa ll etwa fol­
gende Zusammensetzung: 

a) externe Gamma-Bestra hlung des 
Ganzkörpers: 
in Gebäuden IO IlSvj l4 Tage 
im Freien 50 IlSvj l4 Tage 

b) externe Beta-Bestrahlung der 
Haut in den ersten zwei Tagen etwa 
21lSv 

c) interne Bestrahlung Erwachsener 
im I. Jahr durch inkorporierte Radio­
nuklide: 

über Inhalation und speziell über die 
Milch. 

Die Abschätzungen für das Saarland 
basieren a uf den Meßergebnissen von 
mehreren hundert Dosisleistungsmes­
sungen im Freien und in Gebäuden 
sowie an über tausend Lebensmittel­
proben und mehr a ls einhundert Kon­
taminationsmessungen bei Personen 
aus dem Saarland. 

Abb.3 

Jodtabletten 

Abb. 3: 1-131- und Cs-137-Kontarni­
nation von Kuhmilch aus 
Freilandhaltung bis drei Wo­
chen nach dem Unfall im 
Saarland 

Abb. 4: gemessene Gamma-Dosislei­
stung in HomburgjSaar nach 
dem Unfall 
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]- 131 in der Schjlddrüse: 10 

etwa I mSv 
Cs-137 im Gesamtkörper: 

etwa 0, I mSv 

Die Strahlenexposition wird im we­
sentlichen von den folgenden R adio­
nukliden verursacht: ]- 131 , Cs-137, 
Cs-134, TejJ-l32 , Ru-106, Ru- I03. 

Hauptbestandtei l in den ersten Tagen 
nach dem Unfall war ]-1 31 und J-132 

Abb. 4 

I. 5 . 5.5 . 10 . 5. 15.5. 20.5. 19B' 
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1m Saarland wurden in Bodenproben 
außer Cs- 137 und J-1 31 eine Reihe 
anderer Radionuklide nachgewiesen. 
Tabelle 2 zeigt die gemessenen Radio­
nuklidmengen im Vergleich zu Ergeb­
nissen aus Bayern und aus Tscherno­
byl. 

Die Schwankungsbreite im Saarland, 
bedingt durch unterschied liche Nie­
derschlagsverhältnisse zur Zeit des 
Unfalls, beträgt etwa den Faktor 4 
nach oben und unten. Außer gleich­
mäßig verteilter Radioaktivität wur­
den in Luftsammelproben aus Hom­
burg/Saar auch sogenannte »Heiße 
Teilchen« nachgewiesen, deren 
Hauptbestandteile jeweils EinzeInu­
klide waren: Ru-I03 , Cs-137 oder Zr-
95/Nb-95. Ihre Aktivität lag im Mai 
1986 zwischen 100 und 300 Bq bei ei­
nem wahrscheinlichen Durchmesser 
von weniger a ls I !lm. 

Aus der Umgebung des Kernkraft­
werks von Tschernobyl (Abstand ca. 
100 km) wurden von uns Teilchen die­
ser Art an Schuhsohlen von deut­
schen Arbeitern nachgewiesen, die 
zum Zeitpunkt des Unfalls dort im 
Freien tätig waren. Sie enthielten 
ebenfalls die oben genannten Radio­
nuklide in Aktivitäten bis 3 kBq . 

Die Biologische Dosimetrie hat sich 
nach Angaben aus russischen Quellen 
für die Beurteilung der stark strahlen­
exponierten Personengruppen in 
Tschernobyl bewährt. Wesentliche 
Stütze war die Analyse von dizentri­
sehen Chromosomen und des Blutbil­
des, speziell der . Lymphozyten und 
Granulozyten. 

Biologische Dosimetrie wurde in 
Homburg an Personen durchgeführt, 
die aus der Umgebung (Abstand ca. 
100 km) des Kernkraftwerkes zurück­
kehrten und zum Zeitpunkt des Un­
fa lls dort zum Teil im Freien tätig wa­
ren. Es konnte festgestellt werden, 
daß die Ganzkörperbelastung mit 
großer Wahrscheinlichkeit unter 0, I 
Sv gelegen hat. 

Risikobet..achtungen 

Für einzelne Personengruppen erge­
ben sich die in der Tabelle 3 angegebe­
nen Zahlenwerte für die Strah lenex­
position und das resultierende Risiko. 

42 

Radioaktive 
Aktivität pro m 2 Bodenfläche 

Radjonuklid 
Halbwertszeit (kBq/m 2) (kBq/m2) (kBq/kg) 

Saarland Bayern Tschernobyl 

Zr- 95 64 d - - 50 
Nb-95 35 d - - -

M~99 66 h 0,5 - -

Ru- 103 39 d 7,0 27 32 
Ru- 106 368 d 1,4 6,9 21 
J- 131 8d 24 92 35 
Te- 132 78 h 20 120 -

J- 132 2,3 h - - -

Cs- 134 2a 2,6 10 9 
Cs- 136 13 d 1,0 4,2 -
Cs- 137 30 a 4,5 19 7 
Ba- 140 13d 2,5 12 19 

La- I 40 40 h - - -

Ce-144 284 d - - 54 

Tabelle 2: gemessene Radionuklidkontamination des Bodens im Saarland und 
in Bayern (GSF-Bericht 16/86) 

wahrscheinliche Anzahl der 
max. theor. 

spontane 
Personen- Anz. der 

Strahlenexposition Betroffenen 
Krebstoten 

Krebstote 
gruppe für 1986 (mSV) (N) (N) (N) 

auf Kraft- 3000 (max. 3,5 x 102 10 42 
werksgelände 16000) 

in 30-km- 300 (max. 1000) 1,4 X 105 420 17 x 103 

Zone 

außerhalb 1 (max. 10) 7,4 x 107 740 9 x \06 

der 30-km-
Zone 

BR-Deutsch- 0,2 (max. I) 6,0 x 107 120 12 x 106 

land 

Tabelle 3: wahrschein liche Strahlenexposition unterschiedlicher Personengrup­
pen nach dem Kernkraftwerksunfall in Tschernobyl, Anzahl der Be­
troffenen und theoretisches Mortali tätsris iko an Krebs für die Betrof­
fenen 

Bei der Risikoabschätzung ist das li­
neare Dosiswirkungsmodell zugrunde 
gelegt, um zu tiefen Strah lendosen hin 
zu extrapolieren, und angenommen, 
daß das gesamte soma ti sche Risiko 
für Krebsmortalität fo lgenden Zah­
lenwert hat: 

100 Fälle/ I 04 Personen/Sv 

Nicht berücksichtigt wurde ein even­
tuell erhöhtes Strahlenrisiko in a llen 
Personengruppen durch Inkorporati­
on der ß- und y-strahlenden »heißen 
Teilchen«. Obwohl sicher ist, daß ein 
Teil der Kontamination hierdurch 
verursacht wurde, bleibt dies zu­
nächst unberücksichtigt, da verwert­
bare Zahlenangaben bisher nicht vor­
liegen. 



Folgerungen aus dean 
Kernkraftwerksunfall 
in Tschernobyl 

Die unmittelbar betroffenen Men­
schen auf dem Kernkraftwerksge1än­
de hatten kaum Möglichkeiten, der 
zum Teil kurzfristig tödlichen Strah­
lenexposition zu entgehen. Von 350 
Betroffenen hatten 203 eine Expositi­
on über 1 Gy. Hiervon verstarben in­
nerhalb der ersten Zeit 26 Personen. 

Der wesentliche schäd igende Faktor 
war ei ne relativ homogene Gamma­
Beta-Bestrahlung des Menschen und 
zum Teil inhomogene schwere Beta­
Hau tbestrahl ung. 

Hilfsmaßnahmen für die Zukunft 
sind hier kaum sinnvoll ab leitbar, da 
der Unfallab la uf lokal kaum voraus­
sagbar ist und zudem zusätzliche ther­
mische und mechanjsche Schädigun­
gen bei einem weiteren Unfall nicht 
ausschließba r sind . 

Für die Menschen in der näheren 
Umgebung des Kraftwerks resultierte 
eine vergleichsweise niedrigere Strah­
lenexposition von nur bis zu 0,4 Gy. 
Eine möglich gewesene höhere Strah­
lenexposition wurde durch folgende 
Maßnahmen verhindert: Ausgabe 
von Jodtabletten zur Reduktion der 
internen Strahlen belastung durch ra­
dioaktives Jod . Zu Beginn vermehrter 
Aufenthalt in den Häusern , was die 
Kontamination und die externe 
Strahlenbelastung um den Faktor 2 
bis 5 verminderte. Nach wenigen Ta­
gen Eva kuierung von 135000 Men­
schen aus einer 30-km-Zone um das 
Kraftwerk, die nach den aktuell ge­
messenen Dosisleistungen festgelegt 
wurde. 

Im September 1980 hielt das Internationale Institut für Stra­
tegisChe Studien (IISS) seine Jahrestagung in Stresa. Es 
stellte sie unter das Thema .Dritt-Welt-Konflikte und inter­
nationale Sicherheit", weil, wie der Direktor des Instituts, Dr. 
Christoph Bertram, betonte, das Thema noch immer neuar­
tig und ungewohnt sei. 

Kann das unwidersprochen stehen bleiben? Ist es nicht viel­
mehr so, daß die Dritte Welt gerade in letzter Zeit in unser 
Bewußtsein gerückt ist, und erleben wir nicht täglich, wie 
sich die Stimmen mehren, die nach größeren Anstrengun­
gen und Opfern zugunsten jener rufen, deren Anteil am 
Reichtum unserer Welt oft erschütternd gering ist? Versu­
chen wir uns nicht im Nord-Süd-Dialog, arbeiten nicht inter­
nationale KommiSSionen am Dritt-Welt-Problem, und gibt es 
nicht Politiker, die mit kritiSChem Hinweis auf die Milliarden­
höhe unserer Militärbudgets neue Prioritäten zugunsten der 
EntWiCklungshilfe fordern? 

All das ist richtig, und es wird, ungeaChtet der wirtschaftli-

Eine Verabreichung von Jodtabletten 
scheint nach jetzigem Wissensstand 
erst lohnend, wenn diese Dosis von I 
Sv überschritten wird , da andernfalls 
das biochemische Risiko des stabi len 
Jod höher ist als das Strahlen risiko. 
Eine BRD-weite Ausgabe von Jod­
tabletten an 60 x 106 Menschen wür­
de theoretisch möglicherweise etwa 
600 tödlich verlaufende thyreotoxi­
sche Krisen auslösen . Obwohl diese 
Zahl mcht mit letzter Sicherheit be­
weisbar ist, wie im übrigen das Strah­
lenrisiko durch J-131 auch , ist daher 
die Einnah me von Jodtabletten nur 
im Ernstfall gerechtfertigt. Dies war 
in der 30-km-Zone um Tschernobyl 
sicher der Fall , hat daher dort wesent­
lich zur Minderung der StraWenexpo­
sition in der Scilllddrüse beigetragen. 

Außerhalb der 30-km-Zone und in 
der BRD wurden Empfehlungen an 
die Bevölkerung gegeben, die im wes­
entlichen den Aufentha lt im Freien, 
insbesondere während Regenperio­
den , einschränkten und die Verzehr­
gewohnheiten betrafen . Insbesondere 
war die Milch aurgrund ihres ver­
gleichsweise hohen Gehaltes an J-131 
hiervon betroffen . 

Eine regelmäßige Kontrolle der Le­
bensm ittel für menschlichen Verzehr 
und der Fütterung von Milch- und 
Schlachttieren rührte im Saarland 
und auch anderen Bundesländern zu 
einer Minirillerung der Radioaktivi­
tätsaufnahme mit der Nahrung. 

Die Ausgabe von Jodtabletten wurde 
in der BRD untersagt, da Abschät­
zungen zeigten, daß die zu erwartende 
Strahlendosis in der Schilddrüse we­
sentlich niedriger liegen wird als I Sv. 

Christoph Bertram (Hrsg .) 

Dritt-Welt-Konflikte 

und internationale S icherheit 

OSANG Verlag GmbH 
Bonn , Römerlager 2 

186 Seiten , 38,- DM 

ISBN 3-7894-0081 -5 
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Insgesamt kann gesagt werden, daß 
die in der Umgebung von Tscherno­
byl eingeleiteten Maßnahmen sich als 
sinnvoll erwiesen haben. Sie sollten 
uneingeschränkt auch in der Bundes­
republik zur Anwendung kommen, 
wenn eine ähnliche Katastrophe mer 
eintritt. Speziell sollte für das gesamte 
Bundesgebiet ein Lager- und Vertei­
lungsplan für Jodtabletten vorgese­
hen werden. 

Zusaananenfassung 

Der Kernkraftwerksunfall in Tscher­
nobyl (UdSSR) vom 26. 4. 1986 hat 
zu beträchtljcher Strahlenexposition 
von Menschen in weiten Teilen der 
UdSSR und Westeuropas geführt. 
Die eingeleiteten Schutzmaßnahmen, 
wie Verbleib in Häusern, Evakuie­
rung, Dekontamination, Einnahme 
von Jodtabletten und Kontrolle der 
Nahrungsmittel , haben wesentlich zur 
Minderung der Strahlenexposition in 
allen Bereichen beigetragen. Jodta­
bletten sind eine wesentliche Kompo­
nente bei der Bewältigung von radio­
logischen Folgen aus Kernkraft­
werkszwischeofällen. Sie sind dies al­
lerdings nur in Kombination rillt allen 
anderen Maßnahmen. 

Die za hlreichen Untersuchungen nach 
dem Kernkraftwerksunfall in Tschernobyl 
waren möglich durch die Unterstützung, 
die wir vom Bundesministerium des In­
nern in den vergangenen Jahren erhalten 
haben und durch die wertvolle Mitarbeit 
folgender Personen: C. Andres, F . Fehrin­
ger, H. G löbel , S. Kasperzik, R. Kunkel , 
H . Lehnen , G. Malter, I. Zä h. Allen sei an 
dieser Stelle herzlich ged ankt. 

chen Schwierigkeiten, die die industrialisierte Welt zur Zeit 
durchläuft, unser Problembewußtsein vergrößern. Dabei 
spielt es eine relativ untergeordnete Rolle, ob der Anstoß 
hierzu von der Moral oder mehr von Zweckmäßigkeitserwä­
gungen herkommt, deren Kern die Frage nach gesicherter 
Rohstoffversorgung und Absatzmärkten der Zukunft ist. 
Was aber in diesem Zusammenhang fehlt, ist die erschöp­
fende Auskunft, wie sich die Entwicklung der Dritten Welt 
auf das zentrale Problem auswirkt, ohne dessen Lösung 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Fortschritt gerade bei 
uns undenkbar ist: das Problem der internationalen Sicher­
heit. 

Die zwölf Autoren dieses aktuellen Buches vermitteln Ein­
sichten, die weit über die herkömmlichen Denkschablonen 
des Ost-West-Konfliktes hinausgehen. Nicht zuletzt machen 
die Beiträge der Experten deutlich, daß Sicherheitspolitik 
mehr ist als militärische Sicherheit. Rohölversorgung und 
Rohstoftzufuhr sowie die Sicherung der Absatzmärkte ver­
langen politische Flexibilität. 
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Polizeiaufgaben inl. Rahnl.en de .. 
Gesanl.tve .. teidigung und zivil­
nl.ilitä .. ischen Zusanl.nl.ena .. beit 

Hans-Jü .. gen Schntidt 

Derfolgende Beitrag will ein Versuch sein, die grundsätzliche Bedeutung der Aufgaben der Polizei 
des Bundes im Rahmen der Gesamt verteidigung exemplarisch darzustellen. 

Er will zur Diskussion anregen und auf die Gefahr hinweisen. daß der BGS, die multifunktionale 
Polizei des Bundes, aufgrund ständiger Beschneidungen und Umschichtungen ihrer personellen und 

materiellen Grundlage über kurz oder lang nur noch begrenz t einsatzfähig ist und damit ein erheblicher 
Bestandteil der zivilen und damit der Gesamtverteidigung zusammenzubrechen droht . Er will auf die 

Möglichkeit einer langfristigen Konzeptionfür den notwendigen Aus- und Aufbau dieses 
bundespolizeilichen Instruments im Rahmen der zivilen Verteidigung aufmerksam machen. 

Um den Regelkreis staat­
licher Aufgaben des wehr­
haften, freiheitlich demo­
krati schen Staatswesens er­
füllen und dadurch sowohl 

• die soziale Sicherheit, 
den Rechtsfrieden, 

• die innere Sicherheit und 

• die äußere Sicherheit, 
d . h . die Gesamtverteidi ­
gung (s. 2. 1) 

gewährleisten zu kö nnen, ist 
ein breites Spektrum vo n ge­
setzgeberischen Maßnah­
men erforderlich und sind 
verschiedenartige Poten ti a le 
der Exekutive notwendig. 

Diese Standbeine des 
Rechtsstaates sind : 

• die Sozial- und Lei­
stungsverwaltung, 

• die Polizeien vo n Bund 
und Ländern einschließlich 
des Verfassungsschutzes für 
den inneren Staatsschutz als 
Element der zivilen Verteidi­
gung und Gesamtverteidi­
gung. 

• die Streitkräfte der Bun­
desrepublik Deutschla nd 
für den äußeren Staatsschutz 
als militärisches Element der 
Gesamtverteidigung. 
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Der verfass ungsgemäße 
Verbund dieser drei Ele­
mente bildet eine TRIADE, 
d . h . soziale, innere und ä u­
ßere Sicherheit ergänzen 
sich , können jedoch nicht 
gegeneinander a usgetauscht 
oder ersetzt werden. 

Wird eines dieser Elemente 
geschwächt oder bricht es 
zusammen, z. B. durch feh­
lende Hausha ltsmittel, Läh­
mung a ufgrund von Fehl­
pla nungen, Zersetzung, Sa­
botage usw. , so ist der Ge­
samtaufba u des freiheitli­
chen Rechts- und Sozial­
staates gefäbrdet, es dro ht 
ibm Untergang oder Dikta­
tur durch sozia le Spannun­
gen, innere Unruhen, ä uße­
re ri sikofreie Einwirkung 
oder gar Einnahme durch 
einen möglichen Gegner. 

1 1 1984/85 stellte das 
• Bundesministeri-

um für Jugend , Familie und 
Gesundheit (BMJ FG) in ei­
nem Bericht zur Bevölke­
rungsentwicklung \0 der 
Bundesrepublik Deutsch­
la nd u. a. fest: 

»Eine Verringerung der Po­
lizeidichte in der Bundesre­
publik bis zum Jahr 2000 ist 
nicht wü nschenswert, eher 

eine Stärkung des z. Z . vor­
handenen polizeilichen Po­
tentia ls, da ansonsten mit ei­
ner erheblichen Steigerung 
der Kriminalität sowie einer 
Verunsicherung der Bürger 
zu rechnen und , damit ver­
bunden, die Stabilität der 
inneren Sicherheit gefährdet 
ist« (Bundes tagsd rucksache 
10/863 >Bevölkerungsbe­
richt<). 

Tm »Weißbuch zur Lage 
und Entwicklung der Bun­
deswehr 1985« stellt die 
Bundesregierung fest: »Zivi­
le Verteidigung ist ein un­
verzichtba rer Bestandteil 
der Gesamtverteidigung. Ih­
re Bedeutung muß noch 
stä rker in das Bewußtsein 
der Öffentlichkeit getragen 
werden. Die politische Ver­
antwortung für die Gesamt­
verteidigung trägt die Bun­
desregierung. 

Die Ziele für dje getrennten 
Bereiche der zivilen und der 
militä ri schen Verteidigung 
werden von der politischen 
F ührung vorgegeben, ihr 
Zusammenwirken wird 
durch so rgfä ltige Abstim­
mung in der zivil-militä ri­
schen Zusammenarbeit ge­
währleistet. « 

Bei der Beobachtung der 
Entwicklung der Poli zei des 
Bundes in den vergangenen 
Jahren und den Tendenzen, 
die den Bestand dieses einzi­
gen, truppen polizeilichen 
Kräftepotenti a ls, das der 
Bundesregierung kraft ori­
ginärer Zuständigkeit zur 
Verfügung steh t, möglicher­
weise beeinflussen, treffen 
die oben festgestell ten Aus­
sagen jedoch nicht zu . Eher 
das Gegentei l ist der Fall. 

Durch kontinuierliche 
Umorganisa tion und Auflö­
sungen, Umschichtungen 
und Reduzierung vo n vor­
handenen Einsatz- , Aus­
und Fortbildungskapazitä­
ten seit Mitte der 70er Jahre 
ist dieses wichtige E lement 
des polizeilichen Sicher­
heitsverbundes in erhebliche 
Turbulenzen geraten . In der 
Bilanz dieses Kräfteabba us 
liegt nicht nur eine gewichti­
ge Quelle für zahlreiche 
Schwierigkeiten und U nsi­
cherhei ten im Bereich der 
a ugenblicklichen BGS­
internen wie a llgemeinen in­
neren Sicherheitslage. Nach 
Meinung zahlreicher Exper­
ten liegt hier a uch die U rsa­
ehe für die nur zögerliche 
und zähflüssige zivil-militä-



ri sche Zusammenarbeit so­
wie die ka um zur Kenntnis 
genommenen Aufgaben der 
Polizei des Bundes a ls fester 
Besta ndtei l der zivi len und 
Gesamtverteidigung. 

Durch d iese Reibungsverlu­
ste wird nicht nur die Effizi­
enz der Bundespolizei und 
der Zivilverteid igung einge­
schrä nkt, es werden auch 
Chancen einer langfri stigen 
Konzeption für den Auf­
und Ausba u dieser multi­
funktion alen Polizei des 
Bundes vertan . 

1 2 Zwei Ereignisse 
• der verga ngenen 

I V2 Jahre werden nicht nur 
in die Geschichte des Bun­
desgrenzschutzes eingehen, 
sondern a uch die weitere 
Entwicklung der sicherheits­
politischen Debatte in der 
Bundes republik Deutsch­
land beeinflussen: 

• die Heeresüb ung »Flin­
ker Igel 1984« und 

• die Gro ßverba ndsübung 
des VII. US-Ko rps »Sichere 
Wacht« im Ja nuar dieses 
Jahres. 

Gesazntvertei­
digungsübun­
gen 

Erstma ls in der Geschichte 
der Bundesrepublik 
Deutsch land , der Bundes­
wehr, der Poli zei des Bundes 
und des Freistaates Bayern 
fa nd im Herb t 1984 unter 
der Leitung des Komman­
dierenden G enerals des Ir. 
deutschen Korps, Genera l­
leutnant Lange, eine Ge-

samtverteid igu ngsüb ung 
mit Voll truppe der beteilig­
ten Verbände und Einheiten 
statt, in der die Verzahnung 
der mi litärischen und zivi len 
La ndesverteidigung wirk­
lichkeitsnah d urchgespielt 
werden ko nnte. Die Vorbe­
reitu ngsphase für diese Hee­
resüb ung »Flinker Igel« 
dauerte etwa zwei Jahre. 

Eine 2. G esamtverteidi­
gungsübung mit Volltruppe, 
die Großverba ndsübung 
»Sichere Wacht«, fand im 
Ja nua r 1986, im Zuge der 
a llj ährlich sich wiederholen­
den REFORG ER (REturn 
o f FORces to G ERma ny) 
Ma növer der NATO, sta tt. 

Sie sta nd unter der Feder­
führung de VII. US-Ko rps. 

Während beim »Flinken 
Igel« die der NATO unter­
stellten Kräfte des Feldhee­
res , d. h . der Großverba nd 
des 11. deutschen Korps, ei­
ne ka nadische und amerika­
ni sche Brigade, das Zusam­
menwirken mit Teilen des 
der NATO nicht unterstell­
ten Territori a lheeres, dem 
WBK VI , dem BGS, der Po­
lizei und dem Zivilschutz 
des Freistaa tes Bayern, in 
einem Spa nnungs- und Ver­
teidigungsfa ll übten, er­
probten während der »Si­
cheren Wacht - Certa in 
Sentinal« die der NATO un­
terstell ten Teile der US­
Streitkrä fte in Süddeutsch­
land , d . h. der Großverba nd 
des VII. US-Ko rps, und die 
aus den USA eingeflogene 
Wisconsin Na tio nal Guard 
dieses Z usa mmenwirken mit 
dem Territo ri a lheer, d . h . 
dem WBK VI und den ein­
gesetzten Polizeikräften von 
Bund und La nd . Auch in 
diesem Fa ll bedurfte es einer 
über einjährigen Vorberei­
tungsphase, die aufgrund 
der eigenen Gegebenheiten 
bei den US-Streitkrä ften 
und den Sprachunterschie­
den besonders intensiv ver­
lief. 

An beiden Großverbands­
übu ngen beteiligte sich das 
GSK Süd als Teil der »zivi­
len Verteidigung« der Bun­
desrepublik Deutschland 
mit jeweils zwei GSA, das 
Bayer. Staatsministerium 
des Innern mit zwei Hun­
dertscha ften der BePo , der 
Bayer. Grenzpolizei , Lan­
despolizei sowie Krä ften de 
Zivilschutzes. 

D er A II/or: l{e!Jorel/ / 937 i l/ 
Löt:.en/Ostpreuß en. Eintritt 
in den BGS in Coburg 1956; 
Verwendung als Gruppenf üh­
rer und Allsbilder. Besuch der 
Sonderstufe 5 der Grenz­
sc!lLIt :.-Offi:.ierschule in Lii­
beck mit eljolgreichem Ab­
schluß der Hochschulreife. 
Dal/ach Teilnahme am 14. 
O/fizierlehrgang in Lübeck . 
Verwendung als Z ugführer 
einer .Jägerhundertschaft in 
der Grenzschutzabteilung I V/ 
2 in Coburg. Führer des Auf­
k lärungs- ( S W 11 mit 20 mm 
BM K) und schweren Z uges 
(SW III mit 76 mm BK) der 
S tabshundertschaf t der GSA 
I V/2 unter mehrfacher Ver­
wendung als sIel/v. Hundert­
schaf tsführer, Hundert­
schaftsfiihrer einer .Jägerhun­
dertsc!1C!ft. Hundertschafts­
führer der 2. A usbildungshun­
dertschaft ( I . Dienstjahr) . In 
dieser Eigenschaft gleichzei­
tig Lehrer für PR , SR , S PR 
oder OD. M itautor des Poli­
:.ei-Fach-Handbuchs - Ab­
schnitt BGSG ( Verlag Deut­
sche Polizei). 

Aufgrund der Einsatzbela­
stung Wackersdo rf schieden 
jedoch die Krä fte der BePo 
und Landespolizei (PP Mit­
telfranken) wä hrend der 
Übung »Sichere Wacht« be­
dauerlicherweise vo rzeitig 
a us, so da ß a uch der BGS 
seinen Übungsanteil in der 
letzten Phase kürzte. 

Im Rahmen des gesetzlichen 
Auftrages § 2 BGSG 
»G renzschutz«, § 3 BGSG 
»Aufgaben im Notsta nds­
und Verteidigungsfa ll« so­
wie § 9 BGSG »Unterstüt-

Polizei aufgaben 

zung der Polizei eine Lan­
des in ei nem Fall von beson­
derer Bedeutung« (s . Kap. 
3.3) hatten die eingesetzten 
Krä fte de G SK Süd als 
Übungsziele: 

1 Erpro bung und Ü ber­
• prü fung der z. Z . gü l­

tigen Ko nzeption der ver­
bandsmäßigen »polizei li­
chen Grenzsicherung« und 
des »Raumschutzes«. 

2 Überprüfung der ver­
• bandseigenen Versor­

gung und Entwicklung einer 
möglichen Anschlußverso r­
gung. 

3 Aktua lisierung und 
. Ausbildung in der Zu­

sammenarbeit mit den im 
Spannungs- und Verteidi­
gungsfa ll zu stä ndigen 
Großverbänden des 11. 
deutschen Ko rps, des Vll . 
US-Korps und des Territo­
ria lheeres (WBK VI) wäh­
rend der »polizeilichen 
Grenzsicherung«, des »Her­
auslösens a us der po li zei li­
chen G renzsicberung« und 
des »Ma rsches in einen 
rückwärtigen Raum«. 

4 Schulung in der zivi l­
• militä rischen Zusam­

menarbeit zwischen GSK -
WBK VI - Staa tsministeri­
um des Innern, PP Mittel­
franken, Grenz- , La ndes­
und Bereitschaftspolizei so­
wie Zivi lschutz im Ra hmen 
des »Raum- und Objekt­
schutzes« durch eine dem 
La nd Bayern zur Verfügung 
gestellte GSA . 

Beide Übungen endeten fü r 
die Verbände des GSK Süd 
mit einem großen Lo b sei­
tens der komma ndierenden 
G eneralitä t und der zahlrei­
chen militä rischen wie zivi­
len Beobachter dieser Ver­
anstaltungen. 

Unter den unter chiedlich­
sten Gelände-, Witterungs­
und Versorgungsbedingun­
gen bewiesen die eingesetz­
ten Beamten dieses GSK 
durch Disziplin und Ein-
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satzfreudigkeit ihre positive 
Motivation bis an die Gren­
ze der körperlichen Belast­
ba rkeit. 

Es zeigten sich aber auch 
deutlich die Schwachstellen, 
die Anfälligkeit und Ver­
wund barkeit einer über ei­
nen längeren Zeitraum (hier 
nur ei ne Woche) eingesetz­
ten GSA, insbesondere im 
Bereich des personellen Er­
satzes und der materiellen 
Versorgung aufgrund des 
Fehlens eines eigenen logi­
stischen Versorgungsweges. 

Aaf .. echte .. hal­
tang de .. inne .. en 
Siche .. heit 
gewäh .. leistet 

Beide, der Realitä t eines 
Krisenfalles nahekornmen­
den Übungen bewiesen ihre 
Notwendigkeit und Wich­
tigkeit für die Existenzsiche­
rung und Überlebensfähig­
keit der Verbände der Poli­
zei des Bundes in einem der­
a rtigen Geschehen . Nur 
wenn beides gewährleistet 
ist, kann der Gesetzgeber, 
können Regierung und 
Staatsbürger davon a usge­
hen, daß die Polizei des 
Bundes ihren gesetzmäßigen 
Auftrag a uch erfüllen kann; 
ihre Kräfte zur Aufrechter­
haltung der inneren Sicher­
heit im Krisen- , Spannungs­
oder Verteidigungsfall ein­
satzbereit zu ha ben. 

Beide Übungen zeigten mo­
dellhaft die Grundzüge der 
zivil-militärischen Zusam­
menarbeit als Spiegelbild ei­
ner funktionsfähigen Ge­
samtverteidigung. 

Beide Übungen boten Füh­
rung und Beobachtern a ber 
auch Gelegenheit, über ein 
politisch langfristiges Kon­
zept zur Stärkung des »poli­
zeilichen Sicherheitsverbun­
des« im Rahmen des »zivi­
len Verteidigungsauftrages« 
der Polizeien von Bund und 
Ländern nachzudenken: 
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1 Über eine Verstär­
• kung der polizei lichen 

Grenzsicherungsverbände 
und Verkleinerung der weit 
überdehnten Grenzab­
schnitte, um die Streitkräfte 
nicht bereits unterhalb der 
Schwelle eines Angriffs im 
Grenzgebiet einsetzen zu 
müssen , auch a uf die Gefahr 
hin, dadurch eine a ußenpo­
liti sche Krise zu eskalieren. 

2 Über den stufenwei­
• sen personellen und 

materiellen Auf- und Aus­
ba u einer runter den z. Z. im 
grenzna hen Ra um statio­
nierten GS-Verbä nden im 
Landesinneren a ngesiedel­
ten »2. Linie« in Form von 
»rückwärtigen Einheiten des 
Raum- und Objektschutzes« 
(s . Kap. 3.2) . 

Diese» Vi ion ei ner polizeili ­
chen Ra umordnung« eröff­
nete dem Bund , entspre­
chend dem »Programm für 
die Innere Sicherheit« zu­
dem die Möglichkeiten : 

I Den Bestand seiner 
• Polizei auf längere 

Sicht zu vergrößern, um da­
mit auch im Krisenfall über 
no twendige Reserven und 
eine eigene Logistik zu ver­
fügen . 

2 Die Integra tion der 
• einzeldienstlichen 

Aufgaben des GSE (Grenz­
schutzeinzeIdienstes) a n 
Ost- und Westgrenzen in die 
Grenzsicherungs- und Ob­
jektschutzverbände zu voll­
ziehen durch Aufbau von 
Sachgebieten K (Kriminal­
polizeiliche Ermittlungen/ 
Grenze) und S (Staats­
schutzdelikte/Grenze) mit 
dem z. Z . vorhandenen Per­
sonal des GSE. 

3 Durch einen derarti­
• gen Aufbau der Po li­

zei des Bundes, in Zusam­
menarbeit mit den Polizeien 
der Länder, den polizeili­
chen Sicherheitsverbund, 
die Polizeidichte und damit 
den Standard der inneren 

Sicherheit und zivilen Ver­
teidigung erheblich zu erhö­
hen. 

2 Defini tion der Ge­
• samtverteidigung, der 

zivilen Verteidigung und in­
neren S icherheit 

2 1 ~ie Gesamtvertei-
• dlgung: 

Sie ist die Summe aller für 
die Verteidigung notwendi­
gen 

• politischen, 

• mi litärischen und 

• zivi len Maßnahmen 

der Bundesrepublik 
Deutschla nd im nationalen 
Bereich und im NATO­
Bündnis und somit ein Ver­
bund nationaler und bünd­
nisgemeinsamer Verteidi­
gungsanstrengungen . 

2 2 Die zivile Verteidi­
• gung der Bundes­

republik Deutschland 

Sie umfaßt 

• die Vorbereitung und 
Durchführung aller zivilen 
( = nichtmilitärischen) Ver­
teidigungsmaßnahmen der 
Bundesrepublik Deutsch­
land und NATO sowie 

• die Selbsthilfe der 
Staatsbürger gegen eine Be­
drohung im Spann ungs­
und Verteidigungsfal l. 

Ziele der zivilen Verteidi­
gung si nd : 

I. Planung und Durchfüh­
rung von zivilen Vorsorge­
maßnahmen zum Schutz 
und zur Versorgung der Be­
völkerung, um zu gewährlei­
sten, daß 

• sie einen möglichen geg­
nerischen Angriff überlebt 
sowie 

• die Unterstützung der ei­
genen und der Streitkräfte 
der Bündnispa rtner gesi­
chert ist. 

2. Psycho logische Vorberei­
tung der Bevölkerung auf ei­
nen Konniktfall a ls Voraus-

setzung für einen wirksamen 
mili tä rischen Bereitschafts­
stand. 

2 3 Die innere S icher-
• heit 

Sie umfaßt: 

• den Schutz der verfas­
sungsmäßigen, politischen, 
rechtlichen und sozia len 
Ordnung des freiheit lich de­
mokratischen Rechtsstaa­
tes, d. h. der Staats- und Ge­
sellschajisordnung sowie 

• den Schutz des Einzelnen 
vor Gefahren , Straftaten, 
Unfa llen und anderen exi­
stenzbedrohenden Schick­
sa lsschlägen (s. Programm 
f. d . Innere Sicherheit, 
Kommenta r zu § 72 Sozial­
gesetzbuch). 

3 Aufga ben der Polizei­
• en von Bund und Län­

dern als Teil der zivilen Ver­
teidigung 

3 1 Die Aufrechter­
• ha ltung der 

Staa ts- und Regierungs­
funktionen umfaßt: 

• die Sicherstellung ei ner 
funktionsfähigen Rechts­
pnege durch die zuständigen 
Ressorts von Justiz und 
Strafvollzu g, 

• die Sicherung des Ge­
setzgebungsverfa hrens, 

• die Gewährleistung einer 
verfassungsgemäßen Regie­
rungs- und Verwaltungsa r­
beit sowie 

• die Aufrechterhaltung 
der inneren Sicherheit durch 
die Po lizeien von Bund und 
Lä ndern , den Verfassungs­
schutz und deren Unterstüt­
zung durch Teile der Bun­
deswehr (TerrHeer) . 

Um im Ka tastrophen-, Kri­
sen-, Spannungs- oder Ver­
teidigungsfall ihre Hand­
lungsfreiheit und -fähigkeit 
a ufrechtzuerhalten, müssen 
die politische Führung der 
Bundesrepublik Deutsch­
land , die Staats- und Ver-



wal tungsorgane jederzei t die 
Möglichkeit haben, sich für 
ihre Beurteilung der Lage 
ein mögUchst vollständiges 
Bild der Gefahrensituation 
zu beschaffen. 

Für die Umsetzungen ihrer 
Entscheidungen zur Abwehr 
ä ußerer bzw. innerer Gefah­
ren, 

• die erfolgreiche Weiter­
leitung und Durchführung 
der notwendigen M aßnah­
men durch die nachgeordne­
ten Behörden und 

• die rechtzeitige und um­
fassende Information der 
Bevölkerung ist es erforder­
lich, über ausreichende 
Kommunikationsmittel und 
-wege frei verfügen zu kön­
nen. 

Von besonderer Bedeutung 
sind ruerbei : 

• Das Verhalten der Be­
völkerung gegenüber Staat, 
Polizei und Streitkräften; 

• der Schutz der Kommu­
nikationsverbindungen zwi­
schen Regierung und Bevöl­
kerung, insbesondere Hör­
funk und Fernsehen (s. Bei­
spiel Manila) ; 

• der Schutz vor Sabotage 
an lebenswichtigen Ver­
kehrs- und Versorgungsan­
lagen; 

• die Abwehr von außen 
gesteuerter Bandentätigkeit 
durch subversive Aktionen 
und sog. Diversion im »ver­
deckten Kampf«. 

Jetzige Stä .. ke 
de .. Polizei 
unzu .. eichend 
iln K .. isenfall 

3 2 Der Polizei wird es 
• schwerfallen, allen 

Anforderungen in einer Kri­
se oder einem Verteidi­
gungsfall nachzukommen, 
wei l ihr bei der Aufrechter­
haltung der inneren Sicher­
heit naturgemäß eine beson-

Polizeiaufgaben 

Abb. 1 

Das geschlossene System der Gesamtverteidigung 

Landes­
verteidigung 

VERTEIDIGUNG 

Gesamtverteidigung: 

Sie ist die Summe aller tür die Ver­
teidung notwendigen 
- politischen, 
- militärischen und 
- zivilen Maßnahmen 
- der Bundesrepublik Deutschland 

im nationalen Bereich und im NA­
TO-Bündnis. 

Sie istein Verbund nationaler u. bünd­
nisgemeinsamer Verteidigungsan­
strengungen. 

ZIEL: Kriegsverhinderung durch Ab­
schreckung 

dere Bedeutung zukommt. 
Dies wird sie a ußerordent­
lich in Anspruch nehmen. 

Sie hat zunächst ihre frie­
densmäßigen, klassischen 
Aufgaben der Gefahrenab­
wehr und Strafverfolgung 
weiterzuführen und zu be­
wältigen. Aus der zu erwar­
tenden Sicherheitslage erge­
ben sich hierbei die Be­
kämpfung einer anwachsen­
den allgemeinen Kriminali­
tät und die Abwehr der Sub­
version in ihrer ganzen 
Bandbreite. 

Darüber hinaus werden der 
Polizei durch andere als im 
Frieden vorhandene Sach­
verhalte zahlreiche neue 
Aufgaben zuwachsen . 

Dieser Katalog umfaßt u. a .: 

• polizeiliche Grenzsiche­
rung durch die Verbände 
der Polizei des Bundes bis 
zum Zeitpunkt der militäri­
schen Grenzsicherung nach 
Aufmarsch der Verbände 
der NATO. 

Die politische Entschei­
dung, den BGS an der 
Grenze herauszulösen und 
an a nderer Stelle der Bun­
desrepublik Deutschland 
zur Aufrechterhaltung der 
inneren Sicherheit (z. B. im 
Raum- und Objektschutz) 
einzusetzen, trifft die Bun­
desregierung (s. Grenzsiche­
rungserlaß) . 

• Evakuierungsmaßnah­
men und Umquartierungen 
Verrundern von Panik und 
Plünderungen gern. VO zu 
§ 12 KatSG; 

• das Räumen und Sper­
ren von gefährdeten Gebie­
ten; 

• Lenkung von vorbereite­
ten Bevölkerungs- und 
spontanen Flüchtlingsbewe­
gungen (s . Studie »Go west« 
und Karte »Flüchtlingsstra­
ßen«); 

• verkehrspolizeiliche 
Maßnahmen für den Auf­
ma rsch der Streitkräfte 
(Freihalten der Straßen für 
Streitkräfte und Katastro­
phenschutz); 

47 



Ober*lchl (Annahme) 

Gesamlverteldlgung/Zlvile Verteidigung (NA u. 8undesrepubllk Deutschland) 

"'~I~tCf'IuI\N.C 
IrttefNI ""WI''',."s, 

~\.·I , NlDClelCh 

Norl:Yn .. " .... 

""-'" .. .... """9'9'.....,. 
USA - I(.~ 
cus~r '<t: 

, J. enen 

Abb.1a 

'''10 Ha'\libtl':h. 
,I .2 ~ 1o ~7 PnH .'.11 

48 

Jk.IItNW""": 'flh 
Europ...'ACE 

Obef,'" Ho_ ... ' v_ 
., 
E---'S .... PE 

MILIT .... RISCHE 
N"TO 

VERTEIDIGUNG 

G~$.m1ver1eldigung 
ZUSTANDIGKEIT oer BUNDESREGIERUNG 

~""rdin'hon d,uch BUNDESSICH~RHEITSR"T 
Erl"ß BMI v 7. 7. 19ü~ 

ZIVilE VERTEIDIGUNG 
Z"sland,tll(tllen von '0 BUI'\d ~Irws"rlen 

Koordm."on durch 8MI 

I ..... ""' .. .....a.chw..ee 
'" • PQMhlChef AuuchuO 
Sc:twme,ua" I s.c:huO 
w,..,."scn.t\5lussChun 

ZIVILE VERTEIDIGUNG 
om 

NATIONALEN BEREICH 
IM 73GG) 

r-------------~--------~--~'~ 
AUFRECHTERHALTUNG 

der ST AATS· und 
REGIERUNGS· 
FUNKTIONEN 

GESETlGEBUNOSFUNKTK>N 
GO 

SICHERST ELl UNG 
oer 

lebenswlchl+Qen 
VE RSORGUNG und 

BCDARFSDECKUNG 

ZIVILE 
Unle,,'ul · 
zungder 
STREIT · 
KRJ.nE 

REGIE · 
RUNGS· 
und VER· 

WAL · 
llINOS · 

fUNK1K>N 
00 



• Sicherstellung eines zi­
viischutzgemäßen Verhal­
tens der Bevölkerung; 

• Hilfeleistung in Scha­
densfällen; 

• Abwehr subversiver Ak­
tionen des »verdeckten 
Kampfes« und Schutz wich­
tiger Objekte vor Sabotage 
und Plünderung sowie Auf­
wiegelungsversuchen in Zu­
sammenarbeit mit dem Ter­
ritorialheer gern. Erlaß über 
Zusammenarbeit BGS, Lan­
despolizei , Bundeswehr und 
Objektschutzplänen; 

• Feststellung der zivilen 
Verteidigungs lage; 

• Übernahme von Fern­
meldea ufgaben, Fernschrei­
ben und Funksprüche für 
Führungsstellen der zivilen 
Verteidigu ng; 

• Verlegung von Strafge­
fangenen; 

• Bewachung internierter 
Ausländer; 

• Fahndung nach entflo­
henen Kriegsgefangenen; 

• Übergabe von feindli­
chen Soldaten, die die Waf­
fen gestreckt haben , an die 
S trei tkräfte; 

• Polizeiliche Vollzugshil­
fe 

• Durchsetzung von Lei­
stungsanforderungen 
(BLG), Bewirtschaftungs­
vorschriften, Heranzie­
hungs- und Einberufungs­
bescheide (ma terielle und 
personelle SicherstellungsG, 
BeschaffungsG). 

Aus dieser Aufzählung läßt 
sich bereits erkennen, daß 
die jetzige Stärke der Poli­
zeien von Bund und Län­
dern bei weitem nicht a us­
reichen wird , diese Auf­
ga benfü lle zu bewältigen . 

Es ist daher absolu t notwen­
dig: 

• Polizeireserven aufzu­
stellen (dies ist gem. Art. 
12a [3] GG möglich), 

• das vorhandene polizeili­
che Potential durch kl are 
Konzeptionen, Planungen 
und vorbereitete Maßnah­
men optimal auszuschöpfen , 

• die Polizei auf diese Auf­
gaben vorzubereiten und 

• sie en tsprechend der La­
geentwicklung schwer­
punktmäßig ei nzusetzen , 

• die Polizei von Aufga­
ben zu entlasten, die nicht 
zwingend den Einsatz von 
Vollzugsbeamten erfordern, 
und 

• eine enge zivi l-militäri­
sche Zusammenarbeit zu ge­
währleisten. 

4 Aufgaben und Ar­
• beitsebenen der ZMZ 

als Funktion der Gesamtver­
teidigung 

Sie ist kein eigenes Fachge­
biet, speziell auf die ZMZ 
zugeschnittene Rech ts­
grundlagen gibt e nicht. 
Allein der Versuch, derarti­
ges anzustreben, müßte sich 
als praktisch undurchführ­
bar erweisen und scheitern. 
Einzelregelungen sind daher 
um so notwendiger. »Sie ist 
eine Klammer, die die mili­
tärische und zivile Verteidi­
gung zu einer gemeinsamen 
und einheitlichen Gesamt­
verteid igung verbinden 
so l\.« 

Die ZMZ umfaßt alle zwi­
schen 

• NATO-Befehlshabern 
und nationalen militärischen 
Dienststellen und/oder zivi­
len Behörden der Bundesre­
publik Deutschland 

• vereinbarten Maßnah­
men (im Frieden, Katastro­
phen-, Spann ungs- und V­
Fall) 

• zur Regelung des Ver­
hältnisses zwischen eigenen 
sowie alliierten Streitkräften 
und der Bevölkerung in Ge­
bieten, in denen Streitkräfte 
sich bewegen, versorgt wer­
den müssen oder zum Ein­
satz kommen. 

4 1 Aufgaben 
• ZMZsind: 

der 

• Zusammenarbeit der Po­
li zei, des BGS, anderer zivi­
ler Behörden und der Bun­
deswehr (Erlaß BMI über 
Zusammenarbeit/Grenzsi­

cherung), 

• Unterrichtung über die 
militärische Lageentwick­
lung sowie die Absichten 
und Forderungen der NA­
TO-Befehlshaber, 

• Zusammenarbeit des zi­
vilen und militärischen 
ABC-Melde- und Warn­
dienstes, 

• ziviles und militärisches 
Sanitäts- und Gesundheits­
wesen, 

• gemeinsamer Schutz des 
rückwärtigen Gebietes, 

• Lähmungsmaßnahmen, 

• gegenseitige logistische 
Unterstützung, 

• Pionierunterstützung, 
Infrastruktur, Schadensbe­
kämpfung, 

• Inanspruchnahme örtli­
cher Hilfsmittel durch die 
Streitkräfte, 

• personelle und materiel­
le Ergänzungen durch Mo­
bilmachung, 

• zivile und militärische 
Verkehrsführung, 

• Abstimmung des zivilen 
(ZAP) und militärischen 
Alarmplanes. 

4 2 Die Arbeitsebenen 
• der ZMZ 

Bundesebene 

Polizeiaufgaben 

1 Der Bundessicherheits­
. rat (BSR/ 1955) mit 

nachgeordnetem 

• Abteilungsleiteraus­
schuß (ALA) und 

• interministeriellem Se­
kretariat; 

2 Interministerieller Kri­
. sensta b ( 1972); 

3. Die Fachministerien. 

Oberstes nationales Koordi­
nierungsorgan der Gesamt­
verteidigung ist der Bundes­
sicherheitsrat (BSR). 

Unter Vorsitz des Bundes­
kanzlers sind ständige Mit­
glieder: 

• der Bundesminister des 
Äußeren, 

• der Bundesminister der 
Verteidigung, 

• der Bundesminister des 
lnnern, 

• der Bundesminister der 
Finanzen, 

• der Bundesminister der 
Wirtschaft, 

• der Bundesminister des 
Verkehrs. 

Der Generalinspekteur der 
Bundeswehr und der Beauf­
tragte für Abrüstung und 
Rüstungskontrolle nehmen 
bei Bedarf an den Sitzungen 
teil , die von dem nachgeord­
neten Abteilungsleiteraus­
schuß (ALA) vorbereitet 
werden. 

Karl Jaspers sagt: 
»Nur wer die Gefahr 
sieht und keinen Augen­
blick vergißt, kann sich 
vernünftig verhalten und 
tun, was möglich ist, um 
diese Gefahr zu beschwö­
ren.« 

Beitrag wird/ortgesetzt 
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ZivillDilitä .. ische 

Ve .. teidigung ZMZ 
Bindeglied de .. GesalDtve .. teidigung 

Eine k .. itische Bewe .. tung aus nailitä .. ische .. Sicht 
und des nailitä .. ischen Anteils 

E ine solch eigenartige 
Trennung von an sich ge­
meinsamen Aufgaben kann 
nur dann funktionsfähig 
sein , wenn ein a usreichend 
starkes Bindeglied das Ne­
beneinander zu einem Mit­
einander verknüpfen kann . 
Das ist die eigentliche Her­
a usforderung eines in der 
Verfassungs- und Rechtsla­
ge begründeten Pferdefußes 
an die zivi l-m ilitä ri sche Zu­
sammenarbei t. 

Sehr zutreffend wird in zahl­
reichen Publikationen auf 
die Notwendigkeit verwie­
sen, daß es endlich der Kon­
zeption einer Gesamtvertei­
digung bedarf, weil nur so 
zivi le und militärische Ver­
teidigung auf einer gemein­
samen Grundlage aufbauen 
können 1. Hierauf soll im 
Folgenden nicht weiter ein­
gegangen werden , denn die­
se elementa re Abhä ngigkeit 
bedarf keiner weiteren Er­
lä uterungen und Diskussi­
on. 

Vielmehr so ll geprüft wer­
den, ob nicht trotz fehlender 
Gesamtkonzeption wenig­
stens unterha lb der Bundes­
ebene Strukturen und Ver­
fahren den Anforderungen 
der zivil-militärischen Zu-
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Helge Schulenbe .. g 

sammenarbeit genügen kön­
nen oder wo Verbesserun­
gen möglich sein sollten. 
Dabei wird auf der bekann­
ten grundsä tzlichen Zuord­
nung der Zusammenarbeit 
( Abb. I ) a ufgeba ut, die sich 
in der administra ti ven Frie­
densarbeit a uch ei ngepen­
delt ha t. 

Bewertung und Kritik ge­
schehen a us militä ri scher 
Sicht und vo r a llem an die 
militärische Adresse. Sie 
sind in langjährigen Erfah­
rungen im Generalstabs­
dienst im Bereich Opera ti­
onsführung Landstreitkräf­
te und des Territorialheeres 
begründet. Gerade diese 
Verbindung hat zu der Er­
kenntni s geführt, daß die 
Trennung der Aufgaben in 
der Gesamtverteidigung in 
den Streitkräften eine 
Grundhaltung begünstigt, 
bei den eigenen Pla nungen 
Belange der Zivilverteidi­
gung überha upt nicht zu be­
rücksichtigen. Hängen nicht 
aber Ma ßnahmen der Zivil­
verteidigung wesentlich 
mehr von den Streitkrä fte­
planungen a b a ls umge­
kehrt? Wie ka nn unter sol­
chen Vo rzeichen ZMZ zum 
Bindeglied in der Gesamt­
verteidigung werden? 

Fachausschüsse 
de .. ZMZ 

Die in mehreren Bundes län­
dern gebildeten Fachaus­
schüsse ha ben eine nicht zu 
unterschätzende Bedeutung 
für eine intensive und funk­
tionsfähige zivil -militärische 
Zusammenarbeit, auch wenn 
nicht übera ll greifba re Er­
folge für eine Verbesserung 
des Gesamtzustandes in der 
Gesamtverteidigung erzielt 
werden können. Facha us­
schüsse auf Landesebene 
sind - solange ein schlüssi­
ges Konzept für diese Ge­
samtverteidigung fehlt - nur 
begrenzt in der Lage, Pro­
bleme der Zivilverteidigung 
zu lösen. 

Dennoch so llte von den 
Facha usschüssen erwartet 
werden , daß sie nicht nur 
auf dem Papier existent 
sind . Wenn in ma nchem 
Bundesland selbst Aus­
schüsse mit wichtigen Auf­
ga bengebieten über Ja hre 
nicht getagt ha ben, drängt 
sich die Frage einer Alibi­
funktion a uf. 

Ein Vergleich zwischen den 
in den Wehrbereichen 11 
(N iedersachsen und Bre­
men) und VI (Bayern) be­
stehenden Fachausschüssen 

( Abb. 2 und Abb. 3) zeigt of­
fensichtliche Auffassungs­
unterschiede in der Auf­
gabenzuordnung auf. Wäh­
rend zunächst im Wehrbe­
reich V I die kl are Zuord­
nung begrenzter Aufga ben­
gebiete besticht, überrascht 
im Wehrbereich 11 die Ein­
bindung zum Teil doch sehr 
sta rk differierender Auf­
gabengebiete in ei nem Fach­
ausschuß, wie etwa im FA I 
mit den Bereichen Infra­
struktur, Raumordnung, 
Sperren und Lähmungen, 
Kriegssta tionierung. 
Auch muß a uffallen, daß 
dem zuständigen Wehrbe­
reichskommando - als dem 
für die Mittlerfunktion ent­
scheidenden Stab des Terri­
torialheeres - in Bayern der 
Vorsitz in vier Fachaus­
schüssen o bliegt, während 
das WKB II nur den Vo rsitz 
in dem Fachausschuß für 
Manöver und Übungen - ei­
ner zudem reinen F riedens­
aufgabe - innehat. Auch lie­
ßen sich u. a. noch Fragen 
an die unterschied liche Ein­
beziehung militä rischer 
Dienststellen stellen , wenn 
man hier - was nicht beab­
sichtigt ist - den Vergleich 
zwi chen zwei Wehrberei­
chen fortsetzen wo ll te. Es 
geht mehr da rum, grund-



sä tzliche Überlegungen an­
zustellen, wie Facha us­
schüsse strukturiert sein 
so llten, da mit sie ein stärke­
res Bindeglied der ZM Z im 
Ra hmen der Gesamtvertei­
digung sein können und 
da nn in den Bundesländern 
einheitlich - im Sinne der 
Gemeinsamkeit - gebildet 
werden so ll ten. 

Folgt man der A uffassung, 
da ß es zwa r sehr viele Auf­
gabengebiete gibt, in denen 
zivile und militä ri sche 
Dienststellen zusammenar­
beiten, da ß aber ZM Z im 
engeren Sinne ein Begriff 
und eine Funk tion der Ge­
samtverleidigung2 ist, dann 
so llten Facha usschüsse der 
ZM Z nicht für rein friedens­
mä ßige , administra tive Auf­
ga ben eingerichtet werden. 

ZMZ ka nn und darf zudem 
keine Einba hnstra ße sein . 
Diese Gefahr besteht je­
doch, wenn nicht zugleich 
a uch die Opera ti onsführung 
der Streitkrä fte zum Gegen­
stand der Arbeit in den 
Fachausschüssen gemacht 
wird . ZM Z mu ß zivile und 
militä ri sche Verteid igung im 
Sinne des Wortes zusa m­
menbinden. 

In den Facha usschüssen 
müßten da her die sich je­
weils entsprechenden zivilen 
und militä rischen Sachbe­
reiche zusammengefa ßt 
sein . Wird nur das Auf­
ga bengebiet einer Seite be­
handelt, so ist dazu die Ein­
richtung eines Facha us­
schusses viel zu aufwendig. 
Nicht jede Facha rbeit benö­
tigt einen Ausschuß . 

Die Anza hl der Fachaus­
schüsse soll te so begrenzt 
werden, da ß eine entspre­
chende Ergä nzung a uf den 
Ebenen der Zusa mmena r­
beit un terhalb La nd/W BK 
entstehen ka nn . Ansonsten 
würden dort, in der Perso­
nalsitua tion begründet, 
zwar viele Facha usschüsse 

ZMZ 
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1) AAR:E, ATAF, Army Group, BALTAP, GERNORSEA, LANDJUT 

2) BAOR, CFE, FBA, FFA, RAFG, USAFE, USAREUR 

3) selbständige Brigade 

4) LFIKdo,LwA, LwUKdo, LwGrpKdo Nord u. Süd, FIKdo, MUKdo u.a . 
Abb. 1 

gebildet werden kö nnen -
nur sitzen sich letztlich d och 
immer nur dieselben Perso­
nen gegenüber. D a aber ef­
fekti ve ZMZ nicht a uf La n­
desebene enden darf, wäre 
eine Ausweitung a uf die 
Ebenen VBK/BezR egierung 
und möglicherweise auch 
VKK/ Kreis wü nschenswert. 

Unter diesen Prämissen wä­
ren folgende Facha usschüs­
se möglich und si nnvoll 

Fachausschuß Imi t den A uf­
ga ben 

Z: Aufrechterhaltung der 
Staa t -, Regierungs- und 
Verwa I tungsf unktion 

M: Opera tionsfü hrung der 
Streitkräfte 

Da dieser FA grundsätzli ­
che Aufgaben bearbeiten 
müßte, könnte ihm auch die 
Fun ktion ei nes Koordi nie­
ru ngsa usschusses übertra­
gen werden. 

Fachausschuß IJ mit den 
Aufgabe n 

Z: Versorgung der Bevölke­
rung 

M: Nutzung ziviler Lei­
stungen durch die Streit­
kräfte 

In diesem FA müßte u.a. 
a uch der Gesamtbereich des 
Sanitäts- und Gesundheits­
wesens mit erfaßt werden , 
der in beiden Aufgabenge­
bieten enthalten sein kann . 

Fachausschuß III mit den 
Aufgaben 

Z: Bevölkerungsbewegun­
gen 
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Gremien der ZMZ auf Landesebene im Frieden (Bayern /Wehrbereich VI) 
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Fachausschüsse der ZMZ In NIEDERSACHSEN 

Aufgeben Vor.ltz Mllglleder 

FA I Infrastruktur/Raumordnung/Sperren und WBVII WBK li/MI Niedersachsen/Senatskanzlei 
Lähmungen/Kriegsstationierung HB/Senator für Bauw. 

FA 11 Versorgung/Nutzung ziviler Lelstungen/Si- WBVII WBK II/MW Niedersachsen/Senator für Hä-
ehersteilungsgesetze len. Schiffahrt pp 

FA 111 Verkehrswesen/Zivile Transportleislungen NMW 
WBK II/WBV li/Senator für Häfen, SchlHahrt 
und Verkehr 

FA IV Öffentliche Sicherheit und Ordnung/ObJekt- NMI WBK II/WBV li/Senator lür Inneres schutz 

FA V Zivil- und Katastrophenschutz/Aufenthalts- NMI WBK II/WBV li/Senator für Inneres regelung 

FA VI Sanltäts- und Gesundheitswesen NMS WBK II/WBV li/Senator lür Gesundheit 

FA VII Manöver und Übungen WBK 11 WBV II/NM/Senatskanzlei 

FA VIII Fernmeldewesen NMI WBK II/NMIlSenator für Inneres 

FA IX Presse- und Öffentlichkeitsarbeit NMI WBK II/WBV II/Senatskanzlei 

Abb. 3 

M: Aufmarsch der Streit­
kräfte 

Fachausschuß IV mit den 
Aufgaben 

Z: Katastrophenschutz 

M: Schadensbesei ti gung 

I n diesem FA ist sicherlich 
eine Vermischung von Frie­
densaufgaben und Funktio­
nen der Gesamtverteidigung 
zulässig. 

Alle A ufgabenbereiche der 
ZMZ wären mit einer sol­
chen Zuordnung abzudek­
ken. Eine Sonderposition 
nimmt vielleicht d ie Presse­
und Öffentlichkeitsarbeit 
ein , für d ie ein eigener Fach­
a usschu ß denkba r ist, der 
sowohl Friedensaufgabe n 
als auch Aufgaben der Ge­
samtverteidigung abdecken 
würde. 

D ie F rage des Vorsitzes in 
den Fachausschüssen soll te 
nicht zum Prinzip erhoben 
werden, zumal dem Vorsit­
zenden kei nerlei Weisungs­
befugnis zusteht. Vielmehr 
so ll te nach dem Grundsatz 
gearbeitet werden , daß 
Konkurrenz das Geschäft 
belebt. Ein routinemäßiger 
Wechsel ka nn nu r dazu bei­
tragen, die Arbeit zu bele­
ben. 

U nverzichtbar wäre aller­
dings das Einbeziehen aller 
von der ZMZ Betroffenen -
dies sind immer zivile 
Dienststellen, Stäbe des Ter-
ritorialheeres und die 
Kommandobehörden der 
Streitkräfte . Nur so ist wirk­
lich zivil-mi li tärische Zu­
sammenarbeit effektiv. Dem 
deutschen Territorialheer ist 
die Mittlerfunktion übertra­
gen - vermÜte ln in beide 
Richtungen, Anwalt bei der 
Seiten und nicht nur Brief­
kasten. 

Hier schließt sich die Frage 
an, ob das Territorialheer 
dieser Aufgabe gewachsen 
sein kann. 

Das 
~ .. ito .. ialhee .. in 
de .. 
Mittle .. funktion 
de .. zivil-
anilitä .. ischen 
Zusaananena .. beit 

Kenner der Materie werden 
d iese Frage - auch bei kriti­
scher Selbstprüfung - mit ei­
nem klaren und eindeutigen 
NEIN beantworten können. 
Nirgendwo klaffen An­
spruch und Wirk lichkeit so 
weit auseinander wie bei der 
Wahrnehmung der Mittler-

funktion in der Landesver­
teid igung. 

»Die Mittlerfunktion der 
Territorialen Kommando­
behörden hat den 
Zweck, den im gleichen 
Raum mit unterschiedlichen 
Aufträgen operierenden 
Streitkräften und den dort 
zuständigen Organen der zi­
vilen Verteidigung eine 
möglichst reibungslose 
Durchführung ihrer Aufga­
ben zu ermöglichen. Dabei 
sind im Sinne der Gesamt­
verteidigung Interessen aus­
zugleichen und Planungen, 
Tätigkeiten und Weisungen 
zu koordinieren 3.« 

Da der Sinn der Gesamtver­
teidigung doch nur aus dem 
Verständnis einer bestehen­
den gemeinsamen Konzepti­
on entnommen werden 
kann, macht deren Fehlen 
die Erfüllung der gestellten 
Aufga ben im Ansatz bereits 
unmöglich. So ist es denn 
kein Wunder, daß sich das 
Territorialheer lieber mit 
sich selbst beschäftigt, als 
sich al Mittler der Gefahr 
auszusetzen, je nach Hin­
wendung auf der anderen 
Seite in die Nesseln zu set­
zen. 

Die Kommandostruktur der 
Territorialstäbe ist im we-

ZMZ 

sentlichen der Struktur der 
übrigen Streitkräfte angegli­
chen. ZMZ hat sich zu einer 
Nebenaufgabe entwickelt. 
Die rechtlich begründete 
Trennung von ziviler und 
militärischer Verteidigung 
aber bedarf eines Bindeglie­
des, das nicht stark genug 
sein kann. 

Um eine strukturelle Ver­
besserung zu erzielen, soll­
ten 

• beim WKB eine selbstän­
dige Generalstabsabteilung 
2M2 gebildet werden, in 
der Operationsführung, Si­
cherheit, Verkehrsführung, 
Versorgung, Schadensbesei­
tigung und Sanitätsaufga­
ben zusammengefaßt sind; 

• beim VBK analog eine 
Abteilung 2M2 gebildet 
werden; 

• beim V KK mindestens 
ein aktiver Stabsoffizier aus­
schließlich ZMZ-Aufgaben 
wahrnehmen; 

• das Verbindungswesen 
teilweise aus dem Reservi­
stenstatus in eine aktive 
Rolle überführt werden , um 
zumindest auf der militäri­
schen Führungsebene stän­
dig präsent zu sein, mit der 
die Territorialkommandos 
und die Wehrbereichskom­
mandos zusammenarbeiten . 

Die Qualität des Personals 
das in der ZMZ des Territo­
rialheeres eingesetzt wird , 
muß verbessert werden. Die 
Vor- und Ausbildung muß 
sicherstellen, daß das Perso­
nal über ausreichende 
Kenntnisse sowohl der mili­
tärischen Verteidigung als 
auch der zivilen Verteidi­
gung für den Raum verfügt, 
in dem es eingesetzt wird . 
Weder gibt es bisher den 
Anforderungen genügende 
Lehrgänge - so widmet z. B. 
der sieben wöchige Lehrgang 
»Gesamtverteidigung« an 
der Führungsakademie der 
Bundeswehr ganze fünf 
Ausbildungsstunden der 
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ZMZ 

Rolle der Zivil verteidigung 
und der Aufenthaltsrege­
lung - , noch wird die Perso­
nalauswahl den Qualitäts­
kriterien gerecht. 

Die Einführung eines 
Pfljchtlehrgangs für Offizie­
re, die in der ZMZ einge­
setzt werden so llen oder in 
den Opera tionsabteilungen 
höherer Kommandobehör­
den Verwendung finden, zur 
Gesamtve rteidigung mit 
Schwerpunkt Zivilverteidi ­
gung muß mit Nachdruck 
angestrebt werden. 

Ein solcher Lehrgang sollte 
an der Akademie für Zivil­
verteidigu ng eingerichtet 
werden, um dem zivilen 
Schwerpunkt gerechter zu 
werden. 

Wer strukturelle Verbesse­
rungsvorschläge mit Ko­
stenargumenten ablehnt, 
sollte dann wenjgstens prü­
fe n, ob nicht vielleicht auch 
ganz einfache Mittel eine 
allmähliche Verbesserung 
bringen können. Wäre eine 
Verwendung im Territorial­
heer - und insbesondere im 
Bereich der ZMZ - Voraus­
setzung für das Erreichen 
militärischer Spitzen ver­
wendungen, die nationalen 
Interessen in der militäri­
schen Landesverteidigung 
bekämen ein anderes Ge­
wicht. Vielleicht würde sich 
irgendwann ein Soldat in 
hoher oder höchster militä­
rischer Verantwortung dann 
der Aufgabe stellen, eine 
Konzeption der Gesamtver­
teidigung mitzuentwickeln . 

In den Territoria len Kom­
mandobehörden bedürfte es 
bei einer Rückbesinnung 
auf die wesentliche Aufgabe 
der Mittlerfunktion ZWI ­

schen ziviler und rnilitäri ­
scher Verteidigung keiner 
bedeutsamen Stellenver­
mehrung, an deren Forde­
rungen zu leicht strukturelle 
Refo rmen bei leeren Haus­
haltskassen scheitern . Das 
Personal ist vo rhanden. Es 
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muß sich nur der Hauptauf­
gabe widmen können. 

ZMZ in de .. Übung 
WINTEX-CIMEX? 

Die Übungen der Serie 
WINTEX-CIM EX gelten 
als Pa radebeispiel einer ein­
gespielten und gut funktio­
nierenden zivil-militä rischen 
Zusammenarbeit. Ist das 
wirklich so? Mit Recht wei­
sen alle an der Übung betei­
ligten zivilen Dienststellen 
auf Erfolge und Verbesse­
rungen hin , die aus WIN­
TEX-CIMEX resultieren. 
Auch das stetige Aufzeigen 
anhaltender Mängel und 
ungelös ter Probleme kann 
als Erfolg dieser zweijähri­
gen Übungsserie verbucht 
werden. 

Aus einer kritischen militä­
rischen Sicht zeigt die 
Übung WINTEX-CIM EX 
jedoch deutliche Verschleiß­
erscheinungen und Schwä­
chen, die zu einer Überprü­
fung der K onzeption dieser 
Übung führen sollten. 

Da ist zunächst einmal das 
Überfrachten der Ü bung 
mÜ einer Unmenge von 
Übungszielen . Insbesondere 
militä rische Führungsstäbe 
packen nahezu a lle ungelö­
sten Fragen in die Übung 
und glauben, Experimente 
jeder Form könnten Erfah­
rungen und Ergebnisse für 
theoretische Überlegungen 
bringen. Sie übersehen, daß 
aus einer Verfahrensübung 
nur das herauskommen 
kann, was vorher eingege­
ben wurde - es sei denn, sie 
wollen bewußt, daß ein be­
stimmtes Ergebnis heraus­
kommt, um militä ri sche 
Forderungen im politischen 
Bereich durchzusetzen, was 
leider häufig der Fa ll ist. 
Diese Fülle der Übungszie1e 
versperrt den Zugang zum 
Wesentlichen - der gemein­
samen Gesamtverteidigung. 

Das breite Spektrum der 
Ü bungsziele, von den politi -

schen K onsul ta tionen im 
NATO-Bündnis bis hin zur 
Verwaltungsarbeit einer Ge­
meinde in einer Krise, läßt 
schwerlich eine wirklich ge­
meinsame Übungstätigkeit 
zu. Allzu unterschjedlich ist 
auch die Teilnahme in den 
Bundesländern . Sie reicht 
von einer quasi Enthal­
tung bis zum engagierten 
Übungseifer. Zu oft wech­
seln zudem im zivilen und 
rnilitärischen Bereich die 
handelnden Übungsperso­
nen, um KontinuÜät sicher­
zustellen. WINTEX-CI­
MEX ist zur Routine er­
sta rrt und kann keine neuen 
Impulse geben. 

Der lobenswerte Versuch 
1985, WINTEX-CIM EX in 
geänderter Form zu üben, 
wurde viel zu rasch wieder 
aufgegeben. So bleibt es -
überspitzt formuliert - bei 
dem alten Schema, daß in 
der Phase I die zivile Vertei­
digung und in der Phase II 
die militärische Verteidi­
gung geübt wird . Gemein­
samkeit ist nicht notwendig. 
Wirkliche zivil-militärische 
Zusammenarbeit, Interessen 
ausgleichen, Planungen, Tä­
tigkeiten und Weisungen 
koordinieren, findet nicht 
sta tt. 

Zivil-mjlitärische Zusam­
menarbeit so llte in der Zu­
kunft andere Übungsfor­
men finden. Dabei sollte 
WINTEX-CIMEX sehr 
wohl als zweijährige Übung 
erha lten bleiben, dürfte 
jedoch die Ebene des 
Landes und des WBK nach 
unten nicht unterschreiten. 
W INTEX -CIMEX wäre 
dann die Gesamtverteidi­
gungsübung des Bundes und 
des Bündnisses, für die sie 
weiterhin einen hohen Stel­
lenwert und hochrangige 
Berechtigung hätte. 

Au f der Ebene der Länder 
und ihrer U ntergliederun­
gen müßten als Ersatz eigen­
ständige Übungen der Ge­
samtverteidigung konzipiert 

werden. Aus der schemati ­
schen Darstellung ( Abb. 4) 
kann ein Grundschema ab­
geleitet werden. In dem Jahr 
der WINTEX-CIMEX­
Übung beteiligen sich die 
Bundesländer und die WBK 
rni t einer gemeinsamen 
Rahmenleitungsgruppe an 
der gesamten Übungsphase. 
Eine solche Beteiligung wür­
de ausreichend sein , um das 
Übungsgeschehen zu stüt­
zen und zu nähren und wür-
de zudem die eigene 
Übungsbelastung gering 
ha lten. 

Für die Zwischenjahre legen 
die WBK in enger Zusam­
menarbeit mit den Landes­
regierungen und den im 
Wehrbereich operierenden 
Streitkräften CIM EX­
Übungen an, in denen ZMZ 
nach den geltenden Grund­
sä tzen und Verfahren unter 
länderspezifischen Gesichts­
punkten schwerpunktmäßig 
geübt wird . 

Die Ebenen der Bezirksre­
gierungenjVBK, der Land­
kreise etc.jVKK und die 
T ruppenteile der Streitkrä f­
te wären dann Übungsebe­
nen. Diese Übungen müß­
ten im hohen Maße das Ge­
meinsame der Verteidigung 
betonen, die gegenseitige 
Abhängigkeit deutlich ma­
chen und den Blick für das 
Miteinander schärfen. 

Mit begrenzten Übungszie­
len kann auf diesen Ebenen 
letztlich mehr erreicht wer­
den als mit dem Sammelsu­
rium in WINTEX-CIM EX. 

Die Konzeption einer Ge­
samtverteidigung kann auch 
durch kleine Schritte und 
winzige Bausteine von unten 
her beeinflußt, wenn nicht 
gar entwickelt werden. D as 
muß keine Illusion sein . 

Einer Illusion unterliegen 
hjngegen die Streitkrä fte, 
wenn sie ihre Planungen 
und Opera tionen auf grund­
sätzlich von der Bevölke­
rung geräumten Gebieten 



Abb. 4 

Plan für CIMEX-Obungsserie 

IVKKI Keine Übungsstab 

IKRElsl Übungsbeteiligung 

IVBKI Keine Übungsstab mit 

IBEZIRKI 
Übungsbeteiligung Leitunganteil 

IWBKI Gemeinsame Leitungs- und 

ILANDI 
Rahmenleitung Übungsstab für 
für WINTEX-CIMEX CIMEX 

Ungerades Jahr Gerades Jahr 

aufbauen. Überwiegend ist 
dies ihre einzige Vorstellung 
von Zivi lverteidigung. 

Eine lohnende Aufgabe für 
das Territorialheer in neu 
konzipierten Übungen Bin­
deglied- und Mittlerfunkti­
on in die Tat umzusetzen, 
die Zusammenarbeit durch 
Überzeugung zu verbessern . 

ZMZ-
übe .. zeugen. statt 
übe .... eden. 

Der Erfolg jeglicher Zusam­
menarbei t wird vom Grad 
der Kooperationsbereit­
schaft der Beteiligten ge­
prägt. Die Möglichkeiten 
für den Mittler zum Aus­
gleich sind immer nur be­
grenzt. Seine Überzeu­
gungskraft bestimmt jedoch 
das Maß der Kompromiß­
bereitschaft. 

Abb. I: 

Zah llos sind die ZMZ­
Besprechungen und Tagun­
gen mit dürftigen Ergebnis­
sen. Erfo lge lassen sich nicht 
herbeireden. Die Aussage­
kraft der Argumente und 
Informationen müssen 
überzeugen, und der Mittler 
muß Überzeugungskraft ha­
ben. Sola nge sich hohe al­
liierte Kommandobehörden 
mit (verbrieften) Feststel­
lungen die Mittlertätigkeit 
ve rbieten, kann das Territo­
rialheer weder überreden 
noch überzeugen - höch­
stens mitreden. 

Es wäre gut, wenn der für 
Krise und Krieg gefo rderte 
[nformationsaustausch be­
reits im Fri eden einsetzt und 
ständig praktiziert wird . 

»ln Kri se und Krieg ist ein 
ständiger Informations/fuß 
sowohl zwischen den ver­
bündeten Streitkräften und 

X .., '41 1 
Rahmenleitung 

XX .., '-+1 I 
Übungsstab 

XXX .., ~I I 
Leitungsstab 

den Territo ria len Komman­
dobehörden einerseits als 
auch zwischen Behörden der 
zivi len Verteidigung sowie 
der Bundeswehrverwaltung 
und den Territorialen 
Kommandobehörden uner­
läßlich. Die Terri tori alen 
Kommandobehörden müs­
sen sicherstellen, daß in der 
zivil-militä ri schen Zusam­
menarbeit die gegenseitige 
Informa tion über die Aus­
wirkungen der Absicht einer 
Seite a uf die Belange der an­
deren gewährleistet ist. 
Hierzu gehören besonders 
Informationen über 

• die militärische Lage 

• die regionale Sicher­
heitslage 

• die Lage der zivilen Ver­
teidigung 

• Besonderheiten des Rau­
mes4.« 

ZMZ 

Warum soll ten diese Infor­
mationen nicht schon im 
Frieden in beständigen, al­
lerdings gemeinsamen Ver­
anstaltungen ausgetauscht 
werden . Irgendwann wird 
bei den Streitkräften die 
Überzeugung reifen , daß sie 
nicht alleine in unserem 
Land operieren und Zusam­
menarbeit auch Rücksicht 
erfordert. Die Verfassungs­
und Rechtslage - um zum 
Ausgangspunkt zurückzu­
kommen - wird nicht be­
rührt und nicht verändert. 
Aber es würde der Zivilver­
teidigung und der Zivilbe­
völkerung zum Nutzen ge­
reichen, es wäre ein Ansatz­
punkt zur Gesamtverteidi­
gung. 

Literatur 
I Vg/. hierzu u. a. Jürg von 

Ka lckreuth »Zivi le Verteidi­
gung im Ra hmen der Ge­
samtverteidigung«. Aufga­
ben und Nachholbedarf der 
Bundesrepublik Deutsch­
land . Nomos-Verlagsgesell­
schaft 1985 . Internationale 
Politik und Sicherheit, Bd . 18 

2 Vg/. hierzu: Helmut Düll in 
»Zivi l-mi litärische Zusam­
menarbeit« in der Zeitschrift 
»Zivilve rteidigung 1/82« 

3 Vorschrift des BMVg »Das 
Heer in der Militä ri schen 
Landesverteidigung« AnwFE 
100/500 Nr. 107 

4 Vorschrift BMVg a. a. d . Nr. 
4 13 

Quelle: Vorschrift des BMV g »Das Heer in der Militärischen Landesverteidigung«, Bonn 198 1, Anlage 3 

Abb. 2: 

Quelle: »Zivile Verteidigung in Bayern 1982«, Bayerisches Staatsministerium des Innern, Oberfränkische Verlagsanstalt, 
Hof, Dezember 1982 
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E .. fah .. ungen 
aus de .. Notfalln.edizin 

Dexaanethason-21-isonicotinat - ein Antidot gegen 
Lungen .. eizstoffve .. giftungen 

Der Einsatz eines lokal applizierbaren 
Dosier-Aerosols mit Dexamethaso n-
2 1-isonicotina t bei a llen Lungenreiz­
stoffvergiftungen ha t eine grundsätz­
liche Änderung des T herapieko nzep­
tes erbracht. Durch prophylaktische 
Applika tion bei gefährdeten Pa tien­
ten am Unfa llo rt konnte in a llen Fä l­
len ein toxisches Lungenödem verhin­
dert werden. 

Der frühestmögliche Einsa tz eines lo­
kal applizierbaren Dosier-Aeroso ls 
mit D examethason-2 1-isonicotina t 
(Auxi loson®) bei a llen Lungenreiz­
stoffvergiftungen ha t eine grundle­
gende Änderung des Therapiekonzep­
tes erbracht (D aunderer, 1973). 
Durch p ro phylaktische Applika tio n 
am Unfa llort konnte a usna hmslos in 
a llen Behandlungsfällen ein Lungen­
ödem verhindert werden, und sei t ei­
nigen Ja hren wurde auf G rund de r 
umfangreichen Erfahrungen bei Ve r­
giftungen im F reien meist a uch a uf ei­
ne Klinika ufnahme der so behandel­
ten Patienten verzichtet (D a underer, 
1985). 

Beispiel eines 
Indusb'ieunfalls 

Durch eine exotherme Reak tion zwi­
schen Wasser und Meth yli socyana t 
wurden seinerzeit in Bhopa lj lndien 
Lungenreizstoffe vom Soforttyp wie 
Methylisocyana tdämpfe und ihre 
Zersetzungsprodukte frei. Aber es 
wurden da bei auch Lungenreizstoffe 
mit La tenzzeit, wie Phosgen und Ni ­
trose-G ase, frei. 

Nachdem etwa 3 000 Personen in den 
ersten Minuten und Stunden im Lun­
genödem erstickt waren, glaubten die 
zuständigen Ärzte, spezifi sche weitere 
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Maßnahmen seien nicht mehr nöti g. 
Die Ärzte schä tzten, da ß von den be­
tro ffenen 300000 Pa tienten, die in 
den unmittelbar in der Windrichtung 
von der Fi rma Unio n Carbide liegen­
den Slums lebten, etwa ein Drittel 
stärker vergifte t und etwa ein Zehntel 
sehr sta rk vergifte t wurden. G leich 
nach dem Unglück empfa hlen wir 
u. a. , daß a lle Betroffenen sofort - zur 
Prophylaxe einer spä teren tödlichen 
Lungenfibrose - Dexamethasonisoni­
co tina t a ls D osier-Aerosol inha lieren 
müßten. Bewährt ha tten sich a uch 
Na triumthiosulfa t-In fusionen zur Be­
ha ndlung systema ti scher Komplika­
tio nen und der Blausäurevergiftung. 
Da es in Bhopa l kein einziges Beat­
mungsgerä t und nur wenige Sauer­
sto ff- Flaschen gab, ko nnten wir Pa ti­
enten mit einer a kuten Lungenreiz­
sto ffvergiftung ausschließlich mi t Au­
xiloson Dosier-Aerosol behandeln . 
Unter fünf Hüben a lle zehn Minuten 
besserte sich rasch der quälende Hu­
stenreiz. 

Bei F rühgeburten im Brutkasten und 
Kindern a uf der Intensivsta ti on mit 
dem Vollbild eines tox ischen Lungen­
ödems vera breichten wir Auxiloson® 
über einen Beatmungsbeutel. Bei un­
sachgemäßer Anwendung ä nderte 
sich das klini sche Bild nicht, jedoch 
bei Pa tienten, denen die Anwendung 
erklä rt wo rden war. In einigen Fällen 
verschwanden vo ll a usgeprägte Lun­
genödeme bei Moribunden innerhalb 
ein iger Stunden, di e Pa tiente n wurden 
vo n ihren Angehörigen a ls gesund aus 
der Klinik mitgenommen. Wir ha tten 
etwa 1000 Pa tienten verso rgt. Die in­
dischen Ärzte erba ten 100000 weitere 
Auxiloson Dosier-Aerosole, die Be­
hörden der Zentra l regierung verhin­
derten jedoch eine Lieferung. 

Eigene E .. fah .. ungen: 

Pa tienten, die mit Dexamethaso n-2 1-
isonicotina t (Auxiloson Dosier­
Aeroso l) thera piert wurden: 

Vergiftung mit Anzahl 

Aro lein 4 
Alkyla lko ho l 1 
Ammo nia k 14 
Brandgasen 41 6 
Cadmiumox id 4 
C hloracetho phenon (CN) 7 
C hlo rgas 132 
Chromschwefelsäure 54 
Essigsä ureanhydrid 52 
La ugen, Säuren 42 
Ni trosenjGase 213 
Nitrosen-G ase und 

Ammonia k 3 112 
Paraguat 7 
Phosgen 3 
Schwefelwasserstoff 9 
WC-Reiniger (Domestos) 3 1 
Zinkchlo rid 3 

Beschwerdefreie Pa tienten bekamen 
prophyla kti sch einmalig vier Hübe 
Dexamethasonisonicotina t zum Inha­
lieren; Pa tienten mit Hustenreiz, Er­
regung oder Dyspnoe bekamen fün f 
Hübe im A bstand vo n zehn Minuten 
zum Inhalieren so lange, bis die Be­
schwerden verschwanden. M ax imal 
wurde I OP (Dosier-Aerosol) mit 150 
Hüben eingeatmet. Anschließend 
wurde keine andere medikamentöse 
Therapie mit Antitussiva , Seda ti va , 
H erzmittel o. ä. benötigt. 

Bei einer Vielza hl von Massenvergif­
tungen (Da underer, 1982) im ä rztli­
chen No tdienst, im Nota rztdienst, der 
Rettungsdienste, im Städti schen 
Krankenha us München-Schwa bing, 
im Klinkum rechts der Isar der Tech-



Notfallmedizin 

nischen Universität München sowie 
im Tox Center München wurde in 
den letzten zehn Jahren bei allen Pati­
enten nach Inhalation eines Lungen­
reizstoffes Dexamethason-21-isonico­
tinat verabreicht, kein einziger bekam 
daraufhin noch ein toxisches Lungen­
ödem oder andere Beschwerden (Lun­
genfibrose). Zwölf Patienten hatten 
bereits bei Behandlungsbeginn ein to­
xisches Lungenödem (röntgenolo­
gisch diagnostiziert) . 

Dosie .. ung 

Bei vermuteter Lungenreizgasexposi­
tion und fehlender klinischer Sympto­
matik empfahlen wir dreimal fünf 
Hübe im Abstand von zehn Minuten. 
Bei klinischer Lungenreizstoffsym­
ptomatik li eßen wir die Patienten fünf 
Hübe alle zehn Minuten einatmen bis 
zum Sistieren der Beschwerden bzw. 
bis die Packung leer war. Lediglich 
Intensivpnegepatienten mit einem 
späten Behandlungsbeginn oder einer 
Mischintoxikation, z. B. mit H2S, be­
kamen die prophylaktische bzw. the­
rapeutische Applikation in das Beat­
mungsgerät. 

Bevo .... atung 

Die Rezeptverschreibungspnicht ver­
hindert bedauerlicherweise noch die 
generelle Bereitstellung von Dexame­
thason-21-isonicotinat als zweitwich­
tigstes Antidot nach der Medizinal­
kohle in der Hausapotheke (Daunde­
rer, 1983). Unbedingt mitgeführt wer­
den sollte es in der Hausarzt-Notfall­
tasche (Daunerer, 1983) und in um­
fangreicher Menge an Bord aller Not­
arzt- und Rettungsfahrzeuge ein­
schließlich der Feuerwehreinsatz-Kfz. 
Kliniken und Rettungsdienste müssen 
für G roßunfälle ausreichende Lager­
haltung betreiben (Daunderer, 1984). 
Der Sanitätsdienst der Bundeswehr 
hat Dexamethason-21-isonicotinat 
eingeführt und betreibt entsprechende 
Arzneimi tte\-Lagerha I tu ng. 

Luftsicherheit 

Minuten entscheiden 

Da die möglichst frühzeitige Anwen­
dung des Dosier-Aerosols bei Lun­
genreizstoffvergiftungen sowohl si­
cher den Tod verhindern als auch eine 
spätere Lungenfibrose verhindern 
kann , ist die sofortige Anwendung am 
Unfallort dringend geboten. Minuten 
können von lebensrettender Bedeu­
tung sein! Da, wie erwähnt, Minuten 
über lebensrettende Therapie­
Maßnahmen bei Lungenintoxikatio­
nen entscheiden, ist es irreal, auf die 
Bestände der Bundeswehr zurückzu­
greifen. Vielmehr ist die Sicherstei­
lung einer Bevorratung in ausreichen­
der Menge von Dosier-Aerosolen für 
alle Rettungseinrichtungen und Sani­
tätsdienste dringend angezeigt. Dies 
bezieht sich in besonderem Maße zum 
Schutz von Arbeitnehmern und Be­
völkerung - im evtl. Rückblick auf 
das Verursacherprinzip - für alle In­
dustriebereiche, bei denen giftige G a­
se und Dämpfe freiwerden können. 
Hier ist das Zusammenwirken von 
Werksärztlichem Dienst, Geschäfts­
führung und dem Hauptverwaltungs­
beamten und Landräten gefordert. 

LUFTSICHERHEIT 
Rechtsg .. undlagen fü .. 
einen undassenden 
und 1Ni .. ksa.nen Schutz 
gegen Ang .. iffe auf die 
Siche .. heit des 
Luftve .. keh .. s 

In der F lut der Rechtsvorschriften 
scheint sie kaum beachtet worden zu 
sein: Die Lt!ftsicherheitsverordnung -
kurz: LuftSiV - , vom Bundesver­
kehrsminister erl assen und am 
29. Mai 1985 in Kraft getreten (Bun­
desgesetzblatt, Jahrgang 1985, Teill , 
788). Seine entscheidende Bestim­
mung: § I , durch den die den F lughä­
fen bzw. Luftfahrtunternehmen oblie­
genden Mitwirkungspflichten bei der 
sonderpolizeilichen Aufgabe der Ab­
wehr von Angriffen auf die Sicherheit 
des Luftverkehrs ebenfa lls zum 
29. Mai 1985 in Kraft gesetzt worden. 

Joachina Rott 

Luft.lcbe .. belt 

Seit fast 5 Jahren ist schwarz auf weiß 
im Bundesgesetzblatt zu lesen (BGBI. 
1 S. 1729, vom 25. 9. 1980), was der 
Gesetzgeber von den am Luftverkehr 
beteiligten privaten Unternehmen, 
d. h., den Flughäfen und Luftfahrtge­
sellschaften als eigenen Beitrag zur 
Gewährleistung der Luftsicherheit 
fordert. Aber erst seit dem 29. Mai 
1985 sind die beiden einschlägigen 
Vorschriften des Luftverkehrsgeset­
zes, näm lich § 19 b (Eigensicherungs­
maßnahmen der Verkehrsnughäfen) 
und § 20a (Eigensicherungsmaßnah­
men der Luftfahrtunternehmen), gel­
tendes R echt. 

Luftsicherheit - in der Sprache des 
Gesetzgebers heißt das »Schutz vor 
Angriffen auf die Sicherheit des Luft­
verkehrs, insbesondere vor Flugzeug­
entführungen und Sabotageakten« 
(§ 29c) LuftVG) - ist eine staatliche, 
von der Sache her gefahrenabwehren­
de und somit polizeiliche Aufgabe, die 
das Luftverkehrsgesetz den Luftfahrt­
behörden , also Sonderpolizeibehörden 
der Länder ausdrücklich als Aufgabe 
zuweist. 

Die jüngsten Anschläge gegen Ein­
richtungen des zivilen Luftverkehrs 

• Entführung der B 727 der TWA 
nach Beirut am 14. Juni 1985; 

• Sprengstoffanschlag in der Halle 
B des Frankfurter Flughafens am 
19. Juni 1985; 
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Luftsicherheit 

• Absturz der B 747 der »Air India« 
über der Irischen See am 23. ] uni 
1985; 

• Sprengstoffexplosion a uf dem 
F lughafen Tokio am 23 . Juni 1985; 

• Sprengstoffanschläge a uf den 
F lughäfen Rom und Wien am 
27. Dez. 1985 

haben nicht zuletzt auch die politi­
schen und interna tionalen Dimensio­
nen der Luftsicherheit wieder vor A u­
gen geführt, aber a uch gezeigt, da ß 
wir - trotz a ller Abwehrmaßna hmen 
- mit diesen Risiken letztlich zu leben 
haben. 

Siche .. heitsKftaß­
nahKften 

Nachdem der zivile Luftverkehr seit 
Beginn der 70er Ja hre weltweit 
sprunghaft durch terrori sti sche An­
griffe bedroht wurde, sah sich auch 
die Bundesrepublik Deutschla nd -
wie a lle luftfahrttreibenden Nationen 
- vor die Frage gestellt, wie sie diesem 
neuen Phänomen begegnen könne. 
Die Schwierigkeit bei der Konzipie­
rung geeigneter Schutzmaßnahmen 
lag einma l darin , daß der Luftverkehr 
besonders empfindlich ist und zum 
anderen a lle Maßnahmen weltwei t 
koordiniert werden mußten. 

Die vier bedeutendsten Anschlagsar­
ten , nämlich 

• Entführung von Luftfahrzeugen, 

• Herbeiführung des Absturzes von 
Luftfahrzeugen durch Sprengstoffe, 

• Zerstörung von Luftfahrzeugen 
durch Beschuß, 

• Sprengstoffanschläge auf Ver­
kehrsflughäfen, 

machten ein umfassendes, ausgewoge­
nes Sicherungskonzept notwendig. 

Dieses Sicherungskonzept umfaßt ei­
nen Katalog von präventiven Maß­
nahmen, festgelegt in einem Rahmen­
plan »Luftsicherheit« des Bundesmi­
nisters des Innern, der fü r Angelegen­
heiten der Luftsicherheit im Sinne der 
polizeilichen Gefahrenabwehr obersten 
Bundesbehörde. Die a ngeordneten 
Maßnahmen werden von den Luft­
fahrtbehörden der Länder entspre­
chend der Aufgaben- und Befugnisre-
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gelung in § 29 c Luftverkehrsgesetz in 
Bundesau/tragsverwaltung vo llzogen. 

Die wichtigsten Luftsicherheitsmaß­
nahmen sind : 

Fluggastbereich: 

• Lückenlose körperliche Durchsu­
ch ung der Fluggäste, 

• lückenlose Kontrolle des Handge­
päcks, 

• Verhinderung der Vermischung 
kontro llierter Passagiere mit unkon­
trollierten Personen in den nichtöf­
fentlichen Bereichen des F lughafens. 

Gepäckbereich: 

• Identifizierung des aufgegebenen 
Reisegepäcks; damit so ll verhindert 
werden , daß Reisegepäck ohne den 
dazu gehörenden Fluggast befördert 
wird . 

• Durchsuchung des a ufgegebenen 
Reisegepäcks bei bestimm ten beson­
ders gefä hrdeten F lugrouten. 

A uch für die Bereiche der Luftfracht 
und Luftpost sind bestimmte Sicher­
hei tsmaßnahmen angeord net. 

Was Kft'Ü.ssen die 
Gesellschaften tun? 

Die gesetzlichen Mitwirkungspflich­
ten der am Luftverkehr beteiligten 
Gesellschaften sind - wie bereits ein­
gangs erwähnt - am 29. Mai 1985 
rechtswirksam geworden. D ie in den 
§§ 19 bund 20 a Luftverkehrsgesetz 
geregelten Verpflichtungen sind da­
mit vom sei ben Tag an wirksam, un­
abhä ngig von der Vorlage bzw. Zu­
lassung der Ltljisicherheil.\pläne, in 
denen die ei nzelnen Maßnahmen zu­
sammenfassend darzustellen sind . 
Nach der eingangs erwähnten Luft­
SiV brauchen die Gesellschaften die 
Luftsicherheitspläne den Luftfahrtbe­
hö rden zur Zulassung, d . h. Genehmi­
gung, ni cht vor dem 28. November 
1985 vorzu legen. 
Die Verkehrsflughä/en (§ 19 b Luft­
verkehrsgesetz) sind z. B. zur Durch­
fü hrung fo lgender Sicherungsma ß­
nahmen verpflichtet: 

• Bauliche Gestaltung der F lugha­
fenanlagen unter Beachtung der Si­
cherhei tsaspekte, 

• Sicherung des Zugangs zu den 
nichtöffentlichen Teilen des F lugha­
fens (Zugangskontro llen etc.), 

• Bombenbedrohte Luftfahrzeuge -
soweit sie sich nicht in Betrieb befin­
den - a uf Sicherheitspositionen des 
F lughafens zu verbringen . 

Die Lu/t/ahrtunternehmen (§ 20 a 
Luftverkehrsgesetz) sind zur Durch­
führung fo lgender Sicherungsmaß­
nahmen verpflichtet: 

• Durchführung von Sicherungs­
maßnahmen bei der Abfertigung von 
Fluggästen und ber Beha ndlung von 
Post, Gepäck und Fracht. Dazu gehö­
ren u. a . F lugscheinkontrollen und 
Maßnahmen zur Identifizierung des 
aufgegebenen Reisegepäcks. Letztere 
so llen verhindern , daß aufgegebenes 
Reisegepäck o hne den dazu gehören­
den Fluggast befördert wird . 

• Sicherung abgestellter . Luftfa hr­
zeuge, 

• Bombenbedrohte Luftfahrzeuge -
soweit sie sich in Betrieb befinden -
auf eine Sicherheitsposition des Flug­
ha fens zu verbringen. 

Ilnte .. nationale .. Bezug 

Die auf den bundesdeutschen Ver­
kehrsflughä fen pra ktizierten Sicher­
heitsrnaßnahmen haben einen inter­
na tional anerkannten hohen Stan­
da rd . Sie gelten übrigens unter­
schiedslos für Inlands- wie für Aus­
la ndsflü ge, für den Linien- und für 
den Charterverkehr gleicherma ßen. 

Um auch im Ausland einen optima len 
Schutz deutscher F luggäste und Luft­
fahrzeuge zu gewährleisten, sind die 
innerdeutschen Sicherheitsmaßnah­
men auch Maßstab für die deutschen 
Gesell schaften im Ausland. Sind die 
behördlichen Maßnahmen auf aus­
ländischen Verkehrsflughäfen nicht 
ausreichend und ist eine Verbesse rung 
durch bilaterale Verhandlungen nicht 
erreichbar, so haben die deutschen 
Luftfahrtunternehmen zusätzliche Ei­
gensicherungsmaßnahmen (z. B. sog. 
»[Zweit]Kontrollen« der F luggäste 
und des Gepäcks) durchzuführen. Die 
gesetzlichen Eigensicherungspflichten 
der deutschen Luftfahrtunternehmen 
gelten nämlich nicht nur auf den deut­
schen Verkehrsflughäfen, sondern 
nach der ausdrückl ichen gesetzli chen 
Regelung a uch im Ausland (§ 20 a 
Abs. 2 Luftverkehrsgesetz) . 



Fortsetzung von Seite 38 

Es stellt insoweit keine Novellierung, 
sondern lediglich die Einordnung der 
bisher relativ isoliert im Rahmen des 
Katastrophenschutzgesetzes enthalte­
nen R egelung des § 12 in den größeren 
Sachzusammenhang des Zivilschutzes 
insgesamt mit seinen Tei lgebieten 
dar24 . Wo eine Eva kuierungspla nung 
erforderlich ist, zeigt beispielhaft die 
nachstehende Ka rtenskizze der Bun­
desrepublik Deutschland mit wahr­
scheinlichen Bevölkerungsbewegun­
gen im Alarm- und Verteidigungsfall. 
Sie basiert a uf Erkenntnissen bis zur 
Mitte der siebziger Jahre und mag in­
sofern überholt sein . Dennoch macht 
sie deutlich , 

• wo mit weitreichenden Bevölke­
rungsströmen verschiedener Zusam­
mensetzung gerechnet werden muß, 

• welche Katastrophenschutzbehör­
den für die Aufenthaltsregelung und 
Evakuierungsplanung örtlich zustä n­
dig sind und wo sie im Interesse einer 
integrierten Planung nachba rschaft­
li eh zusammenarbei ten müssen25 , was 
wiederum eine Abstimmung der Pla­
nungen nach Weisung der Aufsichts­
behö rden schon in normalen Frie­
denszei ten voraussetzt, sowie 

• wo voraussicht li ch mit Verkehrs­
stauungen zu rechnen ist, bei denen 
entsprechende Einsä tze der Po lizei 
(im Spannungs- und Verteidigungs­
fa ll einschließlich der Feldj äger ge­
mäß Art. 87 b Abs. 3 GG) sowie der 
für die Verkehrslenkung geeigneten 
Fachdienste des Katastrophenschut­
zes erforderlich werden. 

Ha tte die Verabschiedung des Bun­
desgesetzes über die (verteidigungsbe­
dingte) Erweiterung des Ka tastro­
phenschutzes im Z uge der Notstands­
gesetzgebung von 1968 den Anstoß 
gegeben für die friedensorientierten 
La ndeskatastrophenschutzgesetze der 
siebziger Jahre, die erst die begriffs­
notwendige Ausgangsbasis für eine 
bundesrech tliche » Erwei terung« des 
Katastophenschutzes schufen, so ha t 
die Bundesgesetzgebung der siebziger 
Jahre zum Umweltschutz, insbeson­
dere das Bundes-Immissionsschutzge­
setz von 1974, im Bund-Länder­
Bereich eine Wellt von Schutzvorkeh­
rungen gegen die in erster Linie von 
Kernkra ftanlagen a usgehenden Ge­
fahren unter Einschluß von Eva kuie­
rungsvorkehrungen ausgelöst. 

Es bleibt nun zu hoffen, daß die bei 
der Erstellung, übungsmäßigen Er­
pro bung und hoffentlich vermeidba­
ren Ernstfa llanwendung der Pla­
nungsrichtlinien der Länder für Eva­
kuierungen gewonnenen Erfahrungen 
a uch der Verteidigungsplanung des 
Bundes zugute kämen und - bei a ller 
gebotenen Geheimhaltung dieser Ma­
terie - etwas mehr Licht im Sinne ei­
ner grundsätzlichen Durchscha uba r­
keit in die Problematik der Aufent­
ha ltsregelung brächten. 

Dies würde die Öffentlichkeitsarbeit 
a uf dem Gebiet des Zivi lschutzes und 
damit insbesondere die Tätigkeit des 
Bundesverbandes für den Selbst­
schutz, a ber auch die Arbeit der Lehr­
institute auf diesem Gebiete spürbar 
erleichtern. 

Anmerkungen 

I BR-DrS 348/62, BTDrS IV /895, 
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den Bürger - mit dem Bürger«, 4. geän­
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zes im Sinne der A rt. 136- 141 des IV. 
Genfer Abkommens 

9 BTDrS IV /895 
10 17. GG-ErgG v. 24. 6. 1968, BGBI. I 

S. 709 
11 BTDrS IV/2 106, ZSKG v. 12.8. 1965, 
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F ußno te 12 

Aufenthaltsregelung 

12 SeG v. 9. 9. 1965, BGBI.l1232 u. 1240, 
suspendiert d. Art. 18 HaushSichG v. 
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Fi nÄ ndG v. 21. 12. 1967 , BGB\. I 
1259, aufgeh. 1968 d. § 18 KatSG 

13 So Nr. 2 BayRichtl. , Nr. 1.1.2 BW­
Hinw. 

14 Nr. I Bay Richtl. 
15 § I Abs. I Nm. 2, 4, 9 LKatSDVO BW 

i.V. m . An l. 2 B EvHinw. bzw. § 4 
BayKSG i.V.m. Nrn. 16, 18 , 20, 23 , 
26 b) , d), f) Ka tS-Org-Vwv. Der nach 
AVV-Org.-LSHD v. 21. 12. 1960, 
GM BI. 196 1, S. 49, gebildete Len­
k ungs- u. Sozialdienst besteht nicht 
mehr. Nach Nr. 3. 1 Ei ngliedWeisung 
LSHD/ KatS d . BMI v. 27 . 2. 1972, 
GMBI. S. 196, wurde er der Fach­
diensteinteilung des KatS a ngepaßt. 

16 BImSchG v. 15.3 . 1974, BGBI. I 72 1, 
ber. 11 93 

17 v. 6. 6. 1973, Bei l. 162, BAnz. 105 v. 
9 . 6. 1972 

18 v. 10.jI\. 3. 1975, GMB\. 1977. S. 633, 
erg. 9. 3. 198 1, GMB\. S. 188 

19 v.27. 12. 1976, GMB\. 1977, S. 48 
20 Nrn . 1.1 7 u . \.1 8 Bayer EvRichtl. 

i.V.m. dem DRK-Ausk unftwesen 
(Suchd ienst) gern. Entschl. d. Bay . 
StMdl v. 26. 7.1968 , MABI. S. 316 

2 1 § I 14,2 I 5, 31V BLG, a nwendb. gern . 
LKatSG Bayern (Art. 5), Bremen 
(§ 13), Hbg (§ 16), Nds (§ 29), RhPf 
(§ 28), Saar\. (§ 13), SchlH (§ 16). NW 
greift sta tt a uf das BLG a uf die Bestim­
mungen des OBG Ü. d . pol. Inan­
spruchna hme von Nichtstörern zu­
rück. 

22 A nlagen z. d. BayEv Richt\. u. BW­
Hinw. sowie die BayLeitsätze für die 
Erstellung besonderer A larm- u. Ein­
satzpläne v. 27. 5. 1980, MABI. S. 278 

23 nach 2 En twürfen v. Juni u. Nov. 84 
24 Vgl. § I ZSG 1976 
25 Gern. Art. 35 GG , §§ 4--8 VwVfG des 

Bundes u. VwVfGe der Länder, Nr. 32 
Abs. 4 u. 5 KatS-Org.Vwv. 

Ab 1. 1. 1987 neue Preise für 

ZIVILVERTEIDIGUNG 

Wir bitten unsere Bezieher 11m Ver­
ständnis , wenn wir wegen der gestiege­
nen Selbstkosten die Preise für unsere 
konkurrenzlose Fachzeitschrift erhö­
hen müssen: 

Einzelheft DM 17,60 
Abo mit \lier Quartalsnumme", 
DM 70.40. 
Danke. 
Verlag und Redaktion 
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Gerd Winter, u. a. ( Hrsg.) 
Umweltrechtliche Studien , Band I 
GR ENZWERTE 
»Interdisziplinäre Untersuchungen zu 
einer Rechtsligur des Umwell-, Arbeils­
und Lebensmillelschulzes« 
286 Seiten, illustriert mit Tabellen und 
Graphiken , DM 68,-
Werner- Verlag, DüsseldOl! 1986 

85 Industriezweige verarbeiten in der 
Bundesrepublik jährlich rund 800000 
Tonnen der C hem ika lie Formaldehyd . 
Mit Endprodukten, die Fo rmaldehyd 
entha lten - das sind Holz panplallen, 
Kunststoffe , Dämmateria lien etc . - , 
komm t jedermann tagtäglich in Berüh­
rung. 

Die Chemikalie ist ins Gerede gekom­
men , seit T ierversuche erga ben, daß 
durch Formaldehyd T umore ausgelöst 
werden können . Die Folge dieser wis­
senscha ftli chen Erkenntnis waren Be­
richte, Beratun gen und Vorsch läge der 
zuständigen Behörden, jenes Verwal­
tungsdickicht , das der Laie in der Re­
gel nur mühsam durchschauen kann . 
Ergebnis: Die Behörden fordern nun 
die Bundesregierung auf, u. a. a lle 
Spanplalten schlechterer Qua litä t zu 
verbieten, Spanpla llen, die mehr a ls 
0,05 ppm Forma ldehyd ausdün sten, 
so llen a ls nicht geeignet für Innenrä u­
me gelten. 

Mit diesem Beispiel ei nes ak tuellen 
»Umweltfalles«, der stellvertretend für 
etliche andere steht, beginnt die aus­
führliche Einführung des Herausgebers 
Gerd Winter, einem Rechtspro fesso r 
der Universität Bremen. Wie bei Form­
a ldehyd ist a uch in anderen Fä llen die 
Festsetzu ng der Grenzwerte ein heik ler 
Punkt im U mwelt- , Arbeits- und Le­
bensmillelschutz. 

Wie der Buchtitel a usweist, handelt es 
sich um umweltrechtliche Studien von 
Experten, die das Problem der Grenz­
wertsetzung aus verschiedenen Blick­
winkeln beleuchten. 

Um beim einführenden Beispiel zu 
bleiben: Ist Formaldehyd ta tsächlich 
krebserregend oder welchen Stellen­
wert haben na turwissenschaftliche 
Forschungsergebnisse, wenn Behörden 
Gesundheitsrisiken beschränken? WeI­
che Gesichtspunkte neben denen des 
Gesundheitsschutzes beeinnussen die 
Grenzwertermilt lung, gi bt es eventuell 
gar keine Alternative für einen besse­
ren Schutz? Wie werden einmal festge­
setzte G renzwerte rechtlich verwirk­
licht, d. h. wann können Grenzwerte 
a ls verbindlich gelten und Verstöße 
Sanktionen nach sich ziehen? 

Diese und noch weiterführende Fragen 
werden in der Studie eingehend disku­
tiert, wobei neben Naturwissenschaft­
lern a uch Wirtschafts- und Sozialwis­
senscha ftI er und Rechtswissenscha ftI er 
zu Wort kommen. Die Studie, beste­
hend aus 16 Einzelbeiträgen , basiert 
auf einem Seminar der Universität Bre­
men ( 1984/85), das bewußt interdiszi­
plinär a ngelegt war. 

Wer einen wi ssenschaftlichen und doch 
verständlich geschriebenen Einstieg in 
die Probleme der Grenzwertermilt lun g 
und politisch-rechllichen Umsetzung 
von Grenzwerten sucht, für den ist die­
ses Buch gena u richtig. Wer a llerdings 
nicht vo ll in die Materie »einsteigen« 
möchte, wird sich überfordert füh len. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß die 
wissenschaft liche Fachsprache sowie 
die recht za hlreichen Tabellen und 

PROJEKT S ;i NGER: 

Graphiken nicht immer leich t ver­
stä ndlich sind . Lobenswert die 25 Sei­
ten lange Einführung, die in knapper 
Form einen Überblick über die Pro­
blemstellungen der »Rechtsfi gur« 
Grenzwerte verschafft. 
wes 

ZWEISTU FIGER, GEFLÜGELTER RAUMTRANSPORTER 

Als realistisches Zukunftsprojekt für einen wirtschaftlichen Transport von Astronau­
ten und kleinen Nutzlas[en hat MBB über das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie bei der europäischen Ra umfahrtbehö rde ESA den Konzeptvorsch lag 
»Sä nger« eingebracht. 

SÄNGER 

Dieses zweistufi ge Raumtranspo rtsy­
stem mit einem Hyperscha ll -Flugzeug 
a ls Erststufe und einem Raketennug­
zeug a ls zweiter Stufe ist eine Ergän­
zung und Weiterführung des Hermes­
Rückkehrsystems und zugleich eine 
Alternative zum britischen »Hotol «­
Vorschlag eines einstufigen Raum­
transporters mit Kombina tionsa ntrieb. 
Der Vorschlag ist eine gemeinsa me Ak­
Ij on von UR mit UT und UL und ba­
siert a uf firm enfina nzierten Vorarbei­
ten. 

Die erste Stufe ist weitgehend ähnlich 
einem globalen Hyperschall -Trans-' 
portnugzeug, dem nächsten großen 
Mei lenstein der Luftfahrllechn ik, aus­
gerüstet mit Turbo-Staustrahl-Trieb-

werken. Die zweite Stufe wäre ein ver­
größerter Hermes-Gleiter, jedoch mit 
einem neuen Hochleistungs- Raketen­
triebwerk von MBB mit 500 kN Schub 
ausgerüstet, das Wasserstoff/Sta uer­
sto ff a ls Treibstoffe verwendet. 

Der große, inhä rente Vorteil dieses 
zweistufigen Konzepts ist neben der 
Vermeidun g größerer Ri siken die 
Möglichkeit, von Europa aus Sa telli ­
ten-Umla ufbahnen zu erreichen und 
von dort wieder zu jedem größeren 
F lughafen zurückzukehren. Der Vor­
schlag ha t in Europa großen Anklang 
gefunden. Es ist zu erwarten, daß in 
den nächsten Jahren dafür eine Reihe 
von sys temtechnischen Studien durch­
geführt werden. »M BB aktuell« 
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NEUES BOD EN HORC HGERA'T 
ZU R RETT UNG VE RSC H ÜTTE­
TER 

Nach den erschreckenden Erdbeben­
ka tastro phen in Ko lumbien und Mex i­
ko ist wieder einm a l in a ller Kraßheit 
deutlich gewo rden: Viele Verschüllete 
hä llen gerellet werden können. wenn 
es techni sch möglich gewesen wäre. sie 
unter dem Trü mmerschult mit Spezia l­
gerii ten zu o rten. Herkömmliche 
Ho rchgerä te, die a uf Luftschall oder 
no rmalen, kriiftigen Bodenscha ll rea­
gieren, waren dazu meist jedoch nicht 
in der Lage. 

Prof. Dr. Heinrich Ba ule, Emeritus in 
dcr Fa kultä t für Geowissenschaften 
der Ruhr-Universitä t und a ls Geophy­
siker seit Jahren mit Problemen dieser 
Art befa ßt, ist nun ei n Durchbruch ge­
lungen. Durch Weiterentwick lung ci­
nes a uch auf ihn zurückgehenden Berg­
bau-Horchgerä tes konnte er jetzt ein 
Bodenhorchgerii t crproben, das spe­
zie ll für den Einsatz im Katastrophen­
schutz, im Selbstschutz. insbesondere 
zur Menschenrellung, ko nzipiert ist. 
Dies war möglich durch Entwick lung 
einer neuen Dreikompo nenten­
Geophonsonde, die mit Hilfe eines 
Spezia lvers tii rkers a uch minima le Bo­
denschwingungen »hö rbar« machen 
ka nn . 

Bei weichen Böden, Sand , Trümmer­
schult oder Lockerges tein fehlen in der 
Regel Freq uenzen innerhalb der Hör­
grenze des menschlichen O hres, hier 
trill bevorzu gt der nur schwer lo ka li ­
sierbare Boden-Infrascha ll mit sehr tie­
fen Frequenzen auf. Prof. Ba ule hat 
eine Tieffrequenz-Geophonsonde kon­
struiert , die selbst Frequenzen bi s hin­
ab zu 2 Hz mit Hilfe eines besondcren 
T o nimpulsgenera to rs hörbar machen 
ka nn . Selbst Schwerverletzte oder Be­
wußtlose können a uf diese Weise geor­
tet werden. 

Ruhr-Universitä t Bochum 

ATEMLUFT AUS KOMPRESSO­
REN 
Fil/er-Kompak/einhei/ regeneriert Ver­
dich/e,.h~f/ zu A /emluji 

Die A temluftbox »Ultra pur A ir Sy­
stem «. Haa n, ist einc neuentwickelte 
Ko mpak tfilterein heit zur A ufberei tun g 
vo n Verdichterluft in Atemluft. Die 
Kompakteinheit wurde für den Ei nsatz 
a n Tauchgeriiten , Atemschutzgeriiten 
oder Atemmasken im Rettungs- und 
Med izin wesen konzipiert und eignet 

sich a uch zur Verwendung a n Gcfa h­
rensteIlen oder in Bereichen , wo Sauer­
sto ffm a ngel und/oder gesundheits­
schädliche Gas-/Schwebstoff'konzen­
tra tio nen herrschen. Selbst bei erhebli­
cher SchadstoITbelastung der Umge­
bungsluft und trotz der Verunreinigun­
gen. die innerha lb des Kompressors 
der Preßluft zugeführt werden (Öl, 
Feststoffpa rtikel e tc.) , wandelt die 

RLidolf Handwerk 
DIE S IC H ERSTELLUNGS- UND 
Z I VILSCH UTZGESETZE 
- Ein Lei/faden ji/r die Wil'lschafl -
162 Seilen . Tabellen . Formular-Muster . 
DM 29.-
Delllscher Fachschrifien- Verlag . 6200 
Wiesbaden 

Im Ra hmen der zivilen Verteidigung 
ko mmt der Wirtscha ft eine ex istentie lle 
Bedeutung zu bei der Bewä ltigun g der 
Vorsorgemaßnahmen für die Siche­
run g der freiheitlichen Gesell schafts­
o rdnun g im Kri sen-. Spa nnungs-. Ver­
teidigungs- oder Ka tas trophenfa ll. Die 
Funktionsra higkei t der Wirtscha ft und 
damit die Versorgung der Bevölkerung 
ka nn nur in der Z usa mmenarbeit von 
Staa t und Wirtschaft gewä hrleistet 
werden . Desha lb - so Hera usgeber und 
Verlag im Vorwort zu diesem Ba nd -
wiire es wünschenswert. in der Wirt -

Kompakteinheit über ein fünfstufiges 
Spezia l-Fi lterpaket Druckluft von Ver­
dichtern a ller Art in reine Atem luft 
um . Die Qualität der Atemluft über­
trifft a lle nationalen und internationa­
len Sta ndards. Integrierte Manometer 
und ein Universal-Indikator zur Erfas­
sung aller releva nten Meßgrößen die­
nen der F unk tio nsüberwachung vor 
und nach der F iltration und der Be­
triebssicherheit. Das System benötigt 
keine elektrische Energiezufu hr und 

kann daher a uch in explosionsgefahr­
deten Bereichen gefa hrlos eingesetzt 
werden. Über Schnellkupplungen si nd 
bis zu vier Verbraucher gleichzeitig zu 
bedienen . Gehä use, F ilter und Meßge­
rä te wurden für leichte Zugänglichkeit 
und einfache Wa rtung a usgelegt. 

U ltra filter G mbH . Düsseldorf 

schaft mehr A ufgeschlossenheit für die 
Erfordernisse der Zivilver teidigun g zu 
erreichen und zugleich im staatlichen 
Bereich das Bewußtsein der zentralen 
Bedeutung der Wirtschaft für das Ko n­
zept der zivil -militiirischen Gesam tver­
teidigu ng zu stä rken . 

Diese Broschüre soll Kenntnisse über 
die bestehenden Vorschriften , die be­
reits erlassenen Zivilschutz- und Si­
cherstellungsgesetze sowie die zu ihrer 
Durchführung ergangenen Rechtsver­
o rdnungen und Allgemeinen Verwal­
tungsvorschriften vermitteln . 

Tabellen , Übersichten und ein Anhang 
von Muster-Formularen, Ansch riften 
von Verbänden, Abkürzungen , Geset­
zes tex ten. Verordnungen , Verfahrens­
regelungen usw. erleichtern den Ein­
stieg in ei ne nutzenbringende Anwen­
dung dieses Leitfadens. 
emo 
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Wolfgang Spelh 
RECHTSFR AGEN DES EI NSAT­
ZES DER BUNDESWEHR UNTER 
BER ÜCKS ICHTIGUNG SEKUN Dii­
RE R VER WEND UNG 
Band 6 der Schriflen Sicherheit und 
Recht , 2 13 Seiten, brosch. , DM 1/6,­
J. Schweitzer Verlag München 

Der Primära uft rag der Bundeswehr 
liegt in der Ex istenzsicherung unseres 
Staates im ä ußeren und inneren Not­
stand. Dies ist Verfass ungsa uft rag. Au­
ßerha lb d ieses Primärauft rages a ber 
kann der Einsa tz der Bundeswehr in 
sek undä ren Einsä tzen erfolgen, und 
hier, bei diesem sek undä ren Ei nsatz, 
setzen Z ustimmung wie Kriti k glei­
chermaßen ein . 

Dieses Werk klä rt die Rechtsfragen des 
Ei nsatzes der Streitkrä fte; es weist 
nach, daß die Auslcgung des Vcrfas­
sungsvorbeha lts in Artikel 87 a Abs. 2 
des Grundgesetzes hinsichtlich »Ein ­
setzen« der Bundeswehr »a ußer zu r 
Verteidigung« da hjn gehen mu ß, unter 
dem Ei nsatzbegriff des Grundgese tzes 
nur das bewaffnete und unbewa ffnete, 
jedoch hoheitlich-obrigkeitliche Tä tig­
werden von So lda ten zu subsumieren. 
Täti gkeiten der Streitkräfte, die nicht 
unter d iesen verfassungsrechtlichen 
Einsa tzbegriff fa llen, unterliegen dem 
Verfassun gsvorbeha lt nicht. Ihre recht­
liche Zulässigkeit ergibt sich a us dem 
Gesa mtra hmen der Wehrordnung. 
Diese mißt jede Tä tigkeit nach dem 
d ienstlichen Zweck, dem »militäri­
schen Dienst«, die Bundeswehr a ußer­
ha lb ihres Primä ra uftrages im In- und 
Ausland einzusetzen. 

F ür d ie Leser der Z IVILVE RTE IDI ­
GUNG haben wir in Beiträgen 198 1, 
1982, 1983 und 1985 das Pro blem die­
ses Einsa tzes der Streitkrä fte für zivile 
Bela nge, vor a llem im K a tastrophen­
schutz, zu r huma nitä ren Hilfe, für 
Notei nsä tze berichtet und die Schwie­
rigkei ten aufgezeigt, solche Einsä tze 
rechtlich a bzusichern. Bernha rd G raf 
Schweini tz chrieb u. a. in »Dic Bun­
deswehr in zivilen Bereichen« 198 1: 
» ... N icht nur ih re G rö ße verschafft 
der Bundeswehr Bedeutung im zivilen 
Umfeld, sondern a uch ihre A usrü­
stung. Wie keine a ndere Institutio n un­
seres Staa tes verfügt sie über hochmo­
dernes, leistun gsnihiges G roßgerä t, das 
neben seiner eigentlichen militii ri schen 
Bestimmung a uch zivilen Zwecken 
dienstba r gemacht werden ka nn ... « 
Es werden Ei nsätze a ufgezä hlt im ei­
gens für Notlagen eingerichteten Such­
und Rettungsdienst der Bundeswehr, 
Unterstützung in Not gera tener ziviler 

Luft- und Seefa hrzeuge, Rettungshub­
schra ubereinsä tze, Einsa tz zur Hilfe 
bei Schiffska tas trophen, Ex plosio ns­
unglücken, Bergno t und Lawinenver­
schüttungen. Bei der Schneeka tas tro­
phe in Schleswig- Ho lstein trug die 
Bundeswehr »ei nen großen Teil der 
Last no twendiger Einsätze« . A ber a lle 
diese Einsä tze wurden mitunter hefti g 
kritisiert. 

Natürlich is t die Versuchung gegeben, 
die Hilfe dcr Streitkrä fte a uch do rt zu 
erbeten, wo diese von zivilen Rellungs­
einrichtun gen geleistet werden kö nnte. 

Das vorliegende Werk vo n Wolfgang 
Speth grenzt kla r die Rechtss tellung 
des Ein satzes der Streitkrä fte a b und 
bedeutet somit ei nc Entscheidungshilfe 
für a lle zum Einsa tz Vera ntwortl ichen. 
Das Werk gehö rte in die Arbeitsbibli o­
thck der Mili tä rs wie a uch der Bürger­
meister, der Ka tastrophenschutzo rga­
nisa ti onen, der Rellungseinricht'U ngen 
und a uch zum Rüstzeug für Jo urna li ­
sten: Ehe ein Einsa tz der Streitkrä fte 
a ngefo rde rt wird oder erwogen wird , 
ka nn dessen Rechtss tellung kla rgestellt 
werden - und ehe Kriti k a ngebracht 
wird, ka nn deren Bcrechtigung begrün­
det werden. 
emo 

T W IN T EC - D ER IN T ELLIGENTE 
A KUSTISCH E GLASBR UCH­
DET EKTO R 

Das Klirren des zerbrechenden G lases 
und nu r das Klirren des zerbrechenden 
G lases wird a ugenblicklich a ls Auslö­
sesigna l für das Einbruchmeldesys tem 
wirken, wenn das Meldesystem mit 
Twintec - einem neuen von ATG In­
truder (Ra umschutzanlage) entwickel­
ten G lasbruch-Detek tor, a usgerüstet 
is t. Twintec besitzt einen intelligenten 
Scha llprozessor, der nur a uf das Kli r­
ren des zerschmetternden Fenstergla-

ses reagiert. Dabei schirmt es a lle unbe­
deutenden Gerä usche, wie z. B. das 
Klingeln des Telefo ns, das Kla ppern 
der Schlüssel und Milchflaschen, a b. 

Twintec a na lys iert den N iederfre­
quenzto n, der durch den ersten An­
schlag beim Zerbrechen der Fenster­
scheibe verursacht wird , und wartet 
da nn auf den Hochfrequenzto n, der 
von dem zum Boden fa llenden G las ge­
macht wird, bevo r es Ala rm bläst. 

Es bietet vo llstä ndigen Schutz im Be­
reich von d re i Metern für a lle gro ßen, 
kleinen oder Mehrfach-Fenster mit un ­
terschiedlicher G lasscheibendicke -
von 3 mm bis 12 mm . Twintec wird 
von einer 10 V bi s 15 V G leichstrom­
quelle versorgt, mit niedrigem Energie­
verbra uch vo n 30 MA und einer 
Ala rmscha ltleistung von bis I Amp mit 
eingeklinktem LED -Ala rmindika tor. 

MOD ERN E BO A T WA TC H -
die vollkommene Lösung f ür die Proble­
me, die der Schutz der Jachlen stellt . 

Boa twa tch ist eine einzigarti ge una b­
hä ngige Radi o-Schutzanlage zur Über­
wachung von Booten in Liegehä fen -
o b im Wasser oder trocken liegend . 

Ein a uf dem Boo t eingeba utes Wa rnge­
rä t spürt Unbefugte, Feuer, Gas und 
Hochschl agwasserpegel und wa rnt mit 
Licht- oder To nsigna len a uf dem Boot 
oder sendet die Wa rnsignale a utoma­
ti sch zum Zentralfunkempninger im 
Ha fena mt des Betriebsführers weiter. 

ASH Techno logy G ro up Ud , Ash 
Ho use, Xerox Business Pa rk, M itchel­
dea n, G lo ucestershire, G LI 7 000 
Engla nd 

S PRENGSTOFFWIRKUNGS H EM ­
M EN DE FENSTER 

Als gro ße Neuheit zeigt die F irma 
Schneebeli e in sprengwirkungshem­
mendes Fenster »System Sälzer«. Da­
bei ha ndelt es sich um eine im F reifeld­
versuch entwickelte Fensterkonstrukti ­
o n, wo bei Fensterra hmen und G lasfül­
lung sprengwirkungshemmend geba ut 



sind. Dies geschieht durch Anordnung 
eines oder mehrerer Entlastungsele­
mente hintereinander mit Drucka us­
gle ichskammern. 

Bei der Ex plosion einer Haftladung 
durchschlägt die Ladung das ä ußere 
Entlastungselement. Der Ex plosio ns­
druck wird von dem in Abstand da hin­
terliegenden Schutzelement a urgera n­
gen und durch die Drucka usgleichs­
kammern nach a ußen a bgeleite t. Da bei 
rasten vorbestimmte Ra hmenteile in 
Richtung Angrirrsseite aus . Die großen 
Örrnungen ermöglichen den notwendi­
gen Druckausgleich schnell. Das 
Schutzelement wird so von der Explo­
sionsbeanspruchung weitgehend entla­
stet und hä lt stand . Das ga ra ntieren 
a uch die mass iven Verriegelungstei le in 
spezieller Anordnung. 

Dieses Fenster gibt es in verschiedenen 
Widerstand skla ssen. Eine Normierung 
der Widerstandsklassen ist in Vorbe­
reitung. Mit einer Videoschau werden 
die Sprengtestversuche am Stand ge­
zeigt. 

Vom gleichen System Sälzer werden 
a uch einbruchhemmende und durch­
schußhemmende Fenster und Türen zu 
sehen sein . 

»Protecto r« Fachzeitschrift für Sicher­
heit 

KOHL E ÜBER DRA HT 

Für den Braunko hlebergbau war die 
Stromwirtscha ft schon immer der 
größte Absatzbereich. Über 85 Prozent 
der Förderung werden zur Stromerzeu­
gung verwendet. Auch für den Stein­
kohlebergbau ist die Stromwirtschaft 
inzwischen zum größten Kunden ge­
worden . Etwa 45 Prozent der deut ­
schen Steinkohleförderung wurden 
1985 in den Kesseln der Kra ftwerke 
verreuert. Die Stromwirtscha ft hat sich 
mit ihren Kra ftwerksbauten zudem 
da raur eingerichtet, Stei n- und Braun­
kohle langrristig einzusetzen. 

Bekräftigt wurde dies durch den soge­
na nnten »Ja hrhunder tvert rag«, ei ner 
15jä hri gen Vereinbarung, die zwischen 
Steinko hlebergba u und Elektrizitä ts­
wirtschart a bgeschlossen wurde. Sie 
sieht vor, daß ab 1980 der Stei nko hle­
einsa tz kontinuierlich bis 1990 a ur 45 
Milli o nen Tonnen pro Jahr ges teigert 

wird und dann bis 1995 etwa aur die­
sem Niveau verble ibt. Damit wird ab 
Ende der achtziger Jahre über die Hälr­
te der Steinko hleförderung zur Strom­
erzeugung verwendet. 

»Stromthemen«, IZE Stresema nna llee 
23, 6000 Frankrurt am Main 

NEUE BRANDSCHUTZDiiMMANSCHETTE FÜR ROHRLEITUNGEN 

Die in den gängigen Dimensio nen von 
18 bis 42 mm Rohra ußendurchmesser 
erh ä ltliche Bra ndschutzdäm ma nschet­
te dient in erster Linie zur Abscho ttung 
einzelner Brandabschnitte, wenn Feuer 
a usbricht. 

Bevor es a ber gebra nnt ha t, ist die 
Brandsch u tzdämma nschette Bes ta nd­
teil einer VOB- und normgerechten 
Rohri solierung, die eine Wärmedäm­
mung entsprechend der Heizu ngsa nla­
genvero rdnun g gewä hrleistet, Fließ­
und Knackgerä usche vermindert und 
Schwitzwasserbildung verhindert. 

Beim Überschreiten ei ner bes timmten 
Temperatur findet ei ne Reakti on zwei­
er in die Brandschutzdä mma nschette 
eingeba uter spezieller Schichten statt, 
die durch Aurschäumen eine sichere 
Abschottung zwischen Ro hr und Mau­
erwerk bewi rkt und da mit verhindert , 
daß Fe uer und Rauch während der 
vo rgeschriebenen Feuerwiders ta nds­
da uer nach DIN 4102, Tei l 11. in a nde­
re Rä ume übertragen werden können. 

Die neue Mi ssel-Bra ndschutzdämma n­
schette is t 30 cm la ng und wird in Fo rm 
vo n zwei a urklappbaren und wieder 
verschließbaren Ha lbscha len gelierert. 

Sie wurde la ut Prürzeugnis und gemäß 
DIN 4102, Teil 11 , Ausgabe 12.85, 
» Bra nd verhal ten von Baustorren und 
Bauteilen«, vom Staatlichen Materia l­
prürungsam t Nordrhein-Westralen -
a bhä ngig vo n waagerechter oder senk­
rechter Wand- bzw. Deckendurchfüh­
rung und von der Ro hrdimension - in 
die Fe uerwiders ta ndsk lassen R 60 und 
R 90 einges turt. 

E. Missel GmbH & Co, Hortensienweg 
2 + 27, 7000 Stuttgart 50 

DER BUNDESMINISTER FÜR JU­
GEND . FAMILIE UND GESUND­
HEIT INFO RM I ERT NACH DER 
KERNKRAFTWERKSKATASTRO­
PHE BEI TSCHERNOBYL 

Kostenlos können a ngerordert werden 
bei m . 
Bundesminister für Jugend. Fam ilie 
und Gesundheit. Pressererera t, Kenne­
dyallee 105- 107, 5300 Bonn 2: 
SON D ERIN FORMATIONS­
DIENST ZU DEN AUSW IRKU N­
GEN VON TSCHERNOBYL 
und 
NACH TSCHERNOBYL ANT-
WORTEN AUF 2 1 F R AGEN. 
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DOPPELTES RISiKO 

In der Vergangenheit wurde die Aus­
breitung der Atom-Technologie vor a l­
lem desha lb mit Mißtra uen betrachtet, 
weil die Gefahr besteht, daß a ußer-den 
fünf a lten Atommächten a uch a ndere 
Staaten Kernwaffen entwickeln könn ­
ten . Nach der Ka tastrophe von Tscher­
nobyl ist das zweite Risiko der Kern­
kraft stä rker ins Bewußtsein der Welt­
öffentlichkeit gerückt: Die nie a us­
zuschließende Möglichkeit von 
schwerwiegenden Pa nnen in Kern­
kraftwerken . Wenn Unfalle scho n in 
der Sowjetunion geschehen. die immer­
hin jahrzehntela nge Erfahrung und ge-

EIN SCHIFF 
MITGROSSER KLAPPE 
Spezia/konstruklionen zur Ö /bekämp­
jung - Ungewöhnliche Doppe/rumpj­
Konstruktion 

Tankerunfalle auf See gehören zu den 
gefürchtetsten U mweltka tastrophen. 
A usla ufendes Öl verteilt sich innerha lb 
weniger Stunden zu ei nem dünnen 
Film. Je nach Wind und Seega ng 
kommt es mehr oder weniger rasch zu 
ei ner Wasser-in-ÖI-Mischung, und erst 
in Mo na ten bi s Ja hren kann mit ei nem 
biochemischen Abbau der a bgesunke­
nen Ö lklumpen gerechnet werden. 

Bei der Bekämpfung von Ö lk a tast ro­
phen auf See kommt es entscheidend 
da rauf a n, das a usgela ufene Ö l so 
schnell wie möglich zu beseitigen. 

Der Bundesminister für Forschung 
und Techn ologie ha t in den letzten 
Jahren a ls einen wichtigen Förder­
schwerpunkt im Bereich der Umwelt­
technologien verschiedene Vorha ben 
gefördert , d ie der Bekämpfung der 
Meeresverschmutzu ng, vor a llem der 
Ölbekämpfung, dienen. Neben ver­
schiedenen Systemen zur Eingrenzung 
eines Ö lteppichs mit Hilfe von schwi m­
menden Barrieren a us verschiedenen 
Ma terialien wurden a uch die Entwick-

lJf,l " 0'.'", 

schulte Techniker besitzt, wie sieht es 
da mit der Reaktorsicherhei t in Ent­
wick lungslä ndern aus? Diese F rage 
stellt sich um so dringlicher. je mehr 
Länder sich der a tomaren Technik zur 
Stromerzeugun g zuwenden. Bislang 
haben 29 Staa ten Kernkra ft werke oder 
Forschungsreak toren in Betrieb. Wei­
tere sieben Staaten ba uen oder p la nen 

lung und der Bau von zwei Schiffen auf 
der C. Lühring Schiffswerft gefördert , 
die a usgelaufenes Ö l »mit ihrer großen 
Kla ppe« einsa mmeln . 

Die ungewöhnliche Konstruktion der 
» Boltsand« besitzt einen Doppel­
rumpf, das heiß t, sie ist in seiner Mit­
telachse längsschiffs teilba r. Am Heck 
sind beide Rumpfh älften mit einem 
Gelenk verbunden . A useina nderge­
klappt bilden die bei den gut 45 Meter 
la ngen Schi ffs hä lften einen Öffnungs­
wi nkel von ci rk a 65 °. Diese »Klappe« 
ist dann etwa 42 Meter weit offen. Zwi­
schen den Sei ten dieses durch die 
Rumpfhälften gebildeten Dreiecks 
wi rd das Öl zusammengeschoben. 
Fä hrt das Schi ff wä hrend des Einsa tzes 
in Richtung der Wellenbewegung, bi l­
det sich in der Kla ppe ei ne beruhigte 
WasserOäche. So können die Abschöp­
fungseinrichtungen im hinteren Tei l 
des Schi ffes mehr Ö l einsa ugen a ls von 
einer durch Wind und Wellen rauhen 
See. 

Abschöpfei nrichtun gen in Verbindung 
mit Ö labscheidesystemen sind in bei­
den Rumpfhälften eingebaut. Das mit 
eingesa ugte Wasser wird nach der 
Trennung über Bord gepumpt, das Ö l 
in den rund 790 Kubikmeter fassenden 
Ladetanks gebunkert. 

taaten mit Kernkraftwerken/ Kernreaktoren 
Bau oder in Planung 

solche Anlagen. Und einige a ndere ha­
ben die Absicht bekundet , in der Z u­
kunft ebenfa lls die A to mkraft zu nut­
zen. G lo bus 

Statistische A nga ben: a to mwirtschaft, 
Stockho lmer Institut für Friedensfor­
schung (SI PR I) 

WISSENSWERTES RUND UM 
DEN MIKROFILM 

Wußten Sie. daß der Mikrofilm das 
schnellste und wirtschaft lichste Medi­
um für die Speicherung, den Transport 
und die Rückgewinnun g von Informa­
tio nen ist? Ist Ihnen bekannt, daß die 
Verbindung Computer/ Mikro film in 
Fachkreisen als geradezu idea l gilt? 

Der Nutzen des Mikrofilms ist so ge­
waltig, daß sein Stellenwert in der mo­
dernen Büroko mmunika ti o n ga r nicht 
hoch genug eingeschä tzt werden ka nn . 
Wer sich ein Bild davon machen will , 
sollte einma l einen Blick in die neue I n­
formations-Broschüre des Pho to indu­
strie-Verband s werfen. Sie gibt aus­
führlich und a nscha ulich Auskunft 
darüber, wo und wie der Mik rofi lm 
eingesetzt werden ka nn und welchen 
Nutzen er bietet. Die Mikro film­
Broschü re gibt es kostenl os beim : Ph o­
to industrie-Verba nd e. V., Ka ristraße 
19- 21, 0-6000 Fra nkfurt I. 
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A 

Akademie: »Zwanzig Jahre Akademie für zivile Ill/50 
Verteidigung 1966- 1986«; Wolfgang Beßlich 
Alternativenergie: »Nach Tschernobyl Alterna- 111/26 
tivenergie gefragt. Hat Erzeugung von Wind-
energie Zukunft?«; Bei trag der Messerschmitt­
Bölkow-B/ohm- Werke 
Ärztevereinigung: »Die Internationa le Vereini- 11/36 
gung der Ärzte« zu r Verhinderung des Atom-
krieges; W. Herzog 
Aufenthaltsregelung: »Aufentha lt regelung - IV /34 
Verdrängtes Tei lgebiet des Zivilschutzes?«; 
Wo((gang Beß/ich 

B 

Bundesamt für Zivilschutz: »Dr. Paul Wilhelm 1/ 12 
Kolb und Ha ns Georg Dusch«; Redaktionsbei-
trag 
Bevölkerungsbewegung: »Bevölkerungsbewe- 11/30 
gung und Aufmarsch der Streitkräfte - ein 
Konflikt?«; Helge Schulenburg 
Bundesärztekarnmer: »Wa rnung vor den Ge- 1/31 
fahren des Krieges - Katastrophenmedizini-
sche Vor orgemaßnahmen - Dringlichkeitsstu-
fen ärztlichen Einsatzes / (S ichtung)«; Bundes­
ärztekammer 

c 
Chemische Waffen : »Chemische Waffen in der 1/5 
Diskussion«; Gerhard Baumann 

D 

Datenbedarf: »Da tenbedarf und A VD-Einsatz 11/28 
im Katastrophenschutz und in der zivilen Ver­
teidigung«; Friedhelm Voge/busch 
Dokumentation: »Die geltenden Rechtsvor- Ill/9 
schriften der DDR zur Zivilverteidigung« 
Dokumentation : Originaltext a us ei nem DDR- 1/42 
Lehrwerk: »Lehrbuch über Zivilverteidigung, 
9. Schuljahr«; 

F 

Felskavernen: »Finnla nd - Felskavernen für 1/45 
den Zivilschutz«; Kari Saari 

J 

Jodtabletten : »Sind Jodtabletten im Katastro- IV /40 
phenfall sinnvoll? Konsequenzen aus dem 
Kernkra ftwerk sunfall«; B. Glöbel 

K 

Katastrophenrisiko: »Die Katastrophe aus si- II/20 
cherheitswissenschaftlicher Sicht«, Aspekte zur 
Qualifizierung und Quantifizierung des Kata­
strophenri sikos am Beispiel von Großwald­
bränden; Ralph Esser 
Katastrophenschutz: »Katastrophenschutz im 11/ 10 
medi zi nischen Bereich«; Jürg von Kalckreuth 
Katastrophenschutz: »Katastrophenschutz IV /25 
nach T chernobyl«; unerbetene Rat chläge an 
die Ratgeber unserer Regierung; Wolf R . Dom-
browsky 
Kata trophenschutz: »Leistungen des Bundes 1I/9 
für den Ka tastrophenschutz«; 
Kernkraftwerksunfall : »Tschernobyl - Zivil- 111/ 13 
verteidigu ng nach dem Kernkraftwerksunfall 
in anderem Licht?«; Eva Osang 

N 

Nierenver agen: »Die klinische Bedeutung des lU /53 
akuten Nierenversagens«; H. P. Schuster 
Nierenversagen: »Warum versagt die Niere im 11/46 
Schock?«; K. TllUrau 
Notfallmedizin: »Erfahrungen a us der Notfall- IV/56 
medizin«-Dexamethason-21-isonicotinat - ein 
Antidot gegen Lungenreizstoffvergiftungen«; 
M ax Daunderer 
Notfa llmedizin: »Fortbildung in Notfallmedi- III / 17 
zin« mit Fragen zur Mitwirkung der niederge-
las enen Ärzte zum Verhältni zur Katastro­
phenmedizin«; Kurt Groesche/ 
Notfallmedizin: »Was können Ärzte bei außer- 1/34 
gewöhnlicher Strahlen belastung tun?«; perimed 
Schriftenreihe >Notfall Mediz in< 
Notstandsplanung: »Norwegens zivi le Not- 1/39 
sta ndsplanung«; Tor Rolf Bryntesen 

p 

Photoelektrocbernie: »Photoelektrochernie - ei- 11 /34 
ne Option zur besseren Nutzung der Son­
nenenergie«; Uwe Eckener 
Polizeiaufga ben: »Polizeia ufgaben im Ra hmen IV /44 
der Gesamtverteidigung und Zivil-Militärische 
Zusammenarbeit«; Hans-Jürgen Schmidt 

R 

Ra umstation: »Ei ne gemeinsame Raumstati- 1/46 
on«; Rudi Reichert 
Reaktorunfall : »Der Reaktorunfall von IV/5 
Tschernobyl und seine Folgen«; W. H. Levi 
Rettungshundestaffel: »Rettungshundestaffel lI/ 51 
im Ein atz in Mexico-City«; Bemd Schatz 

65 



Jahresregister 

S 
Sicherheitszonen: »Zonen unterschiedlicher Si- IV /9 
cherheit darf es nicht geben«; Bundesinnenmini-
ster Zimmermann 

Sch 
Schutzräume: »Anforderungen an die Planung I/58 
und Ausführung von Groß- und Hausschutz­
räumen«, Teil IV; Ouo Schaible 
Schutzräume: »Anforderungen an die Planung I Il /44 
und Ausführung von Groß- und Hausschutz­
räumen«, Teil IV, 2. Folge; Ouo Schaible 
Schutzraumbau: »Neuer Schutzraumtyp, IV/ 16 
Teil I«; Ouo Schaible 
Schutzinformation: »Schutzinformation«; 1/21 
L. Clausen 
Schweizer Zivilschutz: »Schutzmasken jetzt 1/32 
auch zu Hause«; Schweizerische Zeitschrift 
»Zivilschutz« 

St 

Stationierungsrecht: »Das Stationierungsrecht 1/25 
der NATO-Streitkräfte auf deutschem Boden«; 
Wolfgang Beßlich 

T 
Technikeinsatz: »Von der Lichtlaufkette bis LI / 16 
zum Computer, Technikeinsatz im Zivil- und 
Katastrophenschutz - Möglichkeiten, Grenzen 
und Widerstände«; Wolf R. Dombrowsky 
Technikeinsatz: »Von der Lichtlaufkette bis llI/21 
zum Computer, Technikeinsatz im Zivil- und 
Katastrophenschutz - Möglichkeiten, Grenzen 
und Widerstände«; Tei l 11; Wolf R . Dombrowsky 
Technische Risiken: »Technische Risiken in der IU/37 
Industriegese llschaft. Erfassung - Bewertung -
Kontrolle«; Ralph Esser 
Tschernobyl: »Fakten und Schlußfolgerun- IV /29 
gen«; Gerald Kamelander 

V 

Verängstigung: »Sind wir noch einmal davon- 111/5 
gekommen?« Hermann Kater 
Verhalten : »Menschliches Verhalten unter dem 1/ 14 
Einfluß akuter Katastrophensituationen«; 
Ralph Esser 
Verteidigung: »Zivil-Militärische Verteidigung IV/50 
ZMZ Bindeglied der Gesamtverteidigung - Eine 
kritische Bewertung aus militärischer Sicht und 
des militärischen Antei ls«; Helge Schulenburg 

W 
Waffenwirkung: »Bemessung von Bauten und I/51 
Bauteilen gegen konventionelle Waffenwir­
kung«, Teil V; innerhalb der Beitragsreiche von 
Hermann Pahl: »Luftstoßbelas tung bei Nah­
treffern«; Gerhard Gürke 
Waffenwirkung: Bemessung von Bauten und lI/54 
Bauteilen gegen konventionelle Waffenwir-
kung«, Teil VI ; innerhalb der Beitragsreiche 
von Hermann Pahl: »Luftstoßbelastung bei 
Nahtreffern«, Forts. ; Gerhard Gürke 
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Waffenwirkung: "Bemessung von Bauten und lIi /57 
Bauteilen gegen konventionelle Waffenwir-
kung«, Tei l VII ; innerhalb der Beitragsreihe 
von Hermann Pahl: »B. Grundlagen, Erdstoß«; 
James Drake 

Z 
Zivi lschutzmaßnahmen: »Der Sinn von Zivil- 1/20 
schutzmaßnahmen«; Helmut Düll 
Zivilschutz: »Die Bedeutung des Zivilschutzes, 11/43 
Gedanken anhand des schweizerischen Mo-
dells«; Hans Mummenthaler 
Zivilschutz: »Zivi lschutz - fester Bestandteil 11/5 
deutscher Nachkriegspolitik . Ein Zivilschutz-
gesetz - Warum überhaupt und warum jetzt?«; 
Konrad Ammermüller 
Zivi lverteid igung: »Ökonomie der Zivilvertei- 1ll/30 
digung«; Philipp Sonntag 
Zivilverteidigung: »Ökonomie der Zivilvertei- IV / I 0 
digung«, TeillI ; Philipp Sonntag 
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